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BERUFSBILDUNG IN WISSENSCHAFT UND PRAXIS 

Zu diesem Heft 

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) von 1969 hat erstmals we­
sentliche Elemente der Berufsbildung auf eine bundesein­
heitliche gesetzliche Grundlage gestellt. Das BBiG hat zu­
gleich eine in der Bundesrepublik Deutschland völlig neuar­
tige Einrichtung geschaffen, das für Berufsbil­
dungsforschung (BBF). Das BBF übernahm die aus dem BBiG 
folgende Verpflichtung, die öffentli<;;he Verantwortung für die 
Berufsbildung durch zielgerichtete Forschungsarbeit (auf Bun­
desebene und mit Mitteln ,des _Bundes) möglichst wirkungs­
voll zu unterstützen. Inzwischen nimmt das BBF seit fünf 
jahren von Berlin aus diese wichtige Aufgabe wahr. Es ist 
trotz anfänglichem unfreundlichen Fremdv.erständnis heute 
nicht mehr aus Umfeld der Berufsbildung wegzuden­
ken. Das BBF kann es sich sogar leisten - wie in diesem 
Heft geschehen- eine Vielfalt von Meinungen und kritischen 
Anmerkungen zu seiner eigenen Genese zur Diskussion zu 
stellen. Darin steckt ein Pluralismus-Ansatz, den zu fördern 
eine Aufgabe der BBF-Zeitschrift "Berufsbildung in 
schaft und Praxis" ist. Dazu gehört auch der Versuch, in .die­
sem H,eft verschiedene mit per Berufsbildung verbundene 
gesellschaftliche Gruppen zu Wort kommen zu lassen; ein­
ll]al m!-!hr Indiz dafür, Forum fÜr Auseinandersetzungen über 
Fragen und Probleme der Berufsbildung zu §>ein und die 
Diskussion mitzubeleben. 

in den wenigen Jahren, die das BBiG nunmehr in Kraft ist, 
hat sich im Gesetzgebungswerk für die Berufsbildung eine 
wesentlictre Lücke gezeigt: Die Länder der Bundesrepublik 
Deutschland sind entsprechend ihrer durch das Grundgesetz 
gesicherten Kulturhoheit Träger des schulischen Teils der 
Berufsbildung uncf in ihrer Kompetenz de lege lata nicht ge­
nügemd· durch cfas BBiG berücksichtigt worden. Außerdem 
blieben wiclltige Bereiche der. Berufsbildung - z. B. der 
öffentliche Dienst - ausgeklammert. Die Bundesregierung 

Das vorliegende Heft wurde unter dem Rahmenthema "Be­
rufsbildung in Wissenschaft· und Praxis" geplant und gestal­
tet. Dieses Rahmenthema ist zugleich Titel unserer Zeit­
schrift. Die Beiträge befassen sich mit der Berufsbildungsfor­
schung, tler Arbeit des BBF, den Vorstellungen der an der 
berufi1Chen Bildung Beteiligten und Arbeitsergebnissen aus 
einzelnen Abteilungen des Bundesinstituts für Berufsbil­
dungsforschung (BBF) . .Der Versuch, nach etwa fünf Jahren 
Existenz des BBF Hauptgegenstände und Probleme der Be­
rufsbildungsforschung zur Diskussion zu stellen, soll nach 
A.nsicht der Redaktibn in der gegenwärtigen bildungspoliti­
schen .ßituation - yor aller;n im Zusamm.enhang mit der Neu­
fass,mg des Berufsbildungsgesetzes- gesehe.n,werden. 

Probleme der sind in der Wissenschaft, 
lange vernachläs'sig't worden; 'in der Praxis notwendige Re­
formen sollten jedoch möglichst auf wissenschaftlicher 
Grundlage durchgeführt werden. ln dieser Situation wurde 
das BBF gegründet, das damit von Anfang' an vor einem 
viel' zu weit gesteckten Erwartungshorizont ·stand: Ohne auf 
gesich.erfe Erkenntnisse aufbauen zu können, sollte das' BBF 
möglichst Kurzfristig fundierte praxisorie'ntierte Fors'chungs­
ergebnisse liefern. Zudem ist das Institut bei der Erfüllung 
seiner Aufgabe, berufliche Bildung durch Forschung zu för­
dern, st'aridig' an Grenzen gestoßen; die durch Forschung 
nicht zu uberwinden sind, da die berufliche Bildung' in der 
Bundesrepublik Deutschland durch eine Reihe einschränken-

hat die bisherigen Erfahrungen mit der administrativen Pra­
xis der Berufsbildung nunmehr in einem Entwurf für die 
Neufassung des Berufsbildungsgesetzes (de lege ferenda) ein­
gebracht. über das Hearing wird in diesem Heft der 
Zeitschrift berichtet. Der Gesetzentwurf sieht die Weiterent­
wicklung des BBF zu einer Einrichtung vor, an der die Län­
der beteiligt werden; es bleibt zu hoffen, daß der gewonnene 
Sachverstand und die heute Erfahrungen ein;­
gebracht und weiterentwickelt werden können. 

' ' . 

Das BBF setzt Maßstäbe, seine Beiträge, Schriften, Materia­
lien un'd Arbeitspapiere geben dem Praktiker, dem Wissen­
schaftler und dem Politiker Orientierungshilfen an die Hand. 
Dies wird nicht immer so empfunden, denn es gibt bildungs­
politisch gesetzte Daten, in deren Nähe naturgemäß inter­
subjektiv vergleichbare Aussagen unbequem werden. Die Be­
rufsbildung bedarf daher für das gesamte Bundesgebiet eines 
Mindestmaßes an allgemeingültigen Rechtsgrundlagen .• Die­
ses Mindestmaß verändert sich, und die Anregung ist ·nicht 
von ungefähr, sich im Hinblick auf die nächste Dekade bil­
dungspolitischen Handeins auch und erneut Gedanken über 
den Förderalismus zu machen, wenn eine sachgerechte 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben überkommene Kompe­
tenzen weder als 'Verteidigung noch als Ausrede geltim las­
sen kann. Dann nämlich - und d·as möge die Diskussion· 
der nächsten Jahre mitbestimmen - muß der 
ler frage(l, ob bei den Ause_inandersetzungen um die "Be­
ruf"-s-"Bildung" eine· Fixierung auf 'den Begriff "Bildung" 
tragbar bleibt, wenn daraus funktionale Zuständigkeiten ver­
neint werden, oder. ob nicht eine Orientierung der Berufs­
bildung am ,1Beruf" selbst Positibnen in Frage 
stellen muß. 

Hans-Joachlm ROSENTHAL (Herausgeber) 

der politischer Faktoren bestimmt ist. Daran hat sich bis 
heute nichts geändert. Der Kompromißcharakter vieler zwi­
schen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und den zuständigen 
Bundesministerien erzielter Übereinkommen. spiegelt die 
realen Machtverhältnisse in der wider 
und hat sich insbesondere auf die Erstellurig des Forschungs­
programms 'des BßF und auf dessen Umsetzung ausgewirkt. 
Hinzu kamen Nachteile, die vor allem durch einen auch 'in 
p,ersoneller Hinsicht raschen Aufbau des Instituts bedingt 
waren. 

Die Berufsbildungsforschung im BBF konnte trotz dieser 
SchwierigKeiten' und trotz der für Forschungstätigkeit relativ 
kurzen leb'ensdauer des Instituts theoretische und prak­
tische Lösungsat1sätze für Probleme der beruflichen Bildung 
ehtwickeln sowie konkrete Lösungsvorschläge unterbreiten. 
Dies war nicht zuletzt durch das persönliche Engagement 
und; den Einsatz der Mitarbeiter des Instituts möglich. Das 
zeitweise negative Image des BBF 'in Öffentlichkeit wird 
zun'ehmehd t;bgebaut. Dazu haben 'sowohl Forschungsakti­
vitäten als auch Beratungstätigkeiten von .BBF-Mitarbeitern 
beigetragen. Diese positive Entwicklung kann sich nur ·fort­
setzen, wenn der Kommunikationsprozeß zwischen "Wissen­
schaft" uhd "Praxis" als wechselseitiges Lernen verstanden 
wird. Mit den folgenden Beiträgen soll dieser Korr'lmunika­
tionsprozeß gefördert werden. 

Die Redaktion 
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ZUR .BERUFSBILDUNGSFORSCHUNG 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Erich Dauenhauer 

Funktion, Bedeutung und Stand der Berufsbildungsforschung 
in der Deutschland 

1. Terminologische Klärung, Wissenschaftsverständnis und 
Forschungsstätten 

Unter Berufsbildungsforschung versteht man allenthalben jene 
Abteilung der umfassenderen Bildungsforschung, die Daten 
zum beruflichen Lernen (nicht nur zum institutionalisierten 
beruflichen Bildungswesen) insbesondere sammelt und ord­
net (empirischer Auftrag), reflektiert und strukturiert (theöre­
tis'cher Auftrag) und experimentell durchspielt (pragmatischer 
Auftrag). Forschung in diesem dreifachen Sinne richtet sich 
in unserem thematischen Zusammenhang nicht auf die iso­
lierten Sachverhalte Beruf und' Bildung, sondern auf das Be­
gegnungsphänomen, wie es das Subjekt in der Annäherung 
und Auseinandersetzung mit dem Berufsfeld erlebt. Dabei 
ist Bildung mehr als Sozialisation oder Einarbeitung [1] und 
Beruf mehr als eine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit [2]. ln 
dieser real reich schattierten Verschränkung von Bildung und 
Beruf, von arbeitendem Subjekt und technisiertem Objekt 
ist Berufsbildungsforschung angesiedelt. 

Ihr ldentitätsprinzip, das sie von anderen Forschungen un­
terscheidet, ist komplex wie bei allen neueren Integrations­
wissenschaften (Medizinsoziologie usw.). Zwar arbeitet sie 
als Bildungsforschung mit typischen Fragestellungen der Er­
ziehungswissenschaft, .ihre Objektgebundenheit (Beruf, Be­
rufsfelder) zwingt sie jedoch zum Rückgriff auf Fachwissen­
schaften (Berufswissenschaft, Berufssoziologie, Wirtschafts­
wissenschaft u. a.). 

Beru,fsbildungsforschung in diesem Wissenschaftsverständnis 
wird in der Bundesrepublik an etwa 100 Forschungsstauen 
betrieben, die sich wie folgt typisieren lassen: 

'- ForSchungsstätten an Hochschulen: berufs-, Wirtschafts.-, 
arbeitspädagogische und soziologische Seminare und 
Institute [3]; 

- Forschungsstätten als Persönlichkeiten des öffentlichen 
Rechts, wie das Bundesinstitut fÜJ Berufsbildungsforschung 
(BBF), das Max-Pianck-lnstitut für Bildungsforschung 
(MPI), das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(lAB) [4]; 

- Forschungsstätten als nachgeordnete der Kul­
tusverwaltungen, wie das Staatsinstitut für Schulpädago­
gik (ISP), München; die Geschäftsstelle Blockunterricht; 
Pirmasens; das Regionale Pädagogische Zentrum (RPZ), 
Bad Kreuznach u. a-,(51; 

- Private Forschungsstätten, so c;Jer Arbeitnehmer- und Ar­
beitgebervereinigungen oder ungebun­
dene Institute (z. B. Institut für empirische' Sozialfor­
schung, Költ;_J). 

2. Aufgaben der Ber)Jfsbildungsforschung 

Entsprechend der eingangs gegebenen Definition stehen in 
der Erforschung der Berufsbildung empirische, theoretische 
und pragmatische Aufgaben an, die wiederum kurz-, mittel­
oder langfristig konzipiert sein können. Gerade die Zeit­
komponente spielt, wegen der sehr starken bildungspoliti­
schen Eingebundenheit der Berufsbildung und wegen 'der 
Dynamik und der Veränderungsschübe im Objektbereich, 
eine große Rolle. Langfristige Fprschungsvorhaben kqnnen, 
so unabdingbar sie sind, zum Zeitpunkt ihrer Ergebnisfor­
mulierung leicht auf stark veränderte aahmenbedingungen 
im beruflichen und ausbildungspolitischen Bereich stoßen, 
so daß die finanzielle und die Arbeitsmotivation ver­
loren gehen können. Die Spannung zwischen zeitaufwendi­
ger Grundlagenforschung einerseits und der entwertenden 
Objektdynamik, der zumeist nur 9eringen Pra­
xisverwendbarkeit und dem Erwartungshorizont der Abneh­
mer andererseits ist wohl eines der Hauptprobleme der Be­
rufsbildungsforschung. 

Aufgabenfelder . 
kurzfristig mittelfristig langfristig 

empirisch Feld 1 Feld 2 Feld 3 

theoretisch Feld 4 Feld 5 Feld 6 

pragmatisch Feld 7 Feld 8 Feld 9 

Die empirische Aufgabenstellung reicht vom einfachen In­
ventarisieren von historischen und aktuellen Daten bis zu 
statistischen Operationen mit schwierigen öesigns (Faktoren­
analyse, Varianzanalyse usw.). ·Empirische Berufsbildungs­
forschung soll singulär, strukturell ·und tendenziell .feststel­
len, was war und ist. Der; über den Vertifikationszwang. da­
mit verbundene Auftrag der the,.oreJischen .Forsch'ung dürfte 
am anspruchsvollsten sein: Ziel ist die Gewinnung einer Be­
rufsbildungstheorie oder Teile von ihr, d. h. ein System von 
geprüften Sätzen, Theoremen oder .Gesetzesformulier,ungen, 
die über die Berufsbildung genügend exakte ma­
chen. Die pragmatische ist die V,erwen­
dungssituationen gebunden, an Lernprozesse, ,lernorganisa­
tionen usw. Empirie in über, 
die Daten des Erprobungsfeldes werden nicht mehr unga­
richtat hingenommen. 
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Selbstverständlich können in der praktischen Arbeit die drei 
Forschungsbereiche ineinander übergehen: empirische Sätze 
unterstützen oder falsifizieren den Theoriebestand; Theorie­
lücken provozieren empirische Forschungspläne, die wie­
derum pragmatisch ausgerichtet sein können. 

Neben diese Aufgabengliederung treten weitere Funktionen, 
die entscheidend das Gesicht und die W)rksamkeit der Be­
rufsbildungsforschung prägen. Wenn ich das intern sachstra­
tegische und das extern bildungspolitische Forschungsfeld, 
das mehrfach vermessen wurde [6], richtig einschätze, nimmt 
das konzeptionelle Problem neben dem Zeitproblem die 
höchste Priorität in der Berufsbildungsforschung ein. Unter 
Konzeption wird dabei nicht nur das bloße Vermessen ver­
standen, das eine sachgegliederte Auflistung von Teilaufga­
ben zum Ergebnis hat, sondern auch vor allem das Aufstel­
len eines Planes von Forschungsprioritäten, der neben den 
Kriterien des Binnensystems (Sachstruktur) und des Außen­
systems (Situation der Bildungspolitik und der Wirtschaft) 
insbesondere die eigene personelle und methodische Kapa­
zität zu berücksichtigen hat. lcl'l nehme ein Ergebnis des spä­
teren Sachslandsberichts <1/orweg, wenn ich hier feststelle, 
daß in dieser zentralen Frage in der Berufsbildungsforschung 
ein unbefriedigender Zustand herrscht. Die beschriebene Plu­
ralität der Forschungsstätten darf nicht als Hindernis ange­
sehen werden. Unter' Führung des BBF und über die Sek­
tion der Wirtschafts- und Berufspädagogen innerhalb der 
Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft müßte 
dringend eine Forschungsabstimml,.lng vorgenommen wer­
den, einmal, um überhaupt Prioritäten zu findeQ und die nur 
begrenzt vorhandenen personellen und finanziellen Kapazi­
täten durch· Doppelvorhaben nicht falsch auszulasten; zum 
andern aber um den noch sehr jungen Prozeß der lnsti­
tutionalisierung der Berufsbildungsforschung nicht durch ein· 
Bild der Zerrissenheit zu gefährden. Das von einer Art "For­
schungsgemeinschaft für Berufsbildung" (mit dem BBF an 
der Spitze) vertretene und legitimierte Forschungsprogramm 
könnte bundesweit besser vertreten werden und der Tendenz 
entgegenwirken, Berufsbildungsforschung abzubauen. Frei­
lich müssen die Forschungsstätten selbst ihre Effizienz bil­
dungspolitisch und ausbildungspraktisch (z. B. in der Curri­
culumforschung) beweisen und auch nur den Anschein büro­
kratischer Schwerfälligkeit (Bildungsverwaltung statt Bil­
dungsforschung) vermeiden. Wissenschaftler vergessen .. leicht, 
daß es so etwas gibt wie eine Forschungsmobilität und 
einen Forschungsmarkt, den Abnehmer der Arbeitsergeb­
nisse und die finanziellen Träger prüfend beobachten. 

Schließliyh seien zwei weitere Aufgabenschwerpunkte ange­
führt, die sich zwar mit den genannten Feldern überschnei­
den, aber relativ eigengewichtige Aspekte darstellen: die in­
novativen und ideologiekritischen Funktionen der Berufsbil­
dungsforschung. Kaum ein Bildungsbereich ist vor 1970 von 
der Forschung und der !)ffentlichen Aufmerksamkeit (und 
damit finanziell) so sehr vernayhlässigt worden wie die be­
rufliche Bildung. Infolgedessen existiert ein starker innovati­
ver Nachholbedarf sowohl inhaltlich wie organisatorisch und 
in der Qualität der Ausbildung (man denke allein an die 
Betriebsausbilder). [)iese Innovationen ·bedürfen der Abstüt­
zung durch Forschung, so qaß die Fülle der Probleme -
von der Begleitung von Schulversuchen bis zur Kontrolle von 
Fernlehrgängen - in den nächsten Jahren nicht bewältigt 
werden kann. Das Forschungsprogramm muß dabei die Be­
rufsbildungsprobleme von Behinderten ebenso berücksichti­
gen wie die berufliche Qualifizierung von Ungelernten. 

Berufsbildung ist in großen Bereichen Gegenstand einer 
"Sozialpartnerdemokratie" (vgl. das 69er Berufsbildungs­
gesetz und den 75er Regierungsentwurf). Wohl kein Bildungs­
bereich ist so sehr in Verbandsinteressen und in Ideologien 
der Wissenschaftler [7] verstrickt; erklärterweise deshalb, 
weil in der Berufsbildung die Brückefunktion zwischen Be­
schäftigungs- und Bildungssystem sich in klassischer Weise 
und' unmittelbar offenbart. Daher kann Berufsbildungsfor-

schung alles andere als nur Vollzugs- oder Auftragsforschung 
sein. Sie hat die Ideologien selbst zum Forschungsgegen­
stand zu machen und sich bei jeder Sachforschung der ideo­
logischen Eingebundenheit bewußt zu sein. 

3. Zur Bedeutung der Berufsbildungsforschung 

Die Legitimation für das in den letzten Jahren zugenom­
mene Gewicht der Berufsbildungsforschung -man vergleiche 
die Erklärungen der Bundesregierung und der Landesregie"­
rungen, der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände - ist 
leicht zu formulieren: Je komplizierter, dynamischer und ar­
beitsteiliger die Berufsstrukturen in einer Industriegesell­
schaft werden, um so dringender wird das Bedürfnis nacM 
Transparenz, didaktisch geleiteter Ausbildung, Umschulung 
und Fortbildung. Berufsbildungsforschung und die sie mit­
fundierende Berufsforschung sind in unserer kulturellen La­
ge" in gleicher ·)Neise 'existenznotwendig wie die aktuelle 
Wirtschaftsforschung. Seide sind daher in das Zentrum der 
politischen Entscheidungsträger gerückt. Im selben Maße wie 
sich Regierungen, Sozialpartner und Haushalte bei ihren 
Entscheidungen auf die Ergebnisse der Wirtschaftsforschung 
stützen, werden sie sich in Zukunft nach den Veröffentlichun­
gen der Berufsbildungsforschung ausrichten, wenn KataStro­
phen wie die aktuelle Jugendarbeits- und -ausbildungslosig­
keit vermieden werden sollen. Die Erforschung der beruf­
lichen Mobilität und ihrer Curricula, der zukünftigen Veränge­
rungen der Berufsstruktur usw. besitzt eine erhebliche 
volkswirtschaftliche und individuelle Tragweite. 

Im Vergleich zu diesem gesellschaftlichen Gewicht der Be­
rufsbildw'lgsforschung mutet ihre Forschungskapazität be­
scheiden an. Zwar lassen sich etwa 100 Forschungsstätten 
nachweisen, aber vier Fünftel der Wissenschaftler sind über­
wiegend' in der Lehre tätig. Unter Hinzurechnung des wissen­
schaftlichen Personals der reinen Forschungsinstitute (BBF, 
MPI u. a.) dürfte nach meiner Schätzung die Gruppe der mit 
Berufsbildungsforschung beschäftigten Wissenschaftjer die 
Zahl 500 kaum übersteigen. Zweifellos nimmt das BBF, allein 
von der personellen Ausstattung her, mit weitem 'Abstand 
den ersten Rang ein. Sein Forschungsauftrag ist nach dem 
geltenden Berufsbildungsgesetz und im 75er Regierungsent­
wurf eindeutig 

4. Zum Stand der Berufsbildungsforschung 

Ein gründlicher Sachslandsbericht hätte die Veröffentlichun­
gen und laufenden Vorhaben zur Berufsbildungsforschung 
etwa der letzten 'fünf Jahre zu registrieren und inhaltlich auf 
ihren empirischen, theoretischen, pragmatischen, konzePtio­
nellen, innovativen und ideologiekritischen Wert zu prüfen. 
Aus einer solchen Liferaturaufarbeitung wäre dann der For­
schungsstand in den einzelnen Zellen unseres Aufgaben­
rasters angebbar. Es ist leicht einzusehen, daß diese 'Arbeit' 
generell v'on einem Berichterstatter und erst recht in der von 
der Redaktion dieser Zeitschrift eingeräumten Zeit nicht zu 
leisten ist. Die folgenden kritischen Anmerkungen bleiben 
notwendig, subjektiv und stützen sich auf das pflichtgemäß 
laufende Studium der als wissenschaftlich geltenden berufs­
pädagogischen Zeitschriften und der für wichtig erachteten 
Buchveröffentlichung. Ich verzichte auf einen ausführlichen 
Literaturstellennachweis. 

Nach meinem Eindruck ist in den letzten Jahren dem empi­
rischen Auftrag in der Berufsbildungsforschung stark Ge­
nüge getan worden. War noch vor zehn Jahren ein empiri­
sches Defizit zu beklagen, so haben die sich häufenden Un­
tersuchungen zur Lehrlings- und Curriculumssituation [8], 
über Ausbildungswerkstätten [9] und andere Gebiete den 
Mangel teilweise ausgeglichen. Allerdings ist anzumerken, 
daß statistisch relativ einfache Designs verwendet wurden. 

Immer noch stehen theoretisierende Texte in der Häufigkeits­
skala weit obenan, ich erkenne aber trotz aufmerksamer 
Beobachtung nicht einmal Ansätze einer Berufsbildungstheo-
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rie [10]. Nicht einmal in Texten, die Berufsbildungsforschung 
strategisch analysieren [11], ist der Wille zu einer Theorie 
beruflicher Bildung erkennbar. 

Die Theoriearmut ist teilweise auch das Ergebnis der unbe­
friedigenden Lage im konzeptionellen Bereich. Gerade weil 
es nur eirre mangelhafte Abstimmung unter den Forschungs­
stätten gibt, ist es ·unmöglich, ausreichendes und 
einander ergänzendes Material aus der empirischen und 
Grundlagenforschung zu erarbeiten, um darauf aufbauend 
das schwierige Geschäft der Theoriebildung zu beginnen. 
Innerhalb des BBF z. B. gibt es zwar Ss;hwerpunkte, wie aus 

Veröffentlichungen und Vorhaben zu er­
J<ennen ist, aber es ist zu prüfen, ob diese Sicht der Priori­
täten mit den Bedürfnissen der realen Berufsbildungssitua­
tion und mit den Einschätzungen der anderen Forschungs­
stätten übereinstimmt; die pragmatischen und innovativen 
Aufgaben stehen nach meinem subjektiven Urteil zu stark 
im Hintergrund. Im pragmatischen Aufgabenbereich, sind die 
am häufigsten beklagten Defizite festzustellen, seitdem die 
traditionellen Didaktiken dem wissenschaftlichen und ideolo­
giekritischen Anspruch nur noch teilweise zu genügen schei­
nen [12]. Die Berufsbildungsforschung muß sich mit dem 
Vorwurf der Lernorte und Studienseminare auseinanderset­
zen, sie erreiche in ihren Erträgen zu wenig die Verwen­
dungssituation und leiste dem Praktiker (Lehrer und Ausbil­
der) zu geringe Hilfe; Veröffentlichungen über Lernprozesse 
seien verbal und methodelogisch zu hochgestochen. Bei einer 
Befragung dieser Praktiker mit dem Ziel festzustellen, welche 
Ergebnisse und Buchtitel der Berufsbildungsforschung der 
letzten Jahre sie zu nennen wüßten, würden vermutlich nie­
derschmetternde Ergebnisse zutage treten. ln ihren 'Augen 
produziert die Wissenschaft zu sehr für die 
und zu wenig für die Lernpraxis. ' 

Rege Aktivität kann hingegen im i[lnovativen Sektor beob­
achtet werden. Forschungen zum Blockj.mterricht, Berufs­
grundbildungsjahr, zum Kollegmodell, zur Berufsakademie 
usw. laufen oder sind abgeschlossen. Angekurbelt vvurden 
solch.e Innovationen durch eine Explosion von Stellungnah­
men, ,Gutachten und Empfehlungen (Bildungsrat, Gewerk­
schaften, Arbeitgeberverbände), Aktionsprogrammen und 
Markierungspunkten (Regierungen) zur Berufsbildupg. Seit 
1969 herrscht hier eine wunderbare Textvermehrung, die in 
der Diskussion um den 75er Regierungsentwurf zum j3erufs­
bildungsgesetz ihren Höhepunkt fand. Nun versteht sich der 
geringste Teil dieser Texte als Forschungstexte, vielmehr 
sind es häufig Forderungs- und lnteressenpapiere, äber sie 
schaffen ein ausbildungspolitisches Klima, in dem innovative 
Forschung finanziell erst im größeren Umfang möglich ge­
worden ist. Diese Forschung wird erstaunlicherweise am we­
nigsten in die Programme der reinen Forschungsstätten auf­
genommen. Träger sind in der Regel Hochschulen oder be­
hörd}iche Geschäftsstellen. 

Ein Blick in die berufspädagogischen Zeitschriften der letzten 
Jahre läßt den Zweifel, die Berufsbildungsforschung arbeite 
nicht ideologiekritisch genug, nicht mefir aufkommen. Eher 
ist das Gegenteil der Fall. Allein die markierten konträren 
Positionen halten das Bewußtsein für die weltanschauliche 
Basis des wissenschaftlichen Arbeitans [13] wach. 

Anmerkungen 

[1] Vgl. Dauenhauer, E.: Wissenschaftstheorie, Wirtschaftspädagoglk. 
Arbeitslehre, Bad Hornburg 1973, s. 266 ff. 

[2] Gemeint ist nicht ein idealisierter Berufsbegriff, wie er in der Ge­
schichte in verschiedenen Varianten auftritt, so Im frühen Chri­
stentum, im Mittelalter, im Calvinismus, im Idealismus und im 
späten Ständestaat. Dem realkomplexen Sachverhalt Beruf kommt 
man wohl am besten über eine Berufsanalyse näher, die zu Be­
schreibungen zahlreicher Berufselemente in individuell verschiede­
nen Profilausprägungen gelangt (Elemente Erwerb, Ausbildung, 
Mobilität, Ganzheit-Spezialisierung, Eignung, Neigung usw.). 

[3] Allein 38 Hochschulen, die neben der Lehre (für das Lehramt an 
beruflichen Schulen) ··auch berufspädagogische Forschung betrei­
ben; daneben etwa Sieichviel Hochschulen mit Lehrstühlen für 
Arbeitslehre, die zumindest teilweise Berufsbildungsforschung im 
Rahmen der beruflichen Vorbildung (Berufskunde) zur Aufgabe ha­
ben. Vgl. dazu: Grüner, G.: Die Situation im Studium für das 
Lehramt an beruflichen Schulen, in: Berufsbildung in Wissenschaft 
und Praxis 3/1975, S. 7 11. und Dauenhauer, E.: Einführung in die 
Arbeitslehre, UTB 471, München 1974. 

[4] Vgl. dazu die Sachstandberlchte aus dem Jahre 1973: Holz, H., 
Wolischläger; N.: Berufsbildungsforschung im Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung, in: DtBFsch 2/1973, S. 83-97; Fenger, H.: 
Zwischenbilanz der Arbeitsmarkt· und Berufsforschung, in: DtBFsch 
211973, S. 97, '109; Lempert, W.: Berufsbildungsforschung am Max­
Pianck-lnstitut für Bildungsforschung, in: DtBFsch 211973, S. 109-
125. Das lAB treibt zwar zentral Berufsforschung, muß aber allein 
aus Gründen der Objekt-Subjekt-Verzahnung im Forschungsgegen­
stand Berufsbildungsforschung mltorganisieren: vgl. als Beispiel 
Fröhler, D.: Arbeit, Beruf und Blldungsverhalten, in: MittAB 4/ 
1974, s. 315-329. 
Weitere .Beiträge zur Berufsbildungsforschung dieser Forschungs­
stätten: Schmiel, M.: Die Bestimmung der Prioritäten für die Be­
rufsblldungsforschung, in: Zeitschrift für Berufsbildungsforschung 
1/1972, S. 5 ff.; Görlng, H.: Berufsbildungsforschung - quo vadls? 
in: Q.tBFsch 7/1973, S. 535 ff.; Paulsen, B.: Zielsetzungen und Auf­
gaben der im Bundesinstitut für Berufs­
bildungsforschung - emige Anmerkungen zur Diskussion über 
eine Forschungskonzeption des BBF, in: Zeltschrift für Berufsbil­
dungsforschung 211973, S. 7 ff. 

[5] Diese Gruppe von Forschungsstätten, die in fast allen Bun'des­
ländern zur Begleitung von Schulversuchen nur temporär arbeiten 
und über die schwer ein vollständiger Oberblick zu gewinnen ist, 
konzentrieren sich hauptsächlich auf die Erforschung beruflicher 
Curricula. Beispiel eines Forschungsertrages: Dauenhauer, E. (Hg.): 
Curriculum Elektroinstallateur Im Handwerk, Mainz 1975. 

[6] So vom BBF; vgl. u. a. Mitteilungen des Bundesinstituts für Be­
rufsblfdungsforschung 211971. 

[7] Unter ihnen gibt es so konträre Positionen wie die marxistische 
und westlich-demokratische, die positivistische und die dialektisch­
hermeneutische. 

[8] So etwa die WEMA-Studie, die Hamburger Lehrlingsstudie oder 
Höhn, E. (Hg.): Ungelernte in der Bundesrepublik, Kaiserslautern 
1974; Dauenhauer-Kian-Ackermann: Schulversuche zum Blockunter­
richt in Rhelnland-Pfalz, Mainz 1973; Dauenhauer, E. (Hg.): Curri­
culum Arbeitslehre, Kaiserslautern 1973. Münch, J. u. a.: Schul­
versuche zum Berufsgrundschuljahr in Rheinland-Pfalz, Mainz 1973. 

[9] Kleinschmidt, R.: Betriebliche und überbetriebliche Ausbildungs­
werkstätten in der Bundesrepublik Deutschland - Eine Bestands­
aufnahme, Hannover 1974. 

[10] Selbst nicht in zusammenfassenden neueren Veröffentlichungen, 
Voigt, W.: Einführung in die Berufs- und Wirtschaftspädago­

glk, München 1975; Lempert, W.: Berufliche Bildung als Beitrag 
zur gesellschaftlichen Demokratisierung, Frankfurt 1974 (bei Lern­
parts "kategorialem Kontext" handelt es sich nicht um einen Theo­
rieversuch, sondern um die Übertragung marxistischer Muster 
auf die Berufsbildung). 

[11] Vgl. das zitierte Heft 211975 der D!BFsch oder das Stichwort "Be­
rufsbildungsforschung" im Wörterbuch der Berufs- und Wirtschafts­
pädagogik, Freiburg 1973. Das Stichwort Berufsbildungstheorie 
fehlt darin ganz. 

[12}- Vgl. Czycholl, R.: Trier 1974. 

[13] Vgl. dazu die Kapitel .. Wertproblematik" und "Ideologiekritik" in: 
Dauenhauer, E.: Wissenschaftstheorie, Wirtschaftspädagogik, Ar­
beitslehre, Bad Hornburg 1973, S. 86 11 .•. 112 ff. 
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Bent Paulsen 

Praxisorientierte Berufsbildungsforschung 
Zum Problem grundlagen- und anwendungsorientierter 
wissenschaftlicher Behandlung der beruflichen Bildung 

Vorbemerkung 

ln der allgemeinen forschungspolitischen Diskussion hat sich 
seit längerem die Unterscheidung von Grundlagenforschung 
(Gf) und anwendungsbezogener Forschung bzw. Forschung 
und Entwicklung (FuE) eingebürgert. Erst mit der Umorien­
tierung staatlicher Forschungspolitik von der nahezu aus­
schließlichen Förderung natur- und ingenieurwissenschaft­
licher Forschungsvorhaben hin zur staatlichen Verantwortung 
und -Förderung auch sozialwissenschaftlicher Programme 
wurde diese Unterscheidung in einschlägigen Veröffentli­
chungen als problematisch angesehen. Zugleich wurde je-· 
doch eine alte Debatte über den Praxisbezug von Forschung 
wiederbelebt. Sie schlug sich in der Forderung nieder, daß 
sich sozialwissenschaftliche Forschung an der Praxis zu 
orientieren habe. Diese Debatte ist auf dem Hintergrund der 
Zunahme staatlicher Trägerschaft für sozialwissenschaftliche 
Forschungsinstitute zu sehen, ·die mit der programmatischen 
Darstellung der Bildungsreform als vorrangiger Aufgabe der 
Reformpolitik der sozialliberalen Koalition einherging und 
zur Intensivierung staatlicher Bemühungen um die Bildungs­
forschung führte. Besonderes Gewicht erhielt in der Folge 
die Forderung, daß speziell die Berufsbildungsforschung 
praxisorientiert sein müsse. Unter Verweis auf die Formulie­
rung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vorn 14. 8. 1969, 
das in § 60 die Förderung der Berufsbildung durch For­
schung, nicht jedoch die Förderung der Berufsbildungsfor­
schung zur Aufgabe des Bundesinstituts für Berufsbildungs­
forschung erklärt, wurde ein Gegensatz zu grundlagenbezo­
gener Forschung konstruiert, der quasi automatisch theore­
tische Arbeit gleich welcher Form und welchen Anspruchsni­
veaus aus diesem Aufgabenbereich ausschließt. 

Soll es sich bei der Einrichtung eines Bundesinstituts für 
Berufsbildlmgsforschung ..... um etwas anderes als eine un­
ter einem neuen Namen vergrößerte Verwaltung handeln ... " 
[1). so muß sowohl aus allgemeinen forschungspolitischen 
Erwägungen wie auch aus dem Interesse an wissenschaft­
licher Beratung der Bildungspolitik daran festgehalten wer­
den, daß eine Orientierung der Berufsbildungsforschung aus­
schließlich an einer festgeschriebenen Praxis und am bloßen 
Expertenwissen in die führt. Diese Auffassung 
bestätigt sich nicht nur in neueren Arbeiten zur Forschungs­
politik, sondern auch in der Analyse neuerar empirischer Ar­
beiten im Bereich der beruflichen Bildung. Daß sie nicht vom 
Standpunkt einer zweckfreien und nur "reinen" Erkenntnis 
aus vertrete'n wird, ist im folgenden nachzuweisen. 

1. Zur Unterscheidung von Grundlagenforschung und For­
schung und Entwicklung 

Solange staatliche Forschungspolitik in der Bundesrepublik 
in erster Linie natur- und ingeoieUJwissenschaftliche Vor­
haben förderte, ließen .. sich offensichtlich ohne nennenswer­
ten• Widerspruch Definitionen für den Unterschied von Gf 
und FuE am Vorhandensein eines Forschungszwecks fest­
machen [2]. Allerdings zeichnete sich allmählich eine 
änderung dieser Sichtweise ab, als der Begriff der anwen­
dungsorientierten Grundlagenforschung eingeführt wurde, 
der Entwicklungen auffangen sollte, die in naturwissenschaft­

Forschungsvorhaben die starre Trennung beider Be­
bereits faktisch fragwürdig gemacht hatten [3]. 

Dies fand seinen Niederschlag auch darin, daß die Unter­
scheidung von G.f und FuE zu Zwecken der 'Forschungspla­
nung umformuliert wurde [4]. ln der neuasten richtungwel­
senden Verlautbarung der Bundesregierung zur Forschungs­
politik, im Bundesbericht Forschung V, wird schließlich der 
Grundlagenforschung eine Zielsetzung zugeschrieben, die 
streng genommen Aufgabe jeder wissenschaftlichen Arbeit 
sein müßte: Gf sei, so heißt es dort sinngemäß, QOelle neuer 
Erkenntnis und somit dazu geeignet, Verständnis über natür­
liche und gesellschaftliche Lebensbedingungen zu schaffen 
und zu fördern [5]. Zugleich wird ausgeführt, daß es die 
Funktion von Grundlagenforschung sei, als Fundament f!lr 
anwendungsorientierte Forschung zu dienen. Es bleibt hier­
bei jedoch offen, wodurch sich diese Art von Forschung aus­
zeichnet. Zu vermuten ist freilich, daß das Kriterium für die 
Unterscheidung beider Forschungsarten ein Begriff von Pra­
xis ist, der im Gegensatz zu Theorie zu stehen scheint: An­
wendungsorientierte Forschung bezieht sich demnach auf 
"praktische Probleme", Grundlagenforschung auf Theorie 
[6]. 

ln dieser Unterscheidung läßt sich erkennen, was einleitend 
als spezifisches Mißverhältnis und -verständnis beschrieben 
wurde: Der Gegensatz von zweckfreier Erkenntnis auf der 
einen Seite und wissenschaftlich fundiertem Verwaltungswis­
sen auf der anderen Seite. Es geht bei dem Versuch, dieses 
Mißverständnis aufzulösen, darum, die Autono­
mie des wissenschaftsförmigen Erkenntnisprozesses gegen­
über einem an fiskalischem und politischem Erfolgsdruck 
ausgerichteten Forschungsförderungskriterium zu betonen 
[7]. Es soll vielmehr darauf ankommen, die Konsequenzen 
aufzuzeigen, die sich aus dem Gegeneinanderausspielen 
von Grundlagen und Anwendung, von Theorie und Praxis 
ergeben, und zwar nicht nur für den allgemeinen Forschungs­
betrieb für die Bildungsforschung) [8] sondern, 
ebenso für diejenigen, die an wissenschaftlich begründeten 
Aussagen über das Bildungssystem ihr Interesse unter an­
derem durch die Errichtung des BBF bekundet haben. 

Dieses Interesse kommt sehr deutlich im Bildungsbericht '70 
der Bundesregierung zum Ausdruck: .. Die Ursachen für die 
Mängel des gegenwärtigen Bildungswesens und die Aus­
wirkungen von neuen Strukturen und Inhalten können nur 
durch wissenschaftliche Forschung erkannt und analysiert 
werden. Damit wird die Bildungsforschung eine wesentliche 
Voraussetzung für die Bildungsreform" [9]. Im gleichen Zu­
sammenhang wird auf die unzureichende Verbindung von 
Forschung und Praxis nicht in der Form eingegangen, daß 
sie aussch-ließlich das Versäumnis einer nur mit sich selbst 
beschäftigten Forschung sei. Im Gegenteil wird dieser Man· 
gel auf beiderseitige Voreingenommenheilen zurückgeführt: 
.. Viele Bildungseinrichtungen scheuen wissenschaftliche Un­
tersuchungen. Forschungsergebnisse, die für die Praxis von 
Bedeutung sein kÖnnten, bleiben oft ungenutzt, weil sie nicht 
in eine verständliche Form gebracht und verbreitet werden" 
[10]. 

Von der zuvor genannten allgemeinen Aufgabenstellung der 
Bildungsforschung ausgehend, hat die Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrats in ihren Empfehlungen "Aspekte 
für die Planung der Bildungsforschung" den Versuch unter­
nommen, einerseits die innerwissenschaftliche Entwicklung 
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daraufhin zu prüfen, wie weit sie bereits den A'lforderungen 
entsprechen kann, relevante Erkenntnisse fGr die Bildungs­
planung bereitzustellen. Andererseits wurde auch versucht, 
die Struktur der Anforderungen zu analysieren, die von sel­
ten der Bildungsplanung und -verwaltung an die Bildungs­
forschung herangetragen werden. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang erstens, daß 
die von der Bildungskommission gewählte Definition für Bil­
dungsforschung zunächst weder einen Unterschied zwischen 
Grundlagen- und Anwendungsforschung oder Theorie und 
Praxis macht: " ... es sollte nur dann von Bildungsforschung 
gesprochen werden, wenn die zu lösende Aufgabe, die Ge­
genstand der Forschung ist, theoretisch oder empirisch auf 
Bildungsprozesse ( ... ), deren organisatorische und ökono­
mische Voraussetzungen oder Reform bezogen ist" [11]. 

Zum zweiten fällt bei der Analyse der Beziehungen zwischen 
den empirischen Erscheinungen im Bildungswesen und der 
auf sie gerichteten Forschung auf, daß die Bildungskommis­
sion generell den Praxisbezug für jede spezielle Art von Bil­
dungsforschung als gegeben ansieht: "Bildungsforschung ist 
nicht Anwendung von Theorie auf P.raxis, sondern sie kon­
stituiert sich in der Auseinandersetzung mit der Praxis" [12]. 

Zum dritten, und damit soll die Aussage der Bildungskom­
mission zur Leistungsfähigkeit von Bildungsforschung für die 
Bildungsplanung unä -veiwaltung interpretiert werden, wird 
die Hinwendung sozialwissenschaftlicher Arbeit auf den Ge­
genstandsbereich "Bildung" als erster Schritt in einem Lern­
prozeß dargestt;1llt, der freilich noch nicht abgeschlossen sei 
- weder auf der Seite der Forschung noch auf der Seite der 
Forschungsanwender: "Die Bildungsforschung muß in der 
wissenschaftsimmanenten Auseinandersetzung ihre For­
schungsfelder im Hinblick auf die Praxis lernen; 
sre muß abschätzen lernen, WO ihre Ergebnisse für das Bil­
dungswesen und die Bildungsreform signifikant werden kön­
nen; die Praxis muß umgekehrt lernen, ihre Probleme mit 
Hilfe der Forschung genauer zu identifizieren und solche 
Fragen zu stellen, die der Forschung zugänglich gemacht 
werden [13]. 

So sehr die Bildungskommission an mehreren Stellen aber 
auch auf die Notwendigkeit einer engen Verbindung von 
Grundlagen- und Anwendungsforschung hinweist und vor 
einer Trennung beider Bereiche mit überzeugenden Argu­
menten warnt [14], ebenso wenig gelingt. es ihr, die Einheit 
von Grundlagen- und Anwendungsforschung selbst• zu formu­
lieren. ln 'einem Systematisierungsvorschlag .zur Unterschei­
dung verschiedener Typen von Bildungsforschung entlang 
dem Ausprägungsgrad von Theorie- bzw. Praxisorientierthalt 
wird vielmehr eine Dreiteilung eingeführt: Unterschieden 
werden vorwiegend praxisorientierte, vorwiegend entwick­
lungsorientierte und vorwiegend theorieorientierte Forschung. 
Der Zusammenhang, der zwischen allen drei Typen nach Auf­
fassung der Bildungskommission besteht, reduziert sich je­
doch auf ein unverbindliches Allgemeines, auf eine - noch 
nicht einmal in ihren Umrissen erkennbare - Theorie der 
Bildungsforschung. Zweifellos ist die vorgeschlagene Sy,ste­
matisierung angesichts der faktischen Entwicklung und der 
zur Zeit öestehenden Arbeitsteilung zwischen unterschied­
lich orientierten Forschungseinrichtungen in der Bildungsfor­
schung realistisch. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, daß 
die Bildungskommission diese Systematisierung nicht nur als 

versteht, sondern auch auf 
Entwicklungen überträgt. Damit gerät sie mit ihrer eigenen 
Intention, eine forschungspolitische Strategie für die Bil­
du'ngsforschung zu entwickeln, in Widerspruch: Die Überwin­
dung von Unzulänglichkeiten der analytischen Leistungsfähig­
keif der Bildungsforschung einerseits und die Aufhebung der 
forschungspolitisch ·fixierten Trennung von Grundlagen- und 
Anwendungsforschung andererseits zerfällt auf diese- Weis'e 
in zwei Zielsetzungen. Zum einen stellt die Bildungskommis­
sion· auf die Erwartung ab, eine Theorie der Bildungsfor-

schung könne einheitsstiftend wirken. Zum anderen wird 
diese Wirkung durch technisch-organisatorische Maßnahmen 

,versucht. Beides erscheint mir wenig begründet, 
weil nicht klar wird, worin der Gewinn einer auf eine For­

,schungsaktivität und nicht auf einen Forschungsgegenstand 
bezogenen Theorie liegen kann. Es ist überhaupt zu fragen, 
ob Bildungsforschung in irgendeiner Form theoretisierbar ist; 
eher kann nach meiner Auffassung Einheit in der auf Bil­
dungsprozesse bezogenen Forschung durch systematische 
Untersuchung des Gegenstands hergestellt werden. 

Im übrigen scheint mir die Analyse der forschungspolitischen 
Entwicklung, die von der Bildungskommission -dargestellt 
wird, auch dafür zu sprechen, daß es weder das Fehlen ein.er 
Theorie der Bildungsforsch1,mg noch ein fehlender technisch­
organisatorischer Zusammenhang ist, dem die unzureichende 
Verbindung von Theorie und Praxis anzulasten ist. Vielmehr 
wird die Annahme nahegelegt, daß dies auch einem Wis­
senschaftsbetrieb zu verdanken ist, der von sich aus .über 
lange Zeit Grundlagen und Anwendungsfragen inhaltlich und 
organisatorisch strikt getrennt hat. 

Greifbarer wird .das Spektrum der vermutlichen Ursachen 
dieser Entwicklung in einem von Friedrich Edding und Klaus 
Hüfner für den Deutschen Bildungsrat erstellten Gutachten 
über Organisations- und Finanzierungsprobleme der Bil­
dungsforschung: Die unmittelbare und kurzfristige Anbindung 
der Aufgaben der Bildungsforschung an Erfordernisse des 
politisch-administrativen Systems habe zwar eine relative 
Expansion der Kosten für die hierauf bezogenen Forschungs­
aktivitäten verursacht, dies sei jedoch ,begleitet worden durch 
eine relative und absolute Abnahme der Ausgaben für solche 
Forschung, die sich nicht unmittelbar an vorgegebenen The­
men orientiert habe [15]. Die Autoren kom'men daher zu der 
Auffassung, daß die Bildungsforschung durch "ihre enge 
Kopplung an die ,praktischen Bedürfnisse' ihrer unterschied­
lichen Bezugssysteme (von den staatlicht?n Entscheidungs­
instanzen bis hin zu den Betroffenen an der Basis der Uni­
versitäten und des Bildungswesens)" in Gefahr gerate, "die 
theoretischen und sonstigen Grundlagen ihres eigenen Han­
deins nicht mehr selbstkritisch zu hinte(fragen und weiter­
zuentwickeln" [16]. Das würde, so läßt sich dieses Argument 
fortsetzen, einem Verlust von theoretischer und methodischer 
Entwicklung und damit dem Substanzverlust von Wissen­
schaft gleichkommen und somit letztlich jede Form wissen­
schaftlicher Arbeit für die Bildungsplanung und -reform zum 
bloßen Legitimationsinstrument degradieren [17]. Positiv for­
muliert heißt dies, daß Bildungsforschung (wie jede andere 
Forschung) die für Forschungsanwender relevanten 'Erkennt­
nisse und Handlungsempfehlungen nur in dem Maße bereit­
zustellen in der Lage ist, in· dem sie üoer die zur Erkennt­
nis nötigen methodischen und theoretischen Mittel verfügt -
oder in den Stand gesetzt wird, sie zu entwickeln. 

2. Bildungsforschung als wissenschaftliche Bearbeitung 
bildungspolitischer Praxis 

Ohne an dieser Stelle in eine wissenschaftstheoretische Dis­
kussion darüber einzutreten, wie sich gesellschaftliche Wirk­
lichkeit als Praxis und als Ausgangspunkt wissenschaftlicher 
Aröeit verstehen läßt, kann die banale Frage gestellt werden, 
warum es überhaupt nötig ist, daß sich eine besondere For­
schungsrichtung mit dem Bereich der bildungspoiltischen· 
Praxis befaßt. Hierauf läßt sich die ebenso banale Antwort 
geben, daß diese Praxis offensichtlich unübersichtlich, wenn 
nicht sogar chaotisch ist: Mit bloßem Augenschein läßt sich 
hier weder eine Bestandsaufnahme durchführen noch etwas 

.darüber aussagen, ob zwischen ein-zelnen Teilen 
xisbereichs Zusammenhänge bestehen. Wer versuchen woll­
te, die vielen Einzelerscheinungen des Bildungswesehs auf 
diesem Wege zu erfassen, würde sich zunächst 'mit bloßer 

begnügen müssen; Erklärungen im Sinne des 
Nachweises von Zu!>ammenhängen oder Nicht-Zusammen­
hängen würden auf dieser Ebene zwangsläufig zu einer Kette 
von Widersprüchen und Ungereimtheiten •führen: Gerade die 
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Kenntnis von Zusammenhängen ist jedoch erforderlich, um 
die ablaufenden gesellschaftlichen Prozesse zu begreifen 
und für Steuerungsversuche zugänglich zu machen. 

Hier setzt wissenschaftliche Arbeit an. Nicht jedoch durch 
eine der Praxis gewaltsam übergestülpte und bloß ausge­
dachte Theorie läßt sich wissenschaftliche Erklärung für das 
finden, was·sich in der Praxis ereignet, sondern durch Sam­
meln und Verarbeiten derselben Erfahrung, die alltäglich 
ohne wissenschaftlichen Anspruch gemacht wird. r.>er Unter­
schied liegt somit in d.er Erfahrungsverarbeitung, nicht im 
Anwenden einer vorweggenommenen Theorie. Forschung muß 
mit bestimmten Methoden, das hefßt systematisch, vorgehen. 
Sie muß sich immer wieder der Wirklichkeit versichern und 
zugleich den bloßen Augenschein kritisieren. Erst dann ist 
Erklärung möglich, erst dann ist es möglich, Zusammenhän­
ge, Abhängigkeiten und dergleichen zu begreifen. Solche 
wirkliche, der Wirklichkeit standhaltende wissenschaftliche 
Erklärung kann auch als Theorie beschrieben werden. 

Demnach ist Theorie im strengen Sinne das Resultat eines 
beständig auf die Wirklichkeit - die Praxis :__ bezogene'n 
Erfahrungs- oder Erkenntnisprozesses. Theorie ist folglich 
nicht', auch wenn viele dies dafür halten, das Resultat langen 
angestrengten Nachdenkans über Unerfahrbares. So gesehen 
steht Theorie nicht auf dem andere(! Pol zu Praxis als deren 
Gegensatz, sie ist vielmehr Ergebnis eines systematischen 
Prozesses von Erfahrungsgewinnung und -Verarbeitung; sie 
ist das Resultat von Forschung und nicht deren Vorweg­
nahme [18]. 

Beleuchtet m"an unter diesen Vorzeichen den Unterschied 
von grundlagen- und praxisorientierter Forschung, so stellt 
er sich als ausgesprqchener Seheir-Gegensatz heraus. Ent­
weder führt Forschung zu "Erkenntnis, oder sie führt nicht 
dazu. Dann jedoch hand-elt es sich nicht um wirkliche For­
schung, sondern um bloßes Aufpfropfen von anderswo ent­
wickelten Deutungsmustern auf einzelne Ereignisse. Führt 
der Prozeß indessen zu Erkenntnis, dann muß er sich'erstens 
immer schon auf Praxis als Ausgangspunkt bezogen haben 
- sonst würde es sich um Mystik handeln - und muß zwei­
tens eine Erklärung für den Untersuchungsgegenstand pro­
duzieren, also theoretisch orientiert sein, um drittens zu 
neuen Handlungsstrategien zu führen, also. anwendungs­
orientiert sein. 

Eine Analyse neuerar empirischer Studien über die Qualität 
der betrieblichen Berufsausbildung [19] bestätigt, was hier 
diskutiert wird: ln dem Maße, in dem diese Studien aus der 
unmittelbaren Praxis heraus Fragen wurde ledig­
lich das ungeordnete Erscheinungsbild beschreibend repro­
duziert, das Gegenstand der Untersuchung war [20]. Wäh­
renddessen wurde der Ausgang von der Praxis dort mit dem 
Erfolg von Erklärung vorgenommen, wo dies zu einer von 
der Praxis unvoreingenommenen Frage führte: Wie kann die 
über die alltägliche Praxis gewonnene Erfahrung systema­
tisch verarbeitet werden? Das Resultat der wissenschaft­
lichen Anstrengung, die in der Lösung dieser Frage liegt, 
ist in zweierlei Hinsicht bemerkenswert: Es hat wissenschaft­
lichen Erkenntniszuwachs erbracht, und es hat deswegen zu 
praktisch relevanten, handlungsanleitenden Aussagen ge­
führt [21]. Wissenschaftlicher Erkenntniszuwachs lag hier. 
verkürzt formuliert, in der Lösung·des schwierigen Problems, 
den Begriff der Qualität der beruflichen Bildung zu präzisie­
ren, ihn empirisch zu erfassen und ihn damit wissenschaft­
licher Bearbeitung zugänglich zu machen. Die Lösung dieses 
wissenschaftlichen Problems ist aber zugleich auch die Mög­
lichkeit der Lösung eines bildungspolitischen Problems: 
Durch einige dieser Studien ließ sich der Bereich des prak­
tisch relevanten Wissens erweitern, das nötig ist, um gezielte 
bildungspolitisch'e Maßnahmen treffen und ihre Konsequen­
zen erkennen zu können. Es ist klar, daß hier nur von der 
Moglichkeit die Rede sein kann; daß zwischen der Formu­
lierung einer praktisch relevanten Erkenntnis und ihrer pFak­
tischen Umsetzung ein Unterschied besteht, braucht hier nicht 

weiter ausgeführt zu werden. Wichtig ist allerdings der Hin­
weis, daß dieser Unterschied billigerweise nicht als Praxis­
ferne von Wissenschaft interpretiert werden darf - es han­
delt sich hierbei vielmehr um die politische Entscheidung 
darüber, wie und mit welchem Ziel solche Erkenntnisse in 
politisches Handeln umgesetzt werden sollen. 

3. Berufsbildungsforschung als Ansatzpunkt zur Integration 
von Grundlagenforschung und Anwendungsforschung 

Im Unterschied zu den von der Bildungskommission [22] 
und von Edding/Hüfner [23] vorgeschlagenen institutionel­
len Lösungen des Integrationsproblems ist aus den hier 
kutierten Gründen eine Lösung vorzuziehen, die den Schein­
unterschied zwischen beiden Forschungstypen in sich auf­
löst. Denn das Problem dieser Vorschläge ist gerade darin 
zu sehen, daß sie weiterhin an der Trennung festhalten, die 
zwischen reflexiver und entWicklungsorientierter Forschung 
institutionell bestehf: Weder ein Kooperationsverbund noch 
eine Stiftung hätten die reale Möglichkeit, forschungspolitisch 
und innerwissenschaftlich so weitreichend Einfluß auszuüben, 
daß eine Entwicklung umgekehrt würde, die sich in der Re­
flexionsferne bzw. -abneigung von Forschungsanwendern 
sowie dem szientistischen Selbst(miß)verständnis in den 
Köpfen vieler Wissenschaftler ausdrückt.. Dieses Mißverständ­
nis liegt darin, daß auch in entsprechenden forschungspoliti­
schen Auffassungen die Neigung zum Ausdruck kommt,.schon 
den WissenschaftsbeWeb als Praxis zu begreifen und zum 
bllvorzugten Objekt des Nachdenkans zu machen, das sich 
eher durch aphoristischen Bezug zur Praxis des Gagen­
standsbereichs schmückt als diese zu analysieren. 

Die wissenschaftliche Beschäftigung mit Problemen der Bil­
dungspraxis ist, wie schon dargestellt, in- der Tat nur der 
erste Schritt zur wissenschaftlichen mit 
diesem Praxisbereich. Zwingend wird der Zusammenhang 
von gesellschaftlicher ·Praxis und wlssenschaftlicher Arbeit 
für die Bildungsforschung· nur dann hergestellt, wenn es ihr 
nicht freigestellt bleibt, entweder eine praktisch irrelevante 
Theorie der Bildungsforschung zu formulieren oder relevan­
te gesellschaftliche Probleme zu untersuchen. Daß solche 
Untersuchung mit Mitteln geschehen muß, 
die den entwickeltsten Standards der betreffenden Diszipli­
nen entsprechen, ist selbstverständlich. Mit anderen Worten': 
Weder die Frage, ob der zu bearbeitende Gegenstand "theo­
rieträchtig" ist, noch die Frage, ob die Untersuchung des 
Gegenstands zu praktisch anwendbaren Resultaten führt, 
entscheidet vorweg über die Erkenntnis- und Praxisfähigkeit 
von Bildungsforschung. Ausschlaggebend ist dagegen die 
Frage, ob der Gegenstand selbst gesellschaftlich relevant 
ist; wenn die Frage aus der wissenschaftlichen Entwicklung 
hervorkommt, dann is,t das ein Zeichen v.cissenschaftlichen 
Erkenntnisfortschritts. 'Eher jedoch wird sie von allßen, also 
durch die bildungspolitisch.e Praxis, vorgegeben werden müs­
sen. ln einem "theorie-zentrierten" Forschungsinstitut, das 
Edding und Hüfner in offenkundiger Anlehnung an beste­
hende Grundlagenforschungsinstitute fordern, dürfte dies!l 
ausschlaggebende Frage indessen wenig Aussichten haben, 
formuliert zu werden. ' • · ' 

Die Chance zu einer Integration der Bildungsforschung 
durch praxisbezogene wissenschaftliche Arbeit mit gründlich 
reflektierten Methoden ist indessen bisher kaum genutzt 
worden [24]. Sie liegt, wie die bestehenden Bildungsfor­
schungsinstitute lassen, auch nicht in der additi­
ven 'zusammenfügung verschiedener Disziplinen in großen 
Forschungseinrichtungen. Sie liegt eher darin, durch prak­
tischen Zwang bildungspolitisch relevante Probleme als Ge­
genstände relevanter wissenschaftliche( Arbeit begreifen zu 
lernen, ' 

SO' gesehen besteht mit der Einrichtung des BBF nach wie 
vor die Möglichkeit, die Förderung der Berufsbildung durch 
Forschung auch als Förderung der Berufsbildungsforschung 
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zu begreifen. Die Zusammenarbeit der Disziplinen, die immer 
wieder als Voraussetzung für erfolgreiche· Berufsbildungsfor­
schung beschrieben wird, würde sich dann jedoch durch den 
Bezug zum Gegenstand der wissenschaftlichen Arbeit her­
stellen und nicht durch Kooperation, die auf der formalen 
Ebene bleibt. Dazu wird es aber auch nötig sein, die sinn­
lose Entgegensatzung von Theorie und Praxis fallenzulas­
sen. Wissenschaftliche Arbeit kann nur dann praktisch sein, 
wenn sie mit der Absicht verbunden wird, diese Praxis er­
klären zu wollen. 

Anmerkungen 

[1] Diese Formulierung verbindet die Bildungskommission des Deut­
schen Bildungsrates mit der Frage, wie ln staatlichen Bildungsfor­
schungsinstituten die Rückbindung an die Kriterien wissenschaft­
licher Arbeit sichergestellt werden könne. Vgl. Deutscher Bildungs­
rat, Empfehlungen der Blldungskommlsslon, Aspekte für die Pla­
nung der Bildungsforschung, 1974, S. 83. 

[2] Vgl. Bundesbericht Forschung I, Deutscher Bundestag, lilrucksache 
IV/2963, S. 22; ähnliche Formulierungen enthalten der Bundesbe­
richt Forschung II, Deutscher Bundestag, Drucksache V/2054, S. 5 
sowie der Bundesbericht Forschung 111, Deutscher Bundestag, 
Drucksache V/4335, S. 4. 

[3] Vql. Bundesbericht Forschung 111, S. 4 sowie S. 35 ff. 

·[4] Vgl. Forschungsbericht IV der Bundesregierung, Deutscher Bundes­
tag, Drucksache Vl/3251, Zlff. 27. 

[5] Vgl. Bundesbericht Forschung V, Deutscher Bundestag, Drucksache 
7/3574, Forschungspolitischer Teil, Ziff. 4. 

[6] Vgl. Bundesbericht Forschung V, Ziff. 111. 

[7] Mit diesem Problem setzen sich beispielsweise die Arbeiten Wolf­
gang van den Daeles u. a. auseinander, die zur Frage der Plan­
barkeil und Zweckorientierung wissenschaftlicher Arbeit veröffent­
licht wurden, vgl. Böhme, Gernot, Wolfgang van den Daele, Wolf­
ganQ Krohn. Die Finallsierung der Wissenschaft, zuerst in: Zeit­
schrill für Soziologie 2 (1973), S. 128,144 sowie van den Daele, 
Wallgang; Autonomie contra Planung: Scheingefecht um die 
Grundlagenforschung? in: Wirtschaft und Wissenschaft 2/1975, S. 
29-32; vgl. zum Verhältnis von politischem Erfolgszwang als De­
terminante wissenschaftspolitischer Entscheidungen zur Förderung 
wissenschaftlicher Projekte auch die empirische Untersuchung von 
Friedrich, Hannes; Staatliche Verwaltung und Wissenschaft, Frank­
furt/Main, 1970, ir]$besondere S. 74 f. 

[8] Wenn hier und inl folgenden von Bildungsforschung die Rede ist, 
so bezieht das slllbstverständlich Berufsbildungsforschung mit ein 
- die ständige Beibehaltung des begrifflichen, Unterschieds zwi­
schen Bildungsforschung und Berufsbildungsforschung entspricht 
ohnehin nicht der zentralen Zielsetzung der Bildungsreform, daß 
berufliche Bildung ein Teil des gesamten Bildungssystems zu sein 
habe. 

[9] Bericht zur Bildungspolitik, Deutscher BundeStag, Drucksache VII 
925, s. 91. 

Heinz Holz und Norbert Wollschläger 

[10] Bericht zur Bildungspolitik, S. 92. 

[11] Deutscher Bildungsrat, 1974, S. 16. 

[12] Deutscher Blldungsrat, 1974, S. 35. 

[13] Deutscher Bildungsrat, 1974, S. 31. 

[14] Als Belspiel sei auf folgendes Argument verwiesen: "Das Prestige 
und die Aufträge, die det Bildungsforschung im Zusammenhang 
mit der auf wissenschaftlichen Grundlagen gestellten Bildungsre­
form zuwachsen, stelliln eine Gefahr für ihre Entwicklung dar, 
wenn sie bewirken, daß die Forschung auf kurzfristige Ziele pro­
grammiert wird. Wissenschaftl.iche Modeströmungen werden nach­
geahmt, wobei die Forschung meist keinen Erkenntniszuwachs ver­
zeichnet, sondern auf einem vereinfachten Niveau lediglich ver­
breitert wird." Deutscher Bildungsrat, ·1974, S. 66 f., vgl. auch S. 70. 

[15] Vgl. Edding, Friedrlch, Klaus Hüfner, Probleme der Organisation 
und Finanzierung der Bildungsforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Deutscher Blldungsrat, Gutachten und Studien der 
Bildungskommission, Bd. 51, Blldungsforschung. Probleme - Per­
spektiven - Prioritäten (Teil 2), hgg. Roth, Heinrich, Dagmar 
Friedrich, Stuttgart 1975, S. 435 f. 

116] Edding, Hüfner, 1975, S. 438. 

[17] Daß eine latente Funktion wissenschaftlicher Politikberatung ohne­
hin immer unter dem Legitimationsaspekt zu .sehen ist, niml11t 
beispielsweise auch Friedrich, 1970, aufgrund seines empirischen 
Materials an. 

[18] Vgl. zu der hier vereinfacht wiedergegebenen wissenschaftstheore­
tischen Diskussion: Genslor, Sabine, Beate Krals, Ben! Paulsen, 
F.riedrich 0. Wolf, Gesellschaftliche Erfahrung und wissenschaft­
liche Methode. Methodologische und gesellschaftstheoretische Be­
stimmungen positiver Wissenschaft von der Gesellschaft, Berlln 
1975 (Ms.). 

[19] Vgl. Genslor, Sabine, Beate Krals, Ben! Paulsen, Frledrich 0. 
Wolf, Gesellschaft, Arbeit, Bildung. Die Entwicklung gesellschafts­
wissenschaftlicher ForschUng und ihr Beitrag zur Grundlegung von 
Bildungspolitik, Berlin 1975 (Ms.), insbes. 3. Kapitel: Empirische 
Untersuchungen zur Qualität der beruflichen Bildung als Beltrag 
zur Berufsblldungspolitik. · 

(20] Als Beispiel sei hier auf die Studie von Cruslus, Relnhard, Man­
fred Wllke: Der Lehrling in der Berufsschule, München 1973, ver­
wiesen. 

[21] Gute Belspiele für den Nachweis des Zusammenhangs von wissen­
schaftlicher Gründlichkeit in Form von Grundlagenerarbeltung und 
Praxisorientierung in Form von relevanten und auf Anwendung be­
zogenen Forschungsergebnissen sind die Arbeit von Daviter, Jür­
gen: Der Lehrling Im Betrieb, München 1973 sowie die Arbeiten 
der Sachverständigenkommission "Kosten und Finanzierung der 
beruflichen Bildung". 

(22] Vgl. Deutscher Bildungsrat, 1974, S. 40 ff. 

(23] Vgl. Edding/Hüfner, 1975, S. 438 ff. 

[24] Eine bemerkenswerte Ausnahme macht hierbei das Institut für So­
zlalwissenschaftllche Forschung, München, das sich ähnlich wie in 
der hier diskutierten Weise der Integration von empirischer For­
schung und Theoriebildung ausdrücklich angenommen hat, vgl. 
Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung, München, Arbeiten 
1965-1975. s. 12 f. 

Fünf Jahte Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
<BBFl eine vergel).ene Chance? 

Die Tatsach.e, daß sich in diesen Wochen zum fünften Male 
der Tag jährt, an dem sich eine kleine Gruppe vorwiegend 
in Verwaltungsaufgaben geübter Bundesbediensteter in pro­
visorischen· Räumen am Berliner Platz der Luftbrücke als 
Aufbaustab des BBF konstituierte, ist Anlaß genug, in kriti­
scher Distanz den Rückblick auf ein halbes Jahrzehnt Berufs­
bildungsforschung im BBF zu wagen. Vielfältige Fortschritte 
im BBF wären zu dokumentieren und die Vielzahl seiner 
Arbeiten wären vorzustellen, die direkt und indirekt auf eine 
Verbesserung der beruflichen Bildung abzjelen, und die in 

"Wer nicht alles kann, 
dem so// man nicht das wenigere 
erlassen." 

,B. Brecht 

vielen Kreisen eine große Resonanz gefunden haben. Im 
Rahmen der folgenden Bilanz sollen jedoch einige T(ends 
und Aspekte aufgezeigt werden, uro darzulegen, .1daß man­
ches in der Arbeit des BBF - wie sicherlich in allen Insti­
tutionen- auph heute noch verbesserungspedürftig 
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Notwendig ist eine Zwischenbilanz um so mehr, als aktuelle 
bildungspolitische Reformvorhaben das BBF in seiner der­
zeitigen organisatorischen Formation ebenso wie in der in­
haltlichen Ausprägung seiner Arbeit mehr oder weniger nach­
haltig zu tangieren vermögen. Aus der Sicht zweier dem In­
stitut von Beginn an verbundener Mitarbeiter sollen daher 
im folgenden kurz einige Gründe skizziert werden, weshalb 
es dem BBF bis heute nicht gelungen ist, eine seiner per­
sonellen und materiellen Ausstattung entsprechend gefestigte 
Position in Wissenschaft und Praxis einzunehmen. 

Bereits seit 1966 hatte sich in der Bundesrepublik der Kreis 
der Institutionen, die mit Problemen der 
Bildung und an die Berufsbildungsforschung angrenzende 
Fragestellungen der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung be­
faßten, erheblis;h erweitert [1]. Die Notwendigkeit, diese,Frage­
stellungen mit Hilfe der Wissenschaft zu klären und durch 
Koordination der verstreut tätigen Institute, Verwaltungs­
dienststellen und anderer Einrichtungen eine Neuorganisa­
tion der Forschyng auf dem Gebiet der beruflichen Bildung 
herbeizuführen, schien als allgemein anerkannt zu gelten. 
Der von der SPD-Fraktion 1966 im Bundestag eingebrachte 
Entwurf eines "Arbeitsmarktanpassungsgesetzes" sah daher 
auch vor, daß die Bundesanstalt für Arbeit die Entwicklung 
von Wirtschaft und Technik zu beobachten und ihre Aus­
wirkungen auf den Arbeitsmarkt zu ermitteln hätte; zur Durch­
führung dieser Forschungsaufgaben sollte in Berlin ein In­
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung errichtet werden. 
Noch bevor ein vom Berliner Senat in Auftrag gegebenes 
"Gutachten zur Frage der Gründung eines Forschungsinsti­
tuts für Berufsbilduhg" fertiggestellt werden konnte [2], ent­
stand in Erlangen das der Bundesanstalt für Arbeit angeglie­
derte Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB). 
Die Gutachter stellten jedoch fest, daß es nicht ··genügen 
würde, auf diesem Gebiet' nur ein Institut tätig werden zu 
lassen und empfahlen den politischen Instanzen, "minde­
stens ein weiteres leistungsfähiges Institut von großer Unab­
hängigkeit als vollkompetenter Gesprächspartner" dem lAB 
zur Seite zu stellen [3]. Da sie• gleichzeitig gegenüber dem 
organisatorischen Anschluß des lAB an die Bundesanstalt 
deutlich Zurückhaltung zu erkennen gaben, sollte das neue 
Institut weder mit einer Behörde, noch mit einer Hochschule 
oder mit einer der Wirtschaft direkt verbunden 
sein, gleichzeitig jedoch die Verbindung nach allen Seiten 
ermöglichen und die volle wissenschaftliche Unabhängigkeit 
sichern. 

Obgleich nunmehr auch die damaligen Regierungsparteien 
(CDU/CSU und FDP) einen eigenen Entwurf für ein "Berufs­
ausbildungsgesetz" in den Bundestag einbrachten, ohne je­
doch die Frage eines Forschungsinstituts hierin geregelt wis­
sen zu wollen, blieb in den sich anschließenden Ausschuß­
beratungen die Diskussion um die Gründung eines derarti­
gen Instituts weitgehend erhalte!"\. Nachdem allerdings bereits 
im. Entwurf zum "Arbeitsmarktanpassuhgsgesetz" die Forde­
rung nach Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nur global 
erhoben wurde, wurden diese Termini auch im Hearing vor 
dem Deutschen Bundestag durchgängig undifferenziert und 
ohne Interpretation verwandt [4]. Ganz allgemein 
mochte es den Anschein haben, daß sich die parl!'lmenta­
rische Diskussion um diesen Teil des Gesetzes auf dem 
Nährboden einer ,weitgehend unreflektierten Forschungsgläu­
bigkeit vollzog, ohne daß über den eigentlichen materiellen 
Gehalt dessen, was Berufsbildungsforschung im BBF reprä­
sentieren und leisten könnte, bei Verabschiedung des Berufs­
bildungsgesetzes (BBiG) Verständigung bzw. Klarheit erzielt 
worden war. Dies hatte zur Folge, daß sich in Wissenschaft 
und Praxis, in der Staatsverwaltung ebenso wie bei den 
Sozialpartnern gegenüber dem neugegründeten Bundesinsti­
tut für Berufsbildungsforschung konkurrierende Erwartungen 
häufen mußten, die, wenn überhaupt, nur äußerst schwierig 
zu erfüllen waren. 
lnnerhalt5 des Gesetzgebungsverfahrens kaum Gegenstand 
echter politischer Auseinandersetzungen, wurde die Grün-

dung des BBF in Berlin allenthalben mit schier überschwang­
liehen Kommentaren bedacht und als "die ,bemerkenswer­
teste und wahrscheinlich auch die wertvollste Neuerung" des 
Berufsbildungsgesetzes vermerkt [5]. Vereinzelte Kritik aus 
den Reihen der Wissenschaft richtete sich gegen Zusammen­
se.tzung und Aufgabenbereich des Hauptausschusses, ohne 
jedoch dem BBF ein gewisses Innovationspotential von 
vornherein abzusprechen [6]. Den offenkundig überhöhten 
Erwartungen an die Berufsbildungsforschung stand über meh­
rere Jahre eine äußerst großzügige finanzielle Förderung des 
Institutsausbaus zur Seite. Als Bundesinstitution in das Ge­
samtgefüge mittelfristiger Finanzplanung eingebettet, blieb 
es dem BBF geraume Zeit .möglich, bereits mit ersten Ergeb­
nissen und einem stetig wiederkehrenden, im übfi'gen 
tigten Hinweis auf den Forschungsbedarf und den Rückstand 
im Konzeptionellen und Methodischen in Haushaltsverhand­
lungen außerordentlich erfolgreich abzuschneiden. Nicht zu­
letzt die mehr einem bürokratischen Apparat als einem For­
schungsinstitut ähnelnde Organisationsstruktur des BBF (von 
Dohnanyi: "Das ist ja wie im Ministerium!") und damit ver­
bundene Denk- und Argumentationsweisen halfen, diese Ent­
wicklung zu forcieren. 

Andererseits erweist sich eine derartige fixierte und rigide 
Organisationsstruktur, die sich bisher gegenüber allen intern 
und extern angeregten Veränderungen als enorm wider­
standsfähig gezeigt hat - häufig wurden nur periphere 
Scheinlösungen praktiziert und akzeptiert - für ein For­
schungsinstitut als nicht unproblematisch. So steht etwa ein 
zahlenmäßig stark ausgeprägter .,Verwaltungsapparat" den 
wenig bürokratieerfahrenen "Forschern" gegenüber. Man­
gelndes Anpassungsvermögen an eine unwillkürlich behörd­
lich strukturierte Tagesarbeit führt mitunter zu nicht unerheb­
lichen Reibungsverlusten. Es wäre allerdings eine allzu ver­
einfachte Sichtweise, hierin die eigentlichen Ursachen für die 
Diskrepanz zwischen Aufwand und Ertrag und die 
rigkeiten in der bisherigen Arbeit des BBF suchen zu wollen. 
Ausschlaggebend für die Entfaltung bisheriger Forschungs­
aktivitäten erscheinen vielmehr andere Aspekte, deren Skiz­
zierung - nur exemplarisch möglich - sich im Rahmen der 
Grobanalyse dieses Aufsatzes auf pointierte Tendenzdarstel­
'lungen beschränken muß. 

Ausgangslage: Die ungeklärte Position und die nicht fixier­
ten Funktionen des BBF im Dreieck Bildungspolitik/Bildungs­
plan'ung- Bildungsforschung- Bildungspraxis sind wesenp­
bestimmend für die Ausprägung einer Reihe von Faktoren, 
die Forschungsaktivitäten negativ beeinflußten. Die 
ergeben sich insbesondere aus einer unrealistischen Ein­
schätzung des Leistun·gsvermögens von Forschung, dem nur 
oberflächlichen Konsens über das Berufsbildungsgesetz von 
1969 und der Kompetenzvielfalt auf dem Gebiet der beruf­
lichen Bildung. 

ln diesem Zusammenhang sind etwa Maßnahmen der Bil­
dungspolitik und der Bürokratie einzuordnen, die permanent 
auf eine Veränderung des Bs'F abzielen. SQ wurde bereits 
die Aufbau- und Ausbauphase des BBF, die sich an drei 
Standorten in Berlin vollzog, von einer Vielzahl von Aktivi­
täten flankiert, die prinzipiell das BBF zur Disposition stell­
ten. 

Ausgehend von den "Markierungspunkten" über e(ne Viel­
zahl von Referentenentwürfen hinweg bis zum Regierungs­
entwurf eines neuen BBiG ,lassen sich thesenhaft durchge-
hend drei Aspekte aufzeigen: ' 

- Veränderung der Orga,nisationsform, die auf eine Einbe-
ziehung des BBF in ein Bundesamt, eine Bundesanstalt 
oder ein Bundesinstitut für Berufsbildung abstellt. 

- Konkretisierung der Funktionen, die den Leerformelcha­
rakter des § 60 BBiG überwindet. 

- Integration von Forschung, Entwicklung und Administra­
tion in einer neuen Organisationsform. 
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Allerr diesen Aktivitäten ist gemeinsam, daß das BBF nicht 
in angemessener Weise bei der jeweiligen -unmittelbar BBF­
bezogenen Ausgestaltung beteiligt wurde. 

Einen vorläufigen Höhepunkt findet diese Entwicklung darin, 
daß der Präsident des BBF weder zum Hear{ng über das 
"Fernunterrichtsgesetz" noch ;wm Hearing über das "Berufs­
bildungsgesetz" geladen wurde. 

Kotrespondierend zu diesen "Außeneinflüssen" ist der viel­
schichtige Komplex der Forschungsprogrammgestaltung an­
zuführen. 

Die Entwicklung, der Beschluß und die Genehmigung der 
scheint sich BI) einem 

weitgehend ungeschmälerten ForschungseuphoriSI)lUS orien­
tiert zu haben, der, gepaart mit einer gewissen "Versäum­
n:sangst", für viele P(Ojekte bereits von vornherein eine 
Realisierung innerhalb, gesetzter' zeitlicher, und/ 
oder inhaltlicher Grenzen ausschließen mußte. Verstärkt 
wurde diese Tendenz insbesondere durch einen "Zwang" 
zum forschungspolitischen lnteressenausgleich: die For­
schungsprogramme sollten nach Möglichk.,eit in ausgewoge­
ner Zahl Projekte enthalten, die von den an der beruflichen 
Bildung Beteiligten ·jeweils mehr oder weniger favorisiert 
wurdan. C.etztlich hatte dies zum Ergebnis, daß kaum ein 
Problem der beruflichen Bildung unerwähnt bleiben sollte. 
Die folgende Aufstellung zu den bisherigen Forschungspro­
grammen, die allerdings die Personalentwicklung nicht be­
rücksichtigt, mag dies in der Tendenz quantitativ verdeut­
lichen: 

Erfaßter Anzahl der Anzahl der ?\nzahl der 

Zeitraum Schwerpunktbereiche Projekte Teilprojekte 

'1971/72 11 68 

4 24 

4 19 86 ,, 

1975/77 4 27 108 . 
' Die Positionen in den Bearbeitungslisten für Ausbildungsordnungen 

und Fortbildungsordnungen sind als Teilprojekte ausgeWiesen. 

Offensichtlich orientierte s'ich die Programmgestalii.mg an 
dEm'\ 'Problembewußtsein über die Vielzahl offener Fragen im 
Bereich der beruflichen Bildung, unterlag aber einer FeHl-
einschätzung des Machbaren. . 

Folgende Faktoren mögen diese Situati9n beeinflußt haben: 

- Der Präsident ist nach Gljlsetz sowohl für die Durchfüti'-
rung des ForschungsprograiT)ms als auch die Verwaltung 
zuständig. Seine vielfältigen Erfahrungen konzentrierte er 
in der Aufbf!uphase mehr auf die Verwaltung. als auf die 
F.orschung. 

Bei den Mitgliedern des Hauptausschusses sind die Er! 
fahrungen aus der Praxis der'beruflichen Bildung und die 
Erwartungen der an der beruflichen Bildung beteiligten 

'Organisationen: l'<ontentriert. ' · 

- Der Bund orientierl sich primär daran, inwieweit seine bil­
dungspolitischen Zielvorstellungen und die gege­
benen· Problembereiche in den Ausprägungen des For­
schungsprogramms erfaßt sind. 

- Mitarbeiter: Die Hauptabteilungsleiter von ihrem bis-
1'\erigen Werdege,ng schwerpunktmäßig mehr mit den 
praktischen Problemen der beruflichen Bildung vertraut 
als mit der adäquaten Umsetzung· von Praxisproblemen 
in ' 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter verhaften sich 'in Fragen 
der F<;>rschungsprogrammgj'!sta,ltung ambivalent. ln der·ecsten 
Phase wiesen sie mehrfach ·darauf hin, daß qas Programm 

übl:lrlastet sei. ln den folgenden Phasen, nach Einarbeitung 
in die jeweils spezifischen Projektbereiche, erfolg\en zwar 
weite·re Hinweise zur Reduzier-ung des Forschungspro­
gramms; sie bezogen sich aber prinzipiell immer auf Pro­
jekte außerhalb des individuellen Arbeitsbereichs. 

Alle bisher ,aufgeführten Aspekte der Programmgestaltung 
und d'arauf bezogener mittelbarer und unmittelbarer In-nen­
und Außenaktivitäten lassen sich prinzipiell darauf zurlick­
führen, daß sich .Berufsbildungsforschung, Bildungspolitik 
und Blldungspraxis immer noGh entfremdet gegenüberstehen. 

Es ist bisher nicht gelungen, die konkurrierenden Erwartunl 
geri einander zu vermitteln, d. h. innerhalb der Forschung 
ein adäquates Politik- und Praxisverständnis und umgekehrt 
in der p'ofitik. und Praxis ein gleichermaßen angemessenes 
Verständnis tatsächlicher Möglichkeiten der Forsch'ung zu 
festigen. Dieses Mißverhältnis zwischen den. Anforderungen 
und Wünschen der Politiker und Pral<tiker und 'den' 
Bedingungen ihrer Realisierung im Rahmen der Forschung 
andererseits wird' zunehmend von der Problematik 'einer in­

Wertung und 'der BBF-Akti­
vitäten überlagert. Es ist evident, daß alle Arbeiten des 
wenngleich der Methode nach wissenschaftlich ausgerichtet, 
allein vom Gegenstand her (bildungs-)politische Bezüge ent­
halten. Es ist daher nicht g_änzlich auszuschließen, daß s1ch 
eine Kritik an bisher vorgelegten Ergebnissen des BBF'nicnt 
nur aufgrund ihrer mangelnden Vollzugsfähigkelt im Rahmen 
der Politik und Praxis artikuliert; sondern in vielen Fällen 
letztlich "nur" als Reflex (verband$- 'oder parteH 
politischer Haltungen zll verstehen ist. 

Ein Aspekt dieser vielschichtigen Bezüge ,soll an einem 13ei­
spiel der Wechselwirkungen zwischen Forschungsprogramm­
gestaltung, Erwartungen an das BB!= und ·der Personalstruk­
tur des BBF verdeutlicht werden. Unrealistische Einschät­
zungen des Leistungjlvermögens von Forschung, die durch 
Programmankündigungen des BBF eher noch bestätigt und 
verstärkt wurden, führten zu einem zunehmenden Erwar­
tungsdruck. Ober verstärkte Aktivitäten im Rahmen der Sach­
verständigen'arbeit, die •vielfach den Bedürfnissen 'unter-· 
schiedlicher Gremien und Gruppierungen entsprachen, konn­
te Außenerwartungen in hohem MMe entsprochen werden. 
Alles dies vollzog sich, u. a. bedingt durch einen per'manen­
ten Wechsel bildungspolitischer Prioritäten, unter zum Teil 
unangemessenen Terminzwängen. Die in diesem Zusammen­
hang. sich ergebende enge Verquickung von Sachverständi­
gentätigkeit und Forschung fütJrte 
letztlich zur Konsequenz, daß geplante Forschungsaktivita­
ten in der mittel- und' langfristigen noG)1. weniger 

werden konnten. 

Mitarbeiter mit unmittelbarer Erfahrung aus der Berufsbil­
dungspraxis konzentrierten sich zwangsläufig auf Aktivitäten 
im Umfeld der Sachverständigentätigkeif mit der Foige, daß 
Mitarbeitern mit forschungsmethodischen und 
nischen Schwerpunkten nicht immer in ausreichendem' Maße 
kompetente Gesprächspartne'r mit detaillierten Kenntnissen 
des F'orschungsgegehStapdes zur Verfügun,.g standen. Ande­
rerseits führten kufzfristige ·Erfolgszwänge, verbunoeh 'mit 
einem überstürtzten Personalaufbau, zu' einer vermehrteo Ein­
stellung v'on "Praktikern", die zudem noch durch bis h'eute 
ungelöste • .Probleme der LaufbahnordTlJ.lng erschwert wurde, 

Versucht inan ein Fazit zu ziehem, so läßl sich unschwer 
feststellen, daß BS'F mit seiner Konzeption, die manchem 
als Konzeptionslosigkeit mag, im Spannungs­
dreieck Politik/Planung - Forschung - Praxis überfordert 
ist: 

Einer··Neubesinnung könnten die Ausführungen des Präsi­
denten anläßlich seiner Amtseinführung im Jahre 1971 zu­
grundegelegt werden, der anmerkte, daß die 
des ,BBP.· " ... sowohl anwendungsorientierte F.orschung"· als 
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auch die rasche Umsetzung der Ergebnisse in die praktische 
Anwendung herausfordert ... " [7]. 

Unter diesem Leitmotiv wären folgende Gesichtspunkte zu 
diskutieren: 

1. Orientierung. der Forschung an wenigen ausgewählten 
Problembereichen der- beruflichen Bildung unter gleich­
zeitigem Ver?lpht auf die Bearbeitung anderer Bereiche. 

2. Verstärkung einer empirisch' o"rientierten Forschung, die 
sich so'«ohl deskriptiv-analytisch auf gegebene Realsitua­
tionen· als auch konstruierend-analytisch auf angestrebte 
Veränderungen, etwa im Rahmen der Versuchsmaßnah­
men, bezieht. 

3. Reduzierung einer Forschung im 
BBF bei gleichzeitigem Ausbau der Kommunikation und 
Kooperation zu Institutionen, die unter gegebenen Struk­
turen eher befähigt sind, "zweckfrei" orientlerte Gr;und• 
Iagenforschung zu betreiben. 

4. Verstärkung einer anwendungsorientierten und umset­
zungsorientierten Forschung bei gleichzeitiger Reduzie­
rung der Sachverständigentätigkeit, die. sich unter ange­
messener Terminierung primär am jeweiligen Forschungs:. 
stand zu orientieren hat. 

Ein!'! Diskussion dieser Gesichtspunkte erscheint insoweit 
sinnvolf, · als sie klarE! und "eindeutige' Entsche.idungsalter-

nativen unter ausgewogener Beachtung forschungstheoreti­
scher, forschungspraktischer und pragmatischer Kriterien an­
strebt und sowohl gegebene Organisationsstrukturen als auch 
sogenannte "Sachzwänge" nicht von vornherein tabuisiert, 
sondern rationalen Erwägungen zugänglich macht. Unter die­
sen Voraussetzungen und einer angemessenen··Einbeziehung 
der Bildungspolitik/Bildungsplanung und 
könnten arbeitsaufwendige "Scheindiskussionen" und damit 
einhergehende "Scheinlösungen" 'möglicherweise vermieden· 
werden. 
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ANFO'RD.E.RUNGEN AN D_IE BERUFSBIL.:.OUNGSPORSCHUNG 

Horst Le,mke 

Anforderung de( Praxis an die .Berufsbildungsforscbung im t;3BF 

Zur Fragestellung 

Die Oberschrift könr'lte'.leicht den Eindruck erwecken - ins-. 
besondere bei den Forschern selbst -, als ginge es darum, 
Fo'rschung in unzulässiger Weise einem sehr eingeengten 
Praxisanspruch zu unterwerfen. Der Eindruck wäre falsch. 
Richtig ist vielmehr: Gerade die neueren .EntwickiÜng'en in 
der "Serufsbildung, i:. B. die Frage nach' den Ursachen des 
Rückgangs an Ausbildungsplätzen und den Möglichkeiten, 
diesem Rückgang zu begegnen, haben gezeigt, wie dringend 
Belträge der Berufsbildungsforscfiung zur Lösung dieser 
"praktischen" Probleme erwartet werdeiJ. Gäbe es keine In­
stitution der Berufsbildungsforschung, man müßte 
schnellstens schf!ffen. 

Und, um gleich noch' ein weiteres mögliches Mißverständnis 
auszuräumen; Orientierung an den Bedürfnissen der Praxis 
ist durchaus nicht notwendigerweise auf das Tagesgesche­

beschränkt. Vielmehr hierzu. auch langfristige 
und Wt;lit vorausgreifende Fragestellungen und Forschungs­

Es ist bedauerlich,.daß Forschung oft -erst beginnt, 
wel}n· die Probleme kaum. noch lösbar sind. Schließlich ist· 

·Forschung ja auch Vorausschau und in·soweit ein 'Beitrag, 
Probleme zu Die Verantwortlichen (n der Berufs­
bildung, in den un.d Ve'rbänden, in Regierungen 
und Parlamenten, mdssen oft kurzfristige Entscheidungen 
treffen. Ihr !Jrteil die wird weit­
gehend davon beeinflußt, ob sie rechtzeitig Entscheidungs­
hilfen liefert und ihre Rolle in der "Politikberatung" wahr­
nimmt oder ob sie·- wie bisher noch der Re'gelfall - bei 
Entscheidungen nur auf ihren eigenen Rat sind. 

Berufsausbildern und L€hrern, Bilqungs­
planern 'und Bildungspolitikern begegnet der Segriff Praxis 
fastdäglich in der Auseinandersetzung um dle richtigen Lö­
sungen. Redensärterl wie: ln der Praxis ist ·das alles g!Vlz 
anders, oder: Ich will Ihnen mal aus der Praxis berichten, 
oder: Ja, wir Praktiker sind offenbar unausweichlich. Dabei 
wird der Anspruch, zu sein oder mindestens die 
Praxis zu kennen 4nd für sie zu von. fast allen 
erhoben, ob sie nun unmitfelbar in der Berufsausbildung 
t_ätig sind, also ausbildefl, oqer ob sie Ausbildung 
planen und leiten;oder ob sie in Verbänden U[ld 
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Institutionen tätig sind. Selbst wenn Ausbildungs- und Prü­
fungsordnungen durch Praktiker aus den Betrieben erarbei­
tet wurden - und "dieses Beispiel ist auf andere Regelun­
gen übertragbar -, werden• sie häufig von anderen "Prak­
tikern" als praxisfremd abgelehnt. Wenn Vielfalt und Dyna­
mik entscheidende Merkmale eines Berufsbildungssystems 
sind, gibt ·es aber nicht die Praxis, dann ist es auch nicht 
möglich, eine "Meßlatte Praxis" aufzustellen und daran ein­
fach die Forschungserfordernisse der Berufsbildung abzule­
sen. 

Schließlich noch eine Vorbemerkung zur Effizienz der Berufs­
bildungsforschung, die sich wohl vor allem danach bemißt, 
ob ihre Ergebnisse in EnJscheidungen um'tJesetzt werden 
bzw. ob sie dazu beitragen, Fehlentscheidungen zu verhin­
dern. Kein Zweifel, daß hier noch viele Wünsche offen sind. 
Darauf wird weiter unten noch einzugehen sein. Aber allen, 
die mit der Berufsbildung zu tun haben, wäre itn Interesse 
der Berufsbildung zu raten, hier keine strengeren Maßstäbe 
anzulegen als bei der übrigen auf einen bestimmten Zweck 
ausgerichteten Forschung. Wenn sogar in der unmittelbar auf 
Anwendung bezogenen Industrieforschung nur ein Bruchteil 
der "Ergebnisse" erfolgreich angewendet wird - man denke 
nur an die vielen Prototypen der Autoindustrie, die nie zur 
Produktionsreife gelangen - um wieviel schwieriger ist es 
dann, in einem so ·differenzierten unct politisch kontroversen 
Bereich, wie der Berufsbildung einen hohen Umsetzungsgrad 
der Forschung zu erreichen. 

Das BBF 

Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung wurde 1970 
auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes von 1969 er­
richtet. Zwar ·gab es auch vorher schon Berufsbildungsfor­
schung in anderen Institutionen, z. B. bei der Arbeitsstelle 
für Betriebliche Berufsausbildung, verschiedenen Handwerks­
institutionen, in einigen Großbe'trieben und natürlich auch in 
den Hochschulen und bei der 'Bundesanstalt für Arbeit, aber 
eine umfassende Forschungseinrichtung für die berufliche 
Bildung war nicht vorhanden. Die Schaffung des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildungsforschung entsprach einem dringenden 
Bedürfnis. Ein außerordentlich großer Nachholbedarf, der trotz 
der zunehmend erfolgreichen Arbeit des BBF in den folgen­
den ,Jahren wegen der rasanten Entwicklung in der Berufs­
bildung eher noch größer geworden ist, muß aufgearbeitet 
werden. 

Das Bundesinstitut kann den gesamten Forschungsbedarf in 
der Berufsbildung allein nicht befriedigen, selbst dann nicht, 
wenn die Zahl der Mitarbeiter drastisch erhöht würde.' Allein 
die Modernisierung und regelmäßige Überprüfung der Aus­
bildungsordnungen für über 400 Ausbildungsberufe erfordert 
einen Aufwand, der nicht ohne die Mitarbeit der Fachleute 
aus Betrieben, Schulen und Verbänden zu leisten ist. Dies 
ist aber nur ein kleiner Ausschnitt aus dem Aufgabenbereich 
d,es BBF. Von grqßer J3edeutung ist deshalb 

-'die Zusammenarbeit und Arbeitsteilung mit anderen In­
stitutionen und einzelnen Forschern; 

- die f;:inbeziehung der Fachleute aus Betrieb und Schule 
in die Forschungsarbeit (auch zur Verbesserung des Ver­
hältnisses zwischen Forschung und Praxis); 

- die richtige Auswahl der Forschungsvorhaben aus der 
Vielfalt der dringenden Aufgaben; 

- ein optimaler und flexibler Einsatz des Forschungsperso­
nals; 

-,die Wahl des richtig,en Zeitpunktes. 

Es wird immer nur annähernd gelingen, die richtigen For­
schungsvorhaben zum 'richtigen Zeitpunkt anzugehen und 
die Ergebnisse dann vorzulegen, wenn sie gebraucht wer­
den. Um dies zu erreichen, ist es erforderlicfl, die Programme 

und die eingeleiteten Vorhaben ständig zu überprüfen, be­
darf es der Bereitschaft, sie gegebenenfalls zu ändern oder 
zurückzustellen. Wie für die Berufsbildungspraxis, so gilt 
auch für Berufsbildungsforschung: ln den meisten Fällen sind 
umfangreiche und tiefschürfende Forschungsvorhaben von 
geringerer Bedeutung als Informationen, die rechtzeitig kom­
men, auch wenn ihre Fragestellung eingeschränkt war 1Jnd 
bei ihrer Aufbereitung nicht alle weiteren Aspekte beachtet 
werden konnten. Der Zusammenhang mit aktuellen Proble­
men ist nun mal besonders )Nichtig. Für die Forscher mag 
das manchmal bitter sein, aber es, ist Realität. Wenn "nor­
male Ausbildungsplätze" fehlen, ist das Bedürfnis nach 
Vorschlägen für Ausbildungsgänge mit zusätzlichen An­
forderungen weniger stark, als wenn es genügend solcher 
Ausbildungsplätze gibt und gleichzeitig Fachleute mit be­
sonderer Qualifikation fehlen und deshalb Wege gesucht 
werden müssen, sie optimal auszubilden. Wenn zehntausen­
de Berufsausbilder den nach dem BBiG erforderlichen Min­
destnachweis für die pädagogische Eignung noch nicht er­
bracht haben, sind Forschungsvorhaben, die auf eine wei­
tere Steigerung der fachlichen und pädagogischen Qualifika­
tion zielen, nicht so vordringlich. (Dies ist keine Stellung­
nahme zu einzelnen Forschungsvorhaben). 

Reformieren oder Festschreiben? 

Berufsbildungsforschung befaßt sich vor allem mit der Ge­
genwart der Berufsbildung. Da sie wie jede Forschung prin­
zipiell darauf angelegt sein muß, diese Gegenwart, hier also 
die Berufsbildung, ihre Formen, Einflüsse, Meinungen und 
Eckwerte, die Obereinstimmung von Anspruch und Wirklich­
keit zu unte.rsuchen,, kann sie von denjenigen, die das der­
zeitige System in seinen und seinen, Ausprägun­
gen unverändert erhalten wollen, als eine permanente Be­
drohung empfunden werden, weil' sie durch ihre Arbeit auf 
Veränderung tendiert. 

Daraus kann leicht eine Belastung, nicht nur für die Frage­
stellungen der Berufsbildungsforschung schlechthin, sondern 
auch für die einzelnen Forschungsvorhaben und für die For­
scher selbst werden. Sie kann zur Resignation oder Zuspit­
zung der Fragestellung und Interpretation führen. Für beides 
gibt es nicht nur in der Berufsbildungsforschung aktuelle 
Beispiele. Die Berufsbildungsforschung wird dabei vor allem 
dann Schaden leiden, wenn die Forschungsergebnisse durch 
persönliche Meinungen gefärbt werden oder solche dabei 
gar dominieren. Gerade in den Fragen, die offenkundig sach­
lich und poli,tisch umstritten sind, muß die Berufsbildungs­
forschung besonders gründlich und weitgehend unbeeinflußt 
von Vorurteilen sein. Dies gilt übrigens nicht nur für die For­
schungsvorhaben und Veröffentlichungen des BBF, sondern 
auch für private oder offizielle "Forschungsbeiträge" der Be­
rufsbildungsforscher. 

Es ist ein unschätzbarer Gewinn für die Berufsbildungsfor­
schung, daß es dem BBF möglich war, Forschungsvorhaben 
anzugehen, ,die im von Festschreibung und 
Reform angesiedelt sind und dadurch sowohl zu einer Stabi­
lisierung beitragen können, wenn sie sinnvoll aber auch 
die Veränderung vorantreiben, wenn sie notwendig ist. Daß 
diese Forschungsvorhaben von Arbeitgebern; deren generelle 
Haltung eher auf Festschreibung zielt und den 
ten, die eher eine tiefgreifende Ver&nderung fordern, ge­
meinsam beschlossen und werden, ist der größte 
Vorteil. Das sollte auch zukünftig .so sein. 

Die konkreten ForschungsvOrhaben werden in den Organen 
des BBF beraten und im Forschungsprogramm festgelegt. 
Hier ist nicht der Ort, auf dieses Programm im einzelnen 
einzugehen, vielmehr solleri noch einmal Kriterien und Maß-
stäbe für ein solches Programm genannt werden: · 

ln der Beurteilung des dualen Systems der Berufsbildung 
begegnet man immer wieder denselben Annahmen. Sie sind 
- wenn auch nicht unbestritten - Grundpfeiler d·ieses Be­
rufsbildungssystems. Nun hat aber gerade die jüngste Ver-
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gangenheit gezeigt, man denke nur an die Untersuchung der 
Kosten und Finanzierung der· beruflichen Bildung durch die 
sogenannte Edding-Kommission oder den Rückgang des An­
gebots an Ausbildungsplätzen, daß bestimmte Annahmen 
mindestens teilweise falsch oder durch die Entwicklung der 
Wirtschaft sowie des Bildungs- und Beschäftigungssystems 
überholt sind. Es wäre schlecht, wenn sich auch andere An­
nahmen erst dann als nicht mehr zutreffend erweisen, wenn 
es bereits zu spät ist, konkrete Gegenmaßnahmen einzulei­
ten. Die Berufsbildungsforschung kann sich deshalb nicht nur 
um die sogenannten Graufelder, die noch unerforscht sind, 
kümmern oder um Bereiche, die einen anerkannt großen 
Nachholbedarf haben, sie fnuß auch die "Tatsachen", d. h. 
die Grundannahmen auf ihre Zuverlässigkeit überprüfen. 
Solche Grundannahmen sind z. B.: 

0 Größere Betriebe haben eine besonders wichtige Funk. 
tion für die Weiterentwicklung und die Stabilisierung der 
Berufsbildung. 

in der Öffentlichkeit sind Großbetriebe häufig das Aushänge­
schild der Berufsbildung, ausländische Besucher werden fast 
nur in solche Einrichtungen geführt. Die Diskussion orien­
tiert sich vielfach an der Praxis der Lehrwerkstätten und den 
Problemen der hauptamtlichen Ausbilder. Der tatsächliche 
Einfluß dieser Einrichtungen ist jedoch bisher weder in qua­
litativer noch in quantitativer Hinsicht genau nachgewiesen. 
Der aktuelle Rückgang des Ausbildungsplätzeangebots in 
Industrie und Handel einerseits und die Zunahme der Aus­
bildung im Handwerk andererseits deuten eher auf das Ge­
genteil hin. 

0 Betriebliche Ausbildung gilt als weniger kostenaufwen­
dig als etwa eine Berufsausljildung in Schulen. Bei entspre­
chender Qualität sei sie letztlich für alle Beteiligten billiger 
als andere Formen der Berufsbildung. Zu diesem Problem­
bereich hat die Edding-Kommission bereits Fakten geliefert, 
aber immer noch sind viele Fragen offen. Hier könnte die 
Berufsbildungsforschung noch weitere Klarneiten bringen. 

0 Eine erfolgreiche· Berufsausbildung kann nur in der Ernst­
situation der betrieblichen Praxis durchgeführt werden. Sirnu­
laiionen und lehrgangsmäßige Aufbereitungen seien nur un­
vollkommener Ersatz. Ein großer Lernfortschritt könne nur 
durch eine systematische Ausbildung erreicht werden. Je län­
ger der Auszubildende in Lehrwerkstätten oder ähnlichen Ein­
richtungen sei und je mehr dort .. Lehrgänge und Ausbildungs­
mittel verwendet würden, um so größer sei die Chance für 
den Ausbih;lungserfolg. Steht diese Annahme nicht im Ge­
gensatz zu der Tatsache, daß Jugendliche mit geringer schu­
lischer Vorbildung, z. B. Hauptschüler ohne Abschluß und 
Sonderschüler, viel häufiger in Betrieben ohne Lehrwerkstät­
ten und ohne die Nutzung überbetrieblicher Ausbildungsstät­
ten sind, als Hauptschulabsolventen und Realschüler? Welche 
bildungspolitischen Konsequenzen müssen gezogen werden? 

Gegenstand der Berufsbildungsforschung ist die Praxis der 
Berufsbildung· im weitesten 'Sinne. Daher ist es selbstver­
ständlich, daß Forschung Hilfe leisten muß, die Berufsbil­
dungspraxis zu verbessern. Ausbildungsordnungen, Weiler­
bildungsordnungen usw. sind erforderlich. Aber auch hier 
ist die Praxis wie sie sich heute darstellt, keineswegs tabu. 
So sollen z. B. die vorhandenen Ausbildungsberufe kein un­
veränderbares"'Raster für neue Ausbildungsordnungen sein, 
weil sich gerade in der Weiterentwicklung zeigt, daß Berufe 
zusammengefaßt, gestrichen oder neu geschaffen werden 
können. Es sollte ja nicht nur neuer Wein in alte Schläuche 
oder alter Wein in neue Schläuch'e gegossen werden. Das 
BBF hat in letzter Zeit hervorragende Beiträge zur Verbesse­
rung 'der Ben,Jfsbildung geleistet, die sich auch von weit 
überzogenen Vorstellungen wohltuend unterscheiden. Aber 
es hat auch hier feststellen müssen, daß Vorschläge zur 
Weiterehtwicklung fast immer auf Widerstände derer stoßen, 
die ihre bisher gewöhnte, geschätzte Praxis - die für eine 

bestimmte Zeit ja auch wirklich akzeptabel war - verändern 
müssen. Ein weiteres Beispiel für widerstreitende 
ist die Tatsache, daß die Anwendung von Ausbildungsmitteln 
bei der Ausbildung am Arbeitsplatz oft schwierig oder un­
möglich ist. Ferner ist es Tatsache, daß eine obligatorische 
berufliche Grundbildung für viele Berufe die Ausbildung im 
ersten Ausbildungsjahr in Betrieben unmöglich macht. So 
führt die Forderung nach Einführung der beruflichen Grund­
bildung, die zwar von allen Beteiligten unterstützt wird, auch 
zu Veränderungen in der Praxis. 

Nicht immer bringt die Offenlegung bestimmter Sachverhalte 
durch Forschung das erwartete Ergebnis, besonders dann 
nicht, wenn bisher nur auf Grund bestimmter Haltungen, 
Traditionen oder Annahmen gehandelt wurde. Gerade in der 
Berufsbildung sind solche Gründe noch häufig entscheidend. 

Die Bedeutung der Berufsbildungsforschung steigt 

Es ist kein Zweifel möglich: die Ressourcen der Berufsoil­
dung sind knapper geworden. Einem Rückgang des Ange­
bots an betrieblichen steht vor ?llem in 
.den nächsten Jahren eine zunehmende Anzahl von Bewer­
bern gegenüber. Hinzu kommt, daß wegen der Vorbildung 
der Bewerber, der knapper geworderwn Ausbildungszeit und 
der steigenden Qualitätsaufforderungen die Arbeit für die 
Ausbildungsbetriebe (und Berufsschulen) schwieriger wird. Hier 
muß die Berufsbildungsforschung Hilfe leisten, damit die Be­
triebe und die beruflichen Schulen auch unter veränderten 
Bedingungen ihre Aufgaben erfüllen können. 

Die Bedeutung der Berufsbildungsforschung nimmt aber auch 
i.u in dem Maße, in dem Gepflogenheiten und Regelungen 
IT)ehr als bisher generalisiert werden. Wenn z. B. die Inhalte 
der beruflichen Grundbildung nicht für einen, sondern für 
.mehrere Berufe gelten sollen, wenn Regelungen einzj?lner 
zuständiger Stellen für a[le verbindlich werden, muß 
ders sorgfältig geprüft werden, ob das für alle Betroffenen 
sinnvoll und durchführbar ist. 

Weiterentwicklung und Verbesserung der Berufsbildungs­
forschung 

Die, Bundesregierung hat den Entwurf der Neufassung des 
Berufsbildungsgesetzes vorgelegt. Er enthält auch Veräf,lde­
rungen der Regelungen für das Bundesinstitut für Berufsbil­
dungsforschung. Daraus geht hervor, die Bundesreg'ie­
rung die bisherigen gesetzlichen Möglichkeiten nicht als aus­
reichend ansieht, um die an die Berufsbildungsforschung zu 
richtenden Aufgaben'iu erfüllen. Kapazität und Aktionsradius 
des Instituts müssen verbesse'rt werden. 

Das duale System der beruflichen Bildung braucht' keinßn 
Dualismus in der Berufsbildungsforschung. Berufsbildungs­
forschung darf sich nicht nur auf den betrieblichen Teil von 
Bildungsgängen erstrecken, weil dafür, der Bund die Zustän­
digkeit hat, und den schulischen Teil völlig heraus.tassen, 
weil hierfür die Länder zuständig sind. Zukünftig 11;1uß er­
reicht werden, daß Inhalte und Ziele von Bildungsgängen 
in&gesamt Gegenstand' der Berufsbildungsforschung 
und aus "einem Guß" entwi<;kelt werden. 

Viele Entwicklungsaufgaben und Regelungsvorbereitungen in 
der Berufsbildung, die unmittelbar mit der Forschung zusam­
menhängen, müssen noch effektiver bearbeitet. werden kön­
nen. Dies gilt auch für Modellversuche, ihre Betreuung und 
Umsetzung in Regelungen und Hilfsmittel, das gilt· für die 
Vorbereitung von Rechtsverordnungsentwürfen,, für die För­
derung und den Ausbau überbetrieblicher Ausbildungsstät-' 
ten usw. 

Aber auch in Zukunft ist davon auszugehen, daß eine .ein­
zelne Institution für die Berufsbildungsforschung nicht'in der 
Lage ist, . die vielfältigen Aufgaben der Berufsbildungsfor­
schung allein zu lösen. Die Zusammenarbeit und Arbeits­
teilung mit anderen Einrichtungen muß deshalb verbessert 
und weiterentwickelt werden. ' 
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Karl Wilhelm Herbst 

Berufsbildungsforschung - Entwicklung, Aufgaben, 
Durchführung aus der Sicht der Wirtschaft 

Fünf Jahre Berufsbildungsforschung im BBF, das ist gemes­
sen an der Entwicklung der Berufsbildung insgesamt oder 
auch m,H an den Zeiten, die größere Arbeiten auf diesem 
Gebiet bisher in Anspruch genommen haben, keine allzu lange 
Zeit. Trotzdem ist sicher ein erster Rückblick angebraclit, ver­
bunden mit einer Würdigung der geleisteten Aufbauarbeit und 
einer Beurteilung aller bisherigen Bemühungen zur Lösung 
anstehender Probl·eme der Berufsbildung. Dazu gehören be­
sonders die vielen Einzelarbeiten, die vom Institut durchge­
führt oder als Auftragsarbeiten zum Abschluß gebracht wur­
den und auch die ersten Ergebnisse von größeren Projekten, 
die vom Institut geplant und in Angriff genommen wurden. 
Nicht zu vergessen sind die hierbei gesammelten Erfahrun­
gen, die zur· Bewältigung von allen weiteren, zum Arbeits- · 
bereich des BBF gehörenden Aufgaben nicht' unwesentlich 
beitragen werden. 

Zeitpunkt und Stand der laufenden Arbeiten sollten jedoch 
- nach der Würdigung des bis jetzt Geleisteten auch Anlaß 
zu einer kritischen Analyse· von Zielvorstellungen, Aufgaben­
katalogen und bisher durchgeführten Forschungsarbeiten 
sein und zwar unter Berücksichtjgung der Vorstellungen 4nd 
Erwartungen der Berufsbildungspraxis in der Wirtschaft 
die Berufsbildungsforschung. Auf diese Weise können evtl. 
mft der Zeit mögliche Diskrepanzen zwischen Forschungs­
planung und Anforderungen· der Praxis verhindert werden, 
wozu auch die nachfolgenden Ausführungen dienen sollen. 

Die Anfänge der sind zweifellos in 
ersten Überlegungen über notwendige Berufe, ihre Inhalte 
sowie über Art und Dauer entsprechender Ausbildungsgänge 
zu sehen, die zu diesen Berufen hinführen sollten. Solche 
Betrachtungen haben mit. steigenden Erkenntnissen über die 
Zusammenhänge zwischen beruflicher Leistungsfähigkeit und 
Inhalt bzw. Güte eine,r entsprechenden beruflichen Bildung 
noch mehr Bedeutung erlangt und schließlich zur Konzipie­
rung' geordneter und zielgerechter Ausbildungsgänge geführt. 
ln diesem Zusammenhang kann insbesondere auf die be­
reits seit dem Mittelalter im Handwerk vorhandenen festge­
fügten Strukturen für Berufsordnung und -ausbildung verwie­
sen werden. 

Wenn •auch die ersten, auf diese Weise für Berufsordnung 
und -ausbildung zustande gekommenen· Regelungen wegen 
der anderen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedin­
gungen an dem heutigen Anspruchsniveau nicht mehr ge­
me'ssen werden können, so war in Ansätzen von dem schon 
vieles vorhanden, was heute allgemein als die Kerngebiete 
dE)r Berufsbildungsforschung angesehen wird: Analyse, Prog­
nose, Planung. Die Prognose hat dabei allerdings erst von 
dem Zeitpunkt. an erhöhte Bedeutung bekommen, seitdem 
Umfang und Zeit der technischen, wirtschaftlichen und sozia­
len Entwicklung Festlegungen für die Berufsbildung bereits 
wieder infrage stellen, bevor sich die dazu gehörenden Aus­
bildungsmaßnahmen voll ausgewirkt haben. 

Vor etwa 50 Jahren wurden von seilen der Wirtschaft die 
Aktivitäten zur Ordnung und Weiterentwicklung der Berufs­
ausbildung durch die Gründung eines Arbeitsausschusses 
füt Berufsbildung, dem der damalige· Reichsverband der In­
dustrie, die Arbeitgeberverbände und der DATSCH (Deut­
scher Ausschuß. für das tecbnische Schulwesen) angehörten, 
institutionalisiert. Die Aufgaben des DATSCH wurden Entle 
der 30er Jahre dann von einem durch Staat und Wirtschaft 

getragenen Reichsinstitut übernommen, das mit der Aufgabe, 
"Ausbildongsberufe abzugrenzen, Ausbildungsunterlagen zu 
erstellen ut'ld die Abstimmung von beruflicher und schuli­
scher Ausbildung zu fördern", bis 1945 bestand. ln der glei­
chen Zeit wurden die entsprechenden Aufgaben für den 
handwerklichen Bereich vom Deutschen Handwerksinstitut 
wahrgenommen. 

Nath dem 2. Weltkrieg übernahm die später von den drei 
Spitzenverbänden der Wirtschaft, Bundesverband der Deut­
schen Industrie, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände und Deutscher Industrie- und Handelstag ge­
tragene Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung 
diese Aufgabe in der Bundesrepublik, während sich für den 
handwerklichen Bereich die Handwerksorganisationen in Zu­
sammenarbeit mit mehreren wissenschaftlichen Institutionen 
um die Lösung dieser Probleme bemühten. 

Fragen der Abgrenzung von Zielen und notwendigen Schwer­
punkten sowie der Entwicklung der Berufs- und Betufsbil:. 
dungsforschung bekamen in den 60er Jahren wieder Bedeu­
tung, insbesondere im Zusammenhang mit den wieder. auf­
kommenden Initiativen zur Schaffung eines Berufsbildungs­
gesetzes. 

Wenn man einige wichtige Feststellungen und Forderungen 
für Organisation, Einordnung und Aufgaben der Berufsbil­
dungsforschung, wie sie aus damals angefertigten wissen­
schaftlichen Abhandlungen hervorgehen, noch einmal her-

. ausstellt, so sind dies im wesentlichen: 

0 Die' Darstellung der Berufsbildungsforschung als interdis­
ziplinärer Forschungszweig: 

Die bisherige Form von Planung und Ordnung der Be­
rufsbildung wird als "monodisziplinäre Konzeption" be­
zeichnet, und gleichzeitig wird ein "interdisziplinäres", d. h. 
auf die Einbeziehung aller für die Berufsbildung bedeu­
tender Forschungsgebiete abgestelltes Vorgehen verlangt. 
Für eine derartige Forschungskonzeption gab es jedoch 
in der Bundesrepublik - wie Hegelheimer feststellte -
"keine Tradition" [1]. 

0 Der Hinweis auf den intergrativen Charakter d'er Berufs­
bildungsforschung: 

Hierzu gehören die Vorschläge zur Einordnung der Be­
rufsbildungsforschung in das Gebiet der Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung [2) oder Betrachtungen, bei denen die 
Berufsbildungsforschung nur als Teil der gesamten Bil­
dungsforschung gesehen wird [3). 

Für die eigentliche Forschungsplanung wurde von 
mehreren Zielrichtungen ausgegangen, die offenbar, neben­
einander stehen und praktisch gleichwertig sein sollten. So 
spricht Hegelheimer z. B. in diesem Zusammenhang von 
pädagogisch-bildungspolitischen, ökonomisch-wirtschaftlichen 
Ul)d vorwiegend sozial- und gesellschaftlich begründeten 
Zielen [4], 

Von seiten .. der Wirtschaft waren die Bemühungen damals 
vor allem darauf gerichtet, das bisher (auch im Rahmen der 
früheren ABB) Erreichte zu erhalten, theoretisch abzusichern 
und weiter auszubauen. ln. jedem Fall sollten dabei die drin­
genden Probleme der Praxis im Vordergrund stehen, für die 
sachgerechte und zukunftsorientierte Lösungen ·auf dem. Ge­
biet der Berufsbildung erwartet wurden. Mit der Zeit hätten 
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d"ann - neben den eigentlichen Kernproblemen- die Arbei­
ten auf für die Berufsbildung relevante Randgebiete ausge­
dehnt werden können mit der Intention, die gewonnenen Er­
gebnisse wieder bei der Bewältigung der Hauptaufgaben ein­
setzen zu können [5]. 

Diese Überlegungen sind später an anderer Stelle noch er­
läutert und durch weitere Angaben ergänzt worden. Hierbei 
wurden für die Bildungsforschung im wesentlichen zwei Kern­
gebiete gesehen, und zwar ein s. g. "arbeitswissenschaft­
licher und ein erziehungswissenschaftlicher Pol" [6]. Auf die 
hiermit verbundenen Überlegungen wird noch zurückzukom­
men sein. 

Die inzwischen abgelaufene Entwicklung hat Vorstellungen 
nicht bestätigt, die auf s. g. "große Lösungen" hinausliefen. 
So wurde für die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung eine 
eigene, der Bundesanstalt für Arbeit angegliederte Institu­
tion geschaffen, während der Gesetzgeber durch das 1969 in 
Kraft getretene Berufsbildungsgesetz (BBiG) für die 
bildungsforschung die Errichtung eines Bundesinstituts vor­
schrieb. 

Für dieses· Institut wurden als Aufgaben im Gesetz genannt: 

1. Die Grundlagen der Berufsbildung zu klären, 

2. Inhalte und Ziele der Berufsbildung zu ermitteln und 

3. die Anpassung der Berufsbildung an die technische, wirt­
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung vorzuberei­
ten [7]. 

Auch die später entstandene Struktur des BBF zeigt, daß 
man komplizierten und realisierbaren "interdJsziplinä­
ren" Vorstellungen nicht gefolgt ist, sondern weiterhin von 
den bisherigen Schwerpunkten: Ordnung der Ausb'ildung Ju­
gendlicher, Ausbildungsmittel und Erwachsenenbiidüng aus-
geht. ' · 

Wenn in dieser Weise auch den Wünschen der Wirtschaft im 
Hinblick auf die Wahrnehmung wichtiger Funktionen in der 
Berufsbildungsforschung entsprochen wurde, so ist in den 
letzten Jahren doch die eine oder die andere Frage offen­
geblieben und manche Anforderungen der Berufsbildungs­
praxis haben nicht die Beachtung gefunden, die von dort er­
wartet wurde. Es scheint deshalb notwendig, noch einmal 
auf die Problematik technisch-wirtschaftlicher Entwicklung 
und Bedeutung der Berufsbildung hinzuweisen und von dort 
auf erforderliche und erwartete Leistungen der Berufsbil­
dungsforschung zu kommen. 

Geht man davon aus, daß Beryfsbildung optimal gestaltet ist, 
wenn die durch sie erreichten Qualifikationen die Bewälti­
gung der in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft auftretenden 
Aufgaben ermöglichen und dem einzelnen existentielle Be­
währung, Sicherheit und Aufstiegsmöglichkeiten bringt, so 

. kann dies letztlich nur durch eine Orientierung der Ausbil­
dungsziele an dEm fachlichen und sozialen Anforderungen 
der Arbeits- und Berufsweit erreicht werden. Daraus folgt, 
daß die Verwendungssituationen (für berufliche Qualifikatio­
nen) festgestellt, analysiert und aus ihnen- soweit wie mög­
lich - Fertigkeiten, Kenntnisse, notwendige intellektuelle Fä­
higkeiten und Verhaltungsweisen abgeleitet werden 'müssen. 

Dies ist keine- wie manchmal behauptet wird- "naive Über­
schätzung analytischer Methoden" [8], sondern der einzige, 
bis jetzt bekannte rationale Weg von sicheren qualitativen 
(und evtl. auch quantitativen) Daten aus zu den gesuchten 
Zielvorstellungen für notwendige Ausbildungsgänge zu kom­
men. 

Natürlich ist bei solchem auch die, voraussichtliche 
technisch-wirtschaftliche Entwicklung zu berücksrchtigen. Das 
kann einmal durch ständige Beobachtöng und Vergleich öer 
Analyseergebnisse, zuhl anderen auch durch Betrachtung der 
hierfür in Wissenschaft und Forschung relevanten Diszipli­
nen und der dort erwarteten Ergebnisse erfolgen [9]. 

Die Herausstellung der zunehmenden Bedeutung von "Me= 
thodenbeherrschung, Lernpotenzen, abstraktem, begrifflichem 
und kreativem Denken sowie von Überblicks-, Ordnungs­
und Zusammenhangwissen" [10], dem unter bestimmten Be­
dingungen zugestimmt wird, bringt jedoch keinen Ersatz für 
ein solches Verfahren; denn solche intellektuellen Fähigkei­
ten können praktisch nur mit entsprechenden Lerninhalten 
unter bestimmten Bedingungen herangebildet bzw. gefördert 
werden. Hier kann es nur sinnvoll sein, über die - aus den 
Anforderungen der Berufs- und Arbeitswelt abgeleiteten Aus­
bildungsziele - zu den Lerninhalten zu kommen, die fbr die 
Entwicklung der entsprechenden Fähigkeiten geeignet sind'. 

So ist z. B. bei den damaligen Untersuchungen zur Neuord­
nung der elektronischen Ausbildungsberufe festgestellt wor­
den, daß die Ausbildung zu bestimmten· Berufen auch zu 
Fähigkeiten wie die o. g. (z. B. Lernbereitschaft, abstraktes 
Denkvermögen) geführt haben muß; denn die meisten der 

' befragten Fachkräfte konnten sich .ohne besondere Förde­
rung durch Weiterbildungsmaßnahmen mit dem jeweils neua­
sten Stand einer sich besonders schnell entwickelnden Tech­
nik vertraut machen. 

Zu diesem arbeitswissenschaftliehen Teil der Berufsbildungs­
forschung gehört außer der Ermittlung von Anforderungen 
und der ·Bestimmung des technisch-wirtschaftlichen Inhaltes 
von Berufen auch die Untersuchung vorhandener und not­
wendiger Strukturen, des Umfeldes und der Vergleichbarkeit 
ähnlicher Berufe oder Berufsgruppen. Prognostische Betrach­
tungen sollen hierbei - wie erwähnt - mit angestellt wer­
den. Allzu optimistische Vorstellungen über die Mög{ic;t'lkei­
ten von bis zur Perfektion entwickelten Prognosetechniken 
werden ohnehin nicht mehr geteilt. 

Zu den Aufgaben des zweiten bedeutenden Bereichs gehö­
ren danp: entsprechende Curricula zu entwickeln, Fragen 
der Didaktik· und Methodik zum Erreichen der 
dungsziele zu klären und zu eine'r Optim1erung der einzelnen 
Wege im fachlichen und menschlichen Bereich zu kom­
men [11]. 

f·lierzu gehört vor allem die mit den Beteiligten zu klärende 
und bis jetzt unbefriedigend gelöste Frage, welche Bildungs­
inhalte voh welcher Bildungsstätte am besten, d. h. mit einem 
für beide Seiten höchstmöglichefi Erfolg vermittelt werden 
können. Die früher oft zitierte Aufteilung, wonach die Schule' 
die "Theorie" und der Betrieb die "Praxis" zu übernehmen 
habe, kann heute nicht mehr befriedigen .. Es ist vielmehr iu 
prüfen, wie durch Zusammenwirken und gegenseitige Ergän'­
zung die beruflichen Zielvorstellungen durch die beiden Bil­
dungsstätten erreicht werden können. 

Wenig zufriedenstellend sind auch die Kenntnisse darüber, 
an welcher Stelle als notwendig anerkannte Fähigkeiten und 
Verhaltensweisen, wie sie auch zur Persönlichkeitsbildung 
gehören, optimal gefördert werden können. Es müssen des­
halb andere Prinzipien und Methoden von den Betroffenen 
aus den beiden infrage kommenden Bildungsbereichen ge­
funden werden, damit für die anschließend zu ,lösenden, 
nicht weniger schwierigen Probleme der Organisation des 
Ausbildungsablaufs die günstigsten Voraussetzungen ge­
schaffen sind. Wahrscheinlich ist diese komplexe 'JI\ufgabe 
überhaupt nicht durch eine einfache formelmäßige Aussage 
zu lösen, sondern nur durch die Entwicklung von einigen 
allgemeingültigen Prinzipien und von Realisierungsmodellen 
für die verschiedenen Gebiete, Inhalte, Bereiche usw. 

Für die Berufsbildungspraxis bleibt ferner ·die Entwicklung 
von Ausbildungsmitteln zur Unterstützung bei ·der Bewälti­
gung von z.'T. schwierigen Ausbildungsproblemen bedeut­
sam. Mit der Erarbeitung solcher Ausbildungshilfen haben 
Unternehmen und Institutionen der Wirtschaft schon vor 40 
Jahren begonnen. 

Das zuletzt von der ABB angewandte Prinzip für Aufbau 
und Einsatz solcher Ausbildungsmittel hatte sowohl im in-
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land, wie im Ausland und dort auch im außereuropäischen 
Raum Anprkennung gefu.nden. 

Gerade hier hatte die Wirtschaft- nach der Obergabe dieser 
Aufgabe an das BBF mehrfach entsprechende Erwartungen 
geäußert, und "Zwar zur Erweiterung des Programms, zur Wei­
terentwicklung vorhandener und für die Erstellung notwendig 
gewordener neuer AusbildungsmitteL Besonders dringend ist 
heute noch d}e Ergänzung von neuen Ausbildungsgängen, 
wie sie durch Ordnungsmaßnahmen der letzten Jahre ge­
sphaffen worden sind, durch AusbildungsmitteL 

Die aller dieser Bemühungen wird davon abhängen, 
inwieweit es gelingt, praxisgerechtes Material herauszubrin­
gen .. Praxisgerecht h'eißt dabei, es muß ·der pädagogischen 
Besonderheit sowie den organisatorischen und wirtschaft­
lichen, Eledingungen des Betriebes als Ausbildungsstätte ent­
sprechen. Aus diesem Grund kann - um hier einmal ein 
Wort der Kritik zu gebrauchen - der Weg, solche Ausbil­
dungshilfen init erheblichem Aufwand erst für den schulischen 
Rau'm zu entwickeln und dann diese wieder mit vielen 
Schwierigkeiten an die betrieblichen Bedingungen zu adap­
tieren, weder von den Zielvorstellungen noch vom wirtschaft­
lichen Standpunkt her als zweckmäßig angesehen werden·. 

Sowohl zur Bewältigung der zuletzt genannten Aufgabe für 
den zweiten Schwerpunktbereich, wie auch für den arbeits­
wissenschaftlichen Bereich müßte natürlich das Methoden­
instrumentarium laufend überprüft und wenn notwendig ver­
bessert, erweitert oder ergänzt werden. Die Aufgabe sollte 

.sich aber aus der Verfolgung der beschriebenen Hauptziele 
und sozusagen "begleite'hden Charakter" haben. Es 

ist füi' alle Beteiligten - wie sich bei den bisherigen Arbei­
ten auf dem Gebiet der Berufsbildung gezeigt hat - von 
yorteil, wenn zunächst versucht wird, für vorliegende drin­
gende Fragen Lösungen mit einem evtL nicht in allem 
friedigenden Methodeninstrumentarium zu suchen, weil sonst 
___: bis zur Per(ekti9nierung der' notwendigen Verfahren -
nicht vertretbare für die erforderlichen Rege­
lungen entstehen. 

Für die Organisation der im Rahmen der Berufsbildungsfor­
durchzuführendtln Arbeiten ist von den geschilderten 

,Hauptaufgaben und ihrer Interdependenz auszugehen. Dabei 
sollte die Bestimmung der Arbeitsziele, die Auswahl der'Ve'r­
fahren und die 'Entwicklung und Darstellung der Er'gebnisse, 
soweit sie sich auf Fragen der betrieblichen Berufsausbildung 
qeziehen, immer in enger Abstimmung mit der Wirtschaft 
und. ihren Fachleuten aut diesem Gebiet erfolgen. Nur auf 
diese Welse lassen sich Schwierigkeiten bei Abwicklung der 
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in der Praxis und in 'der Theorienbildung zu betreibenden 
Forschungsarbeiten verhindern. 

Nur durch entsprechende Kenntnis der wirtschaftlichen und 
technischen Zusammenhänge, durch die Anwendung für die 
Betriebsbedingungen geeigneter Methoden und Vermeidung 
ideologisch vorgeprägter Einstellungen können sachgerechte 
Lös\,Jngen gefunden werden, womit letztlich den Beteiligten 
am meisten gedient wird. Deshalb sollte auch bei der Mit­
wirkung von Vertretern der Wirtschaft und der sonst an der 
Berufsbildung Beteiligten an Aufgaben der Berufsbildungs­
forschung der Sachverstand für die bestehenden Probleme 
oder die betroffenen Gebiete besondere Berücksichtigung 
finden. 

Zum Schluß ist noch einmal festzustellen, daß Berufsbil­
dungsforschung ein Bereich der angewanqten Forschung 
sein und .bleiben muß. Die Aufgabenstellung kommt aus der 
Praxis und die Lösung der Probleme muß von den Möglich­
keiten zur Anwendung der erzielten Ergebnisse in der Praxis 
ausgehen .• Dabei ist die Bereitschaft der beiden Träger unse­
res Berufsbildungssystems, Schule und Betrieb, zur Umset­
zung der gelieferten Daten, Materialien, Methoden und son­
stigen teermischen und pädagogischen Hilfen von entschei­
dender Bedeutung für Effizienz und Entwicklung der Be­
rufsbildungsforschung überhaupt. Alle Vorstellungen, Pro­
gramme und Durchführungspläne für Forschungsvorhaben 
auf diesem Gebiet sollten sich deshalb an diesen Gegeben­
heiten orientieren. 

[1] Hegelheimer, A.: Berufsbildung und Arbeitswelt. Berufsbildungs­
forschung; 'Ziele, Methoden, ForschungsP,rogramm. Schriftenreihe 
des Bundesministers für ,Arbeit und Sozialordnung Heft 17. Stutt­
gart 1971: Kohlhammer. 

[2] M., Claessens, D. u. Edding, F.: Gutachten zur 
eines Forschungsinstituts für Berufsbildung, i. A. des Senators fur 
Arbeit und Soziale Ang.elegenheiten des Landes. Ber.lin. Berlln 1966. 

[3] Fenger, H.: Arbeitsmarktforschung - Berufsforschung - Bildungs­
forschung: ln Mittellungen des lAB Nr. 5/1968, S. 325 ff. 

[4] s. a. Hegelheimer, A.: a. a. 0., S. 32 f. 
Vgl. Aufgaben und Ziele der ABB. Unveröffentlichtes Manuskript, 
Bonn 1970. · · 

[6] Krause, E.: Zukunftsorientierte Berufsblldung. Fakten, Pläne', Re­
formen. Köln 1972: Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufs­
bildung. 

[7] s. a. § 60, Abs. 2- BBiG - v. Sept. 1969. 

[8] Robinson, S. B.: Bildungsreform als Revision des Curriculum: ln 
Didaktik 1971, S. 229 ff. 

[9] s. a. Klauder, W., Mertens, D., Ulrich, E.: ln Mitteilungen des lAB 
8/1969, s. 599 ff. 
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Berufsbildungsforschung - . 
Interessen und Forderungen der Arbeitnehmer 

Interessen und 

Wissenschaftlich objektive Verfahren sind auch dann gültig, 
wenn die wisserfschaftliche Aufgabenstellung interessen­
orientiert ist. Inwieweit gesellschaft'riche 'lnteressengegen­
sätze (Kapital und Arbejt) zu einer einheitlichen Aufgaben­
stellung in der Forschung führen können, ist davon 
gig, ob und in welchem Umfang partielle Interessenüberein­
stimmung hergestellt werden kann. 

Gewerkschaftliches 

Interessen und 'Zielvorstellungen der Gewerkschaften [n' der 
Berufsbildungsforschung leiten sich ab aus dem Anspruch 
und pem demokratisch legitimierten Auftrag, die 
aller abhängig Beschäftigten in dieser Gesellsphaft zu ver­
treten. Mit diesem Anspruch wird nicht ein beliebiges Grup­
peninteresse artikuliert: Es geht ym die Arbeits- und Lebens­
bedingungen der überwiegenden,-Mehrheit _der Bevölkerung. 



BWP 5/75 L. Pinkall, - Interessen und Forderungen der Arbeitnehmer 17 

Dementsprechend hat "der DGB seine Forderungen zur be­
ruflichen Bildung unter das Ziel der "Verwirklichung gleicher 
Bildungschancen und der Demokratisierung des Bildungs­
wesens" als Teil fortschreitender Demokratisierung von Wirt­
schaft und Gesellschaft gestellt. Damit ist klar: Die Bestre­
bungen um die Veränderung der Berufsbildung sind Teil der 
gewerkschaftlichen Zielvorstellung Ziele der Be­
rufsbildung sind demnach mit Gesamtziel gewerkschaft­
licher \(orstellungeri zu verbinden. Von diesem Interessen­
standpunkt ausgehend fordern die Gewerkschaften "ein in­
tegriertes und differenziertes Gesamtbildungssystem", in 
dem es weder eine auf Selektion ausgerichtete Gliederung 
des Schulsystems in dreJ,qualitativ unterschiedene Schultypen 
noch die institutionelle Trennung von beruflicher und allge­
meiner Bildung gibt. 

Damit ist für die Gewerkschaften Bildung und Ausbildung 
eng mit den Bedingungen der Arbeit verbunden; das gilt 
für die Lernprozesse von der Sekundarstufe I bis zur Weiter­
bildung. Entsprechend der Bedeutung der Arbeitsprozesse 
für die Gestaltung des individuellen und gesellschaftlichen 
Lebens beschränkt sich der gewerkschaftliche Begriff von 
Berufsbildung nicht auf cjie enge Dimension arbeitsplatzspe­
zifischer Kenntnisse und Fertigkeiten, sondern bezieht auch 
die sozialen und politischen Rahmenbedingungen von Ar­
beit mit ein. 

So fordert der DGB für die Berufsbildung: 

"Insbesondere ... die Vermittlung von Ei,nsichten und Ver­
haltensweisen, die Voraussetzung für soziale Orientierungs­

für Erkeimtnis politist:her, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhänge; für Kritikfähigkeit und für selbstän­
diges und solidarisches Handeln sind." (These 23, Forderun­
gen zur beruflichen Bildung).· 

Damit werden für Ausbildungsinhalte, -mittel, -methoden, 
-verfahren und -orte Maßstäbe gesetzt, die- sowohl für die 
Berufsbildung als auch. für die Berufsbildungsforschung, die 
diese Bereiche analysieren soll, Gültigkeit haben. 

Nach Meinung der Gewerkschaften hat Berufsbildungsfor­
schung vor allem die Aufgabe, gesellschaftliche Bedingun­
gen, die die Realisierung dieses Konzeptes möglich ma,chen 
bzw. verhindern, wissenschaftlich untersucher. • 

Die Bedingungskonstellationen, die es für die Berufsbildung 
zu'untersuchen gilt, lassen sich·Wie benennen: 

,- Klärung' des Verhältnisses von' Bildungs- und Beschäfti-
gungssystem. · 

- Analyse. der institutionellen und politischen Rahmenbedin­
gungen von Ausbi,ldung; Analyse von Ausbildungsform­
versuchen (Rtozeßbegleitend&·Forschung). 

- Analyse der unmittelbaren Ausbildungsprozesse (Curri­
culum- und Ausbild,ungsmittelforschung). 

Sta11tliche Rahmenbedingungen 

Die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, die öffent­
lich-staatliche Verantwortung für die Bildung insgesamt vor­
sieht, macht langfristige bildungspolitische Planungen des 
Staates erforderlich, die sich ·am gesellschaftlichen Gesamt­
interesse und an der gesellschaftlichen Entwicklung zu einem 
demokratisch-sozialen Rechtsstaat auszurichten haben. Aller­
dings kann und Bildungspolitik ihre Ziele 
nicht .unabhangig von den Entwicklungen der Wirtschaft und 
des erreichen .. Entsprechend im Berufs­
bildungsgesetz- .das Schwergewicht der Berufsbildungsfor• 
schung ·auf 1. Klärung der Grundlagen, 2. Ermittlung der ln­
halte uncj Ziele und -3. Vorbereitung zur Anpassung der Be­
rufsbildung an die technische, wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Entwicklung. 

Damit isf klar: Die von der Bundesregierun'g entwickelten 
Zielvorstellungen zur Reform der beruflichen Bildung gehen 

über eine bloß reaktive Neuordnung des 
systems hinaus. Sie soll sich nach Aussagen der 
gierung und insbesondere des Bundesbildungsministers Roh­
de zukünftig mehr als bisher an Arbeitnehmerinteressen orien­
tieren. Diese Zielvorgaben bilden demnach die' Orientie­
rungsgrundlage für die Durchsatzung der Bildungsreform. 

DeJ ErfoJg. dieser Reform ist E!n Kenntnisse und Bedingun­
gen geknüpft, die es wissenschaftlich zu analysieren gilt, um 
Maßnahmen und Methoden entwickeln zu können, durch die 
die bildungspolitischen Reformzisfe praktisch Wirksam wer-
den sollen. ' 

Das und sein gesetzlicher AuUrag entstanden aus der 
Erkenntnis, daß die politische Entscheidungsvorbereitung auf 
wissenschaftlicne Vorleistung angewiesen ist, wenn Fehlent­
scheidungen und Fehlentwicklungen verhindert 
sollen. 

Gewerkschaftliche Schwerpunkte 

Innerhalb des gewerkschaftlichen Zielkatalogs ist die Ver­
änderung von Arbeitsplatzstrukturen - Humanisierung der 
Arbeitswelt - von besonderer Bedeutung. Den Ausgangs­
punkt der angestrebten Veränderungen bilden Formen der 
betrieblichen Arbeitsteilung und Tätigkeitsstrukturen, die mit 
monotoner Arbeit, sozialer Isolierung 'und physisch/psychi­
scher Belastung durch einseitige und gleichbleibende An­
forderungen und einem hohen Arbeitstempo einhergehen 
und zur Abstumpfung der Bildungs- und Entfaltungsmöglich­
keiten führen. 

Als Ansätze einer Neustrukturierung von Arbeit können gel­
ten: 

a) Ergonomische Bedingungen. Hier ist das verfolgte Ziel, 
die körperi'ichen und sensornotorischen Beanspruchungen 
und Belastungen des einzelnen zu verringern, um die 
menschliche Leistungsfähigkeit zu erhalten. Allerdings er­
streckt sich die ergonomische Arbeitsgestaltung vorwiegend 
auf die technist:hen, räumlichen und sonstigen äußeren Fak­
toren der Arbeitsbedingungen. Bei der angestrebten Verän­
derung yon Arbeitsorganisation und Tätigkeitsstrukturen muß 
es das Ziel sein, für den einzelnen Beschäftigten befriedi­
gendere, abwechslungsreiche und anregendere Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

ln dieseln Zusammenh'ang werden bisher folgende 
formen untersucht und diskutiert: Systematischer Arbeits­
platzwechsel' (joö totation) - Aufgabenerweiterung (job en· 
largement) - Aufgabenbereicherung (job ehrichment). 

b) Weitere Ansätze: 

- Abbau der hierarchischen Arbeitsteilung, z. B. durch Über­
tragung von Kompetenzen an Üntergeordnete Gruppen; 

- Selbstbestimmung in formalen Fragen, z. B. Bestimmung 
der Ärbeitsaufgaben und ihrer Verteilung, Arbeitszeitrege­
lung, Arbeitszeittempo, Kooperationsformen etc. 

Von der Berufsbildungsforschung ist unter d[esen Gesichts­
punkten zu fordern: Wissenschaftliche Berücksichtigung und 
Bewertung vorliegender Erkenntnisse und Betriebserfahrun­
gen mit dem Ziel 

- der Entwicklung von menschengerechter Arbeitstechnolo­
gie, 

\ . 
- der Erarbeitung und Erprobung von Vorschlägen und Mo-

dellen und 

- der Entwicklung und Erprobung von Curricula zur Umset­
zung dieser wissenschaftlichen ErRenntnisse in der Be­
rufsbildung heute. 

Zielrichtung der gewerkschaftlichen Forqerungen im Bereich 
der Berufsbildung ist folglich eine ö,konomische und gesell­

Entwicklung, die auf Veränderung der bestehen; 
den hierarchischen Strukturen uod Bedingungen der Ar­
beitsprozesse' hinausläuft. Gefordert ist eine Bildung und 
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Qualifikation, di.e zwar heute noch nicht in vollem Umfang 
genutzt werden kann, die aber den abhängig Beschäftigten 
als Voraussetzung dafür dient, um_ ihre Interessen erkennen 
und .durchsetzen zu können. Gemessen am aktuellen arbeits­
marktpolitischen Zustand mögen diese Zielvorstellungen 
überzogen erscheinen. Aber: Eine ausschließlich an den ge­
gebenen Arbeitsplatzstrukturen orierytierte ßerufsbildungsfor­
schung müßte demgegenüber - da langfristige Planungen 
wegen der Struktur 'unseres Wirtschaftssystems nicht mög­
lich sind - a,uf kurzfristige Anpassung der betrieblichen Be­
rufsausbildung beschränkt bleiben. 

Neuere Untersuchungen aus dem Produktionsbereich zeigen: 
Technische Veränderungen führen nicht notwendig zu erhöh­
ten Anforderungen an die Ausbildung. Zielvorgabe der Tech­
nik unter den Bedingungen der Wirtschaft ist es bis heute, 
kostensparende Fertigungsweisen zu entwickeln, wobei die 
Qualifikation der Arbeitskraft den Kostengesichtspunkten 
untergeordnet ist. 

Das bedeutet konkret: Dequalifikation ist die Folge von nicht 
arbeitsorientierter techhischer Entwicklung. 

Die Maßstäbe gewerkschaftlicher Bildungspolitik gelten not­
wendigerweise auch .. für die Erstellung von Berufsbildern-und 
Berufsordnungsm1tteln. Sie sind auf die allgemeinen Dimen­
sionen beruflicher Arbeit umzuorientieren. Eine systema­
tische kritische Überprüfung der bisherigen Strukturen in der 
schulischen und betrieblichen Berufsausbildung wäre erfor­
derlich, um in der jetzigen Ausbildungsverfassung Prinzipien 
und Elemente einer neuen integrationsorientierten Berufs­
pädagogik verankern zu 

Allgemeine forschungsau!gaben 

Ein besonderes Problem für das BBF. und die Berufsbildungs­
forschung bleibt· die präzise Abgrenzung von 
gegenüoer Entwicklungs- und Administrationsaufgaben. Un­
al{hängig davon hat die Forschung im BBF unter Einbezie­
hung .der vorgenannten Zielvorgaben folgendes zu leisten: 

0 ÜberprÜfung und Kontrolle bereits realisierter Teilschritte 
derReform: · 

-Analyse bildungspolitischer'Konzeptionen im Hinbliyk auf 
ihre Verwertbarkeit als Teilschritt der' Reform; 

-"-- Apalyse der sozjalen Bedingungen für die Strukturierung 
von Berufsbi ldungsprozes5en; 

- Analyse finanzieller und wirtschaftlicher Kqnsequenzen 
bildungspolitischer Reformvorstellungen im Bereich der 
ben.iflichen Bildung; 

- Erarbeitung von Schwerpunkten für die Grundlagenfor­
schung aus der Analyse aktueller und potentieller Proble-

Hjnweis 

Das vom -Bundef>minister für Bildung und Wissenschaft her­
ausgegebene Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsbe­
rufe ist in neuer Ausgabe 1975 im W. Barteismann Verlag 
Sielefeld "erschienen. Die jährlich 

. chung ist in den' vergangenen Jahren erwe1tert und ergänzt 
v}orden. Sie enthält inzwischen - neben dem Verzeichnis 
d'ar anerkannten Ausbildungsberufe (Teile A. und B) -: Eine 

me der Berufsbildungs- und Gesellschaftspolitik im Zu­
sammenhang mit der wirtschaftlichen und technisch-en 
Entwicklung. 

0 Erarbeitung von Handlungsinstrumentarien für die Wahr­
nehmurtg von Entwicklungs- und Administrationsaufga­
ben: 

- Bestandsaufnahme der Planungen' im Bereich von Finan­
zierungsvorstellungen der beruflichen Bildung; 

- Analyse von der betrieblichen und 
überbetrieblichen 'ß'erufsausbildung; 

- Zusammenhang zwischen Berufsbildungsfinanzierung und 
gesamtwirtschaftlicher Entwicklung; 

- Entwicklung von 'sewertungsmaßstäben für die quantita­
tive und qualitative Strukturierung der Sekundarstufe II; 

- Analyse der sozioökonomischen Voraussetzungen der Bil­
dungsplanung in·• privaten und Unternepmen 
im Hinblick auf nachgefragte t,Jzw. angebotene Qualifika-
tionen; ' 

- Bestimmung des Verl:lältnisses von be'trieblicher und staat­
·licher Ausbildung im Hinblick auf bildungspolitische Ziel­
vorstellungen; 

- Aufbau eines Informationssystems für die berufliche Bil­
dung; 

- Analyse statistischer Daten im Hinblick auf ihre Verwend­
barkeit für die Entwicklung beruflicher Curricula'. 

O Entwickl'ung von Zielvorstellungen 
die Weiterführung von Bildungsreform: 

- Erarbeitung eines geeigneten Instrumentariums durch Auf­
nahme und Weiterentwicklung sozialwfssensbhaftlicher 
Untersuchungsverfahren für die J3erufsbildungsforschung; 

- Weiterentwicklung von Analyse- und Prognoseinstrumen­
ten für die Qualifikationsstruktur des Arbeitskräftepofen­
tials. 

Schlußbemerkung 

Eine Berufsbildungskonzeption, die den Zusammenhang Von 
wirtschaftlich-technologischer Entwicklung und bildungspoli­
tischer. Zielsetzung, die sich am gesellschaftlichen Fortschritt 
zu orientieren hat, nicht beachtet, !<'ann kaum mehr als eine 
Anpassungserziehung sein. Sie vermittelt pestenfalls die 
Funktionsfähigkeit für · jeweils vorgeg'ebenen techntsch­
organisatorischen Systeme und die Anpassungsfähigkeiten 
gegenüber ihren Veränderungen. Damit werden-auch die· auf 
dieser Arbeitsteilung basierenden Abhängigkeiten 
und Ungleichheiten reproduziert. ' 

Übersicht über die bundes- und landesgesetzlichen Ausbil­
dungen für Heilhilfsberufe sowie über vergleichbare Aus.:­
bildungsgänge außerhalb ·des Geltungsbereichs des Berufs­
bildungsgesetzes (Teil C);- eine" Reihe Tabel­
len, die Aussagen über die gegenwärtige. Struktur der Aus­
bildungsberufe ermöglicht und wichtige Hinweise für künf­
tige Planungen geben kann (Teil F), - ein Verzeichnis 
nach dem Berufsbildunsgesetz zuständigen Stellen . 
ln die Ausgabe 1975.sind erstmals die berufliche Fortbildung 
un,d die Berufsa.usbildung einbezogen wordel'\ 
(Teil E und, Anpang). 
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AUS DER ARBEIT DES BBF 

Klaus Schweikert 

Das Jungarbeiterproblem heute * 

Die "Jungarbeiterfrage" wurde vor allem· in den zwanziger 
Jahren von der Berufspädagogik diskutiert [1]. ,Zwischen­
zeitlich hatte das Interesse an der Bildungs- und Lebenssi­
tuation dieser Gruppe "ber:uflicher Analphabeten" nachgelas­
sen, da der kontinuierliche Rückgang des Anteils dieser 
Gruppe die Hoffnung aufkommen ließ, das Problem löse sich 
im Zeitablauf ohne besondere bildungspo(itische Anstren-
gungen. · 

Der Bildyngsgesamtplan [2] sieht bis 1985 eine Senkung 
des Anteils an der Schülerzahl des. gesamten Sekundar­
bereichs II von ca. 9% (1970) auf etwa 2-3% (1985) vor. 
Dabei bleibt unklar, ob und welche Maßnahmen hierzu ge­
troffen werden Nach, der jüngsten Entwicklung im 
gesamten Bildungswesen ist jedenfalls auf eine quasi-auto­
matische Lösung des Problems nicht zu hoffen. Der Rück­
gang des Angebots an Berufsausbildungsplätl!:en läßt nun 
ein erneutes Ansteigen des Anteils der Jungarbei\er von 
derzeit rund 15% auf über 20% der berufsschulpflichtigen 
Jugendlichen befürchten. Zudem besteht die Gefahr, daß der 
numerus clausus an den Hochschulen allmählich "nach un­
ten durchschlägt": die noch vor wenigen Jah­
ren einen Ausbildungsplatz gefunden, hätten, werden in der 
Konkurrenz mit Realschülern oder Gymnasiasten nun leer 
ausgehen. Eine längere Phase wirtschaftlicher Abschwächung 
kann diese Tendenz noch verstärl<en. 

Die derzeitige Rezession hat. ,zu einer erheblichen Jugend­
acbeitslosigkeit geführt, von der die ,Jungarbeiter besonders 
stark waren. 

Eine demokratische, hochentwickelte und auf die B'asisquali­
fikation des Facharbeiters angewiesene·Gesellschaft hat sich 
auch und besonders in Zeiten wirtschaftlicher Abschwächung 
die Verbesserung der Lebenssityation der "Ungelernten" 
zum Ziel zu setzen, die ohne ein solches Programm Gefahr 
laufen, zur von der Gesellschaft bedröhten und für die Ge­
sellschaft bedrohlichen Randexistenz verurteilt zu werden, 
wo andere Personengruppen .. mit besserer Vorbildung nur 
Korrekturen an Status und Lebenskomfort hinzunehmen 
haben. Guter Wille der p'olitisch handelhden Institutionen 
und die Bereitstellung von Mitteln reichen nicht aus, das 
vielschichtige Problem mit Aussicht auf Erfolg anzugehEl'll. 
Viermehl' muß eine detaillierte Analyse die Hintergründe für 
Entstehung und Bestand des Problems aufzeigen und Lö­
sungsmöglichkeiten auf ihre Erfolgschancen überprüfEl'll. 

Die bisherigen Untersuchungen des BBF haben hierzu be­
reits eine Fülle von Daten e'rbracht [3]. Hier sollen nur die 

resüm'iert werden. ' 

Die- Untersuchung der zeigt einen engen Zu­
sammenhang zwischen ..-- mangelnden - Berufspusbil­
dung der Eitern und dem Verzicht auf qualifizierte Berufs-

* Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt .,Zur Bildungssituation von 
Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag" und Oberlegungen zum Pro­
jekt. Das Projekt wird in der Ht!uptabteilun!) "Strukturforschung", 
Abteilun!j "Okonomische und soziale Grundlagen der Berufsbildung" 
durchgeflihrt. 

ausbildung bei den Kindern. Insbesondere das Fehlen der 
Berufsausbildung beim .Vater wirkt ungünstig aus: Eine 
Sonderauswertung des Mikrozem;us 1971 hat ergeben, daß. 
rund 47 °/o der Väter (und 80% der Mütter) jugendlicher 
Hilfsarbeiter keine .Lehre beendet haben gegenüber nur 35% 
der Väter (4nd rund 76% der Mütter) jugendlicher Fach­
arbeiter. Aus anderen zur Verfügung stehenden Daten er­
gab sich, daß die Jungarbeiter besonders stark von der elter­
lichen Entscheidung' abhängen, die 'um so folgenschwerer ist, 
als die Eitern nachweisbar über die Ausbildungsmöglichkeil 
ten wenig - und sogar weniger als die Jugendlichen selber 
- Bescheid wissen. Die Auswirkung'en unvollständiger Fami­
lien schlagen hier ebenfalls nachweisbar zü Buche. Für Mäd• 
chen - und das sind etwa 2 Drittel der rund 240 000 Jung­
arbeiter - gibt es zudem Familiengröße: sind 
2 oder mehr Kinder in der Familie vorhanden, so sinken 
die Chancen. für Mädchen, einen<Beruf zu erlangen, drastisch 
ab. · ' 

Für die Konzeption von Maßnahmen wichtig ist 
die eegabungsstruktur der Jungarbeiter. Ohne den Ergeb­
nissen einer laufenden, für die Bundesrepublik Deutschland 
repräsentativen Erhebung vorzugreifen, kann festgestellt 
werden, daß die Jungarbeiter bezüglich ihrer Vorbildung ein 
sehr heterogen zusammengesetzter Personenkreis sind. 

39% haben Hauptschulabschluß (14% sind von der Haupt­
schule vorzeitig abgegangen), 4% haben die Mittlere Reife 
bzw. Obersekundareife (2.% haben Realschule und Gymna-
sium besucht ohne diesen Abschluß). ' 

Aus der Sonderschule kommen 10 l>fo der Jungarbeiter. Ein 
Viertel hat ein Ausbildungsverhältnis abgebrochen. per Rest 
(6 %) !<ommt von anderen beruflichen Schulen. Die Jung­
arbeiter in Sammelklassen zusammenzufassen, wie es in der 
Teilzeitberufsschule geschieht, ist nicht sinnvoll. 

Für alle schulischen Maßnahmen gilt, daß sie die erheblichen 
Reserven zu überwinden haben, die die Jungarbeiter der 
Schule entgegenbringen. Die Förderungslehrgänge der Bun­
desanstalt für Arbeit dürfen trotz ihrer unbestreitbaren Er­
folge' nicht vergessen lassen, daß sie sfch nur an eine -
gewissermaßen· positive - Auslese von Jungarbeitern rich­
ten, deren Lerndisposition relativ gut ist. 

Gute Ausrüstung, Ernstsitua'tion und die für die Jungarbei­
ter leichter möglichen Erfolgserlebnisse durch zunächst prak­
tische Arbeiten lassen, zumindest für die Anfangszeit berufs­
qualifizierender Ausbildung, einen Akzent im betrieblichen 
Bereich oder in überbetrieblichen Ausbildungsstätten suchen. 
Auch die theoretische Unterweisung sollte von der engen 
Bindung an "Schule" gelöst werden. "Lernstudio" oder 
ähnliche Einrichtungen ko.nnten hier für eine besser motivie­
rende Lernumgebung sorgen. 

Die Frage nach den zu entwickelnden Programmen kann der-. 
zeit noch nicht absch'ließend beantwortet werden, da die 
analytischen Voraussetzungen hierfür noch nicht vollständig 
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geklärt sind. Diese Klärung zur Zeit. Die Ergebnisse 
werden für die Entwicklung eines Modellversuchs verwendet, 
von dem Aufschlüsse über zu empfehlende organisatorische 
und didaktische Maßnahmen erwartet werden, die den Kata­
log der nicht berufspädagogisch, sondern eher sozialpoliti­
schen bzw. bildungspolitischen Empfehlungen wirkungsvoll 
ergänzen sollen. ' 
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Begutachtung beruflicher Erwachsenenbildungsmaßnahmen 
- Entwicklung voh Instrumentarien durch das BBF - * 

1. Zur Notwendigkelt der Erarbeltung von Begutachtungs­
insttumentarien für den Bereich ster beruflichen 

Der Bereich der beruflichen Weiterbildung ist in den letzten 
Jahren durch ein rasches Anwachsen und zunehmende Be­
deutung 'gekennzeichnet. Mit diesen. Erscheinungen geht je­
doch eine weitgehende, lntransparenz über Umfang und ln­
halte, des Angebots 4nd der Qualität beruflicher Weiterbil· 
dung einher. Aus diesen Gründen und weil 

- es s}ch bei der beruflichen Weiterbildung im Gegensatz 
zu den vorgelagertert Bildungsbereichen um einen noch 
'weitgehend' ungeregelten Bereich handelt und 

- sowohl bei den Trägern urid Lehrkräften als auch bei den 
zuständigen öffentlichen Stellen und Abnehmern erheb­
liche Unsicherheiten darüber bestehen, welche Anforde­
rungen an eine berufliche Weiterbildungsmaßnahme zu 
stellen sind, 

hat das 'BundesiQStitut für Be'rufsbildungsforschung (BBF) die 
ErarbeiJung von Instrumentarien zur Begutachtung beruflicher 
WeiterbilduQgsmaßnahmen in sein Forschungsprogramm auf­
genommen. 

Für d,ie BeschäftiQung mit diesem Gegenstand sprach dar­
über hinaus, daß derartige Begutachtungsinstrumentarien 

- einsetzbare zur 
Verqesserung und Vereinheitlichung des Angebots auf 
dem Bildungsmarkt sein können,' wenn die Vergabe 
öffentlicher Mittel von der Erfüllung bestimmter Bedin­
gungen abhängig gemacht wird, 

- für Träger und Lehrkräfte efne Hilfe bei der Planung, Vor­
und Öurchführun'g von beruflichen Weiterbil­

sein können und 

- auch <;Jen Interessenten und Teilnehmern an beruflichen 
Weiterbildungsmaßnahmen dazu dienen können, das Ap­
gebot auf dem ·Bildungsmarkt besser zu durchschauen 
und zu ver'gleichen. 

Der vom Gesetzgeber im Berufsbildungsgesetz (§ 60 Abs. 3 
BBiG) an das BBF erteilte Auftrag u. a. " ... die Gegebenhei­
ten und Erfordernisse der Bewfsbildung ständig zu beob­
achten, zu untersuchen und auszuwerten", verlangt insbe-' 
sondere l:;>ei der Durchführung' dieses Forschungsprojektes 

praxisorientierte Zielsetzung. und Erarbeitungsweise. Als 
Einstieg in die Forschungsarbeit hat sich für das BBF. eine 
enge Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit ange­
boten. 

.. •· Das•Projekt "B'egutachtung beruflicher Erwachsenenbildungsmaßnah­
men" wird in der Hauptabteilung "Erwachsenenbildungsforschung", 
Abteilung "Andragogik der ber'jflichen Erwachsenenbildung" durchge-
führt. ' • • 

2. Aufgaben und Problem.e der Bundesanstalt filr Arbeit .Im 
Rahmen der Förderung beruflicher Bildungsmaßnahmen' 

Die Bundesanstalt für Arbeit fördert· auf der Grundlage des 
1969 in Kraft getretenen Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
die Teilnahme an beruflichen .Ausbildungs-, Fortbildungs­
und Umschulungsmaßnahmen. 

Die finanzielle Förderung der Teilnahme a'h einer beruflichEm 
Erwachserienbildungsmaßnahm'e ist. §'34 Satz ''2 AFG 
davon abhängig gemacht, ob die Durchführung· der Maßnah-
me hinsichtlich ' 

- ,der Dauer, 
- der G,estaltung des Lehrplans, 
- der Unterrichtsmethode· sowie 
-· der Ausbildung und Berufserfahrung· des Leiters• und der 

Lehrkräfte . . 

eine erfolgreiche -Bildung erwarten läßt. 

Für die Bundesanstalt für Arbeit ist die Prüfung dieser Be­
dingungen "außerordentlich schwierig, weil die zuständigen 
Sachbearbeiter in den Arbeitsämtern Jn der Regel kaum in 
der Lage sind, diese differenzierten Probleme der pädago­
gischen Gestaltung eines Lehrgarlgs zu beurteilen. Aus die­
sem Grund hat es die Bundesanstalt für Arbeit als notwen­
dig erachtet, den Sachbearbeitern der Arb'eitsämter.·ein In­
strumentarium an die Hand zu geben1 mit dem diese die Er­
füllung der im Gesetz gestellten Anforderungen differenzier­
ter und einheitlicher beurteilen können. 

3., Zur des Begutachtungsinstrumentariums für 
die Berufsbildungspraxis 

a} Probleme der Entwlc,dung 

Die Erarbeitung eines solchen Begutachtungsinstrumenta­
riums, das - wenn auch pragmatisch angelegt - nach wis­
senschaftlichen Gesichtspunkten erarbeitet' werden und 
gleichzeitig ohne weitere Zwischen- bzw. Umsetzungsstufen 
in·die Arbeit der Praxis eingehen soll, wirft naturgemäß eine 
Reihe von Problemen auf. Das grÖßte Problem bestand darin, 
daß öas Begutachtungsinstrumentarium ein allgemeines, für 
alle Arten beruflicher Weiterbildung, die' aufgründ ·der Be­
stimmungen des AFG gefördert werden, anwendbares sein 
sollte. Das bedeutet, daß berufliche Weiterbildungsmaßnah­
men unabhängig von ihrer Dau'er (lt. Förderungsrepht von 
mindestens 50 Unterrichtsstunden' bis maximal zu -2 bzw. 3 
Jahren), dem angestrebten ·Qualifikationsniveau (z. B. vo'n 
Anlernkürsen für niedrig Qualifizierte bis zur Weiterbildung 
für Diplomingenieure) und den dementsprechend vermittel­
ten Inhalten mit dem gleichen Instrumentarium zu begutach­
teri' sein müssen. Das hatte zur Folge, daß für die einzelnen 
Beurteilungsbereiche lediglich Mindeststandards aufgestellt 
werden konnten. 
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Ein. weiter.es Problem bestand darin, daß neuere Erkennt­
nisse der Erziehungswissenschaft und der Curriculumfor­
schung zusätzliche wichtige Anforderungen an Bildungsmaß­
nahmen stellen, die aufgrund c:jer im AFG gestellten Anfor­
derungsbereiche jedoch nicht berücksichtigt werden konnten. 

b) Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit 

Die Zusammenarbeit mit der Praxis bestand in ausführlichen 
Diskussionen der vom BBF vorgelegten Entwürfe des Begut­
achtungsinstrumentariums in einem Arbeitskreis. Diesem Ar­
beitskreis gehörten sachverständige Mitarbeiter der Haupt­
stelle der ,Bundesanstalt und mit Fragen der Förderung be­
ruflicher Bildung befa[3te ·Sachbearbeiter verschiedener Ar­
·beitsämter an. Das :Begutachtungsinstrumentarium wurde 
nach seiner Fertigstellung in 7 ausgewählten Arbeitsämtern 
des, BundesgEilbiets ein halbes Jahr lang auf seine Verwend­
barkeit in der Praxis dar Bundesanstalt für Arbeit geprüft 
und hat sich dabei nach AuffassunQ der Praktiker im wesent­
lichen bestätigt Es ist geplant, die Erfahrungen, die die Bun­
desanstalt fü( Arbeit mit dem Instrumentarium macht, zu be­
obachten und auszuwerten, damit nach einem angemessenen 
Zeitraum das vorliegende Begutachtungsinstrumenta­
rium überarbeitet und ggf. neuen Anforderungen angepaßt 
werden kann. 

4. Vorstellungen zur weiteren Arbeit am Forschungsgegen-
stand ' · 

Für die 2. Stu'fe des Forschungsprojekts ist die Erarbeitung 
eines über die Anforderungen aes Arbeitsförderungsgeset-

Medienforschung im BBF* 

I. 

Im Rahmen des beruflichen Bildungssystems sieht der Ge­
setzgeber die Möglichkeit vor, unter Mitwirkung der an der 
beruflichen Bildung Beteiligten' Ausbildungsinhalte und 
-ziele durch Rechtsnormen festzulegen.'Derartig entstandene 
Ausbildungsordnungen zeichnen formale Bildungswege vor, 
deren Ziele und Inhalte einen curricularen Rahtnen für die 
Ausbildung darstellen. Die Qualität der Ausbildung bleibt 
letztlich jedoch von der Leistungsfähigkeit der Lehrinstitu­
tioh, der ·Qualifikation de"r Lehrkraft und der Qualität des 
Lehrmaterials abhängig., Die sich hieraus e(gebendi:m u,nglei­
chen Ausbildungsbedin'gungen führen zu Risiken, deren Ver­
minderung insbesondere durch die Festregung auf breiter 
Ebene abgestimmter detaillierter Lernziele und durch Umset­
zung in Medien erreicht werden kann. Auch eine erfolgreiche 
Weiterentwicklung curricularer Ziele und Inhalte wird begün­
stigt, wenn der von Fachleuten erarbeitete 
lernzielorientierte Stoff festgelegt und in ständiger 
dung und Revision optimiert wird. 

Die gleiche Bedeutung wie den Lehrinhalten kommt der 
Methodik des Lehrans in der Ausbildung zu. Die heute von 
der Bildungstechnologie angebotenen Möglichkeiten, ins­
besondere aucn die .verfahren und Materialien autodidak­
·tischen Lernens, in erster Linie audiovisuelle Hilfsmittel, ein­
schließlich der Möglichkeiten, die Medienverbund­
systerpe bieten, sollteo dabei genutzt werden. 

• Bericht der Hauptabteilung "Medienforschung" mit den,Abteilungen 
"Grundlagen , der Bildungstechnologie", "Lehrsysteme und Ausbil­
dungsmittel" und "Fernunterrichtswesen". 

zes hinausgehenden erweiterten Begutachtungsinstrumen­
tariums vorgesehen. Dieses soll einerseits -de!J Abnehmern 
von beruflichen Erwachsenenbildungsmaßnahmen (z. B. 
men, Institutionen)· an die Hand geQeben werden, darüber 
hinaus soll es aber auch den Trägern beruflicher Erwachse­
nenbildungsmaßnahmen gleichzeitig als Orientierungshilfe 
für die Gestaltung von erwachsenengemäßel') berufli9hen Bil­
dungsmaßn.ahmen dienen. 

Langfristig könnte ein solches Instrumentarium zu einer all­
gemeinen Qualitätsverbesserung und zu einer gewissen Ver­
einheitlichung der angebotenen beruflichen Erwachsenenbil­
dungsmaßnahmen führen. 

Auch in dieser Bearbeitungsstufe soll nicht auf die Zusam­
menarbeit und ständige Rückkopplung mit den in der Praxis 
der beruflichen Erwachsenenbiltlung tätigen Stellen und In­
stitutionen verzichtet werden. Insbesondere soll dabei die 
enge Kooperation mit der Bund-esanstalt für Arbeit aufrecht 
erhalten und darüber versucht werden, auch die Ei-<­
fahrungen von Trägern beruflicher Weiterbildungsmaßn,ah­
men mit in die Arbeit einzubeziehen. Dieser ständige Kon­
takt und Erfahrungsaustausctf mit Trägern beruflicher Er­
wachsenenbildungsmaßnahmen kann zudem dazu beitragen, 
daß einerseits die wissenschaftlichen Überlegungen del! BBF 
nicht am ,.Bildungsmarkt" vorbeigehen, und aaß andererseits 
bei den Trägern eine erhöhte Bereitschaft geweckt wird, auch 
be,i Bildungsmaßnahmen, ,die nicht mit ÖffE;lntlichen 
gefördert werden, eine gapereile Anhebun,g der Qualität u;nct 
eine gewisse Vereinheitlichul)g des Angebots zu erzielen. 

Würde dieser gesamte Prozeß der curricularen Entwicklung 
und der Umsetzung in Medien auf breiter Basis beherrscht 
und betrieben, könnte mit diesem Instrumentarium die be­
rufliche Bildung erheblich verbessert oder gar reformeirt 
werden. 

Die Möglichkeiten, die eine mit konkreter Curriculumentwick­
lung gekoppelte Bildung"stechnologie· bietet, und Bedeu­
tung für die Verbesserung' der beruflichen Bildung wird ·all­
gemein unterschätzt - oder aber man will sie nicht sehen, 
weil dieser Umsetzungsprozeß, der an sich nach dem 
von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen unerläß­
lich ist, interdisziplinäre Teams und damit eine,n erheblichen 
personellen und finanziellen Aufwand erfordert. 

Indem die Hauptabteilung Medienforschung - F 5 - des 
BBF den Grobrahmen vorgegebener Ausbildungsordnungen 
durch konkrete lernzielorientierte Curricula zu materialisie­
ren sucht, sich andererseits mit der Weiterentwicj<lung der 
Bildungstechnologie befaßt und auf .cter Grundlage gewon­
nener Erkenntnisse Medien für den Einsatz vor Ort,. erarbei­
tet, hilft sie im Rahmen ihrer bescheidenen Kapazität dem 
Mangel an geeignetem Lehrmaterial ab. Ein integratives 
Vorgehen durch Zusammenfassung von Forschung, Entwick­
lung, Erprobung und Revision stellt sicher, daß die Arbeiten 
zu praxisnahen Ergebnissah führen. Dadurch, daß eine kosten­
günstige Verbreitung der Ergebnisse durch Kooperation mit 
Verlagen und Herstellern von Experjmen\iereil')richtungen 
geschaffen worden ist, ist auch sichergestellt, daß die Ergeb­
nisse unmittelbar in die Praxis" einfließen und damit auch der 
öffentlichen Kritik der ·Anwender unterliegen. Die ständige 
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Rückkoppelung von der Praxis zum Institut führt zwangsläu­
fig zur Optimierung der Lehrmaterialien und der Lernpro­
zesse. Bedauerlich bleibt nur, daß die bisbar erfolgreich 
praktizierte Arbeitsweise aus Kapazitätsgründen nicht auf 
alle Berufsfßlder übertragen werden kann, so daß nur eine 
beschränkte Möglichkeit besteht, Chancengerechtigkeit ,in der 
beruflichen Bildung zu erreichen. 

Neben der Entwicklung von Lehrgängen in den Bereichen 
Metall, Elektrotechnik, Bau/Holz und Textil, die fast aus­
schließlich der betrieblichen Berufsausbildung dienen, hat 
die Hauptabteilung Medienforschung neue Medienverbund­
Modelle für die Bereiche Elektrotechnik und Metall entwik­
kelt und ist neue Wege gegangen, die Anforderungen 
eines forschungsintegrierten Ansatzes gerecht W!3rden. 

II. 

Mit erheblichem Aufwand ist im Bereich Elektrotechnik/Elek­
tronik ein Modellversuch, gestartet worden, dessen Ende nach 
nunmehr 3 Jahren abzusehen ist. Exemplarisch mag an die­
ser Stelle aus den Arbeiten der Hauptabteilung eine Zwi­
schenbilanz zu diesem Modellversuch gezogen werden. 

1.- Seit Oktober 1972 wird gemeinsam .mit 56 becufsbilden­
den' Schulen aus allen Bundesländern und Berlin, seit 1974 
auch mit 19 Ausbildungsbetrieben der Elektro-Industrie ein 
Modellversuch durchgeführt, der sich um die stufenweise 
Entwicklung, Revisi9n ynd ·Einführung des" Mahr­
mediensystems Elektrotechnik/Elektronik" (MME) zentriert 
und zur Curriculumentwicklung in diesem Berufsfeld wirk­
sam beiträgt1). Dabei geht es nicht vordergründig und 
ausschließlich um Erstellung und Vertrieb von Unterrichts­
und Avsbildungsmitteln, vielmehr soll dieses Projekt einen 
konkreten Beitrag zur Reform beruflicher Bildung auch im 
Sinne übergeordneter bildungs- und gesellschaftspolitischer 
Ziele leisten und zugleich die Forschung auf diesem Gebiet 
voranbringen. 

2. Zieht man an dieser Stelle einmal Bilanz hinsichtlich der 
Möglichkeiten, Bildungsrealität zu verändern, so läßt sich auf­
grund der in dem Modellversuch gemachten Erfahrungen ein­
deutig sagen: Über strukturelle, organisatorische und finan­
zielle Maßnahmen allein ist eine Reform beruflicher Bildung 
nicht zu leisten. Vielmehr müssen (mehr als bisher) Initia­
tiven ergriffen und Vorhaben verwirklicht werden, die eine 
qualitative Veränderung der konkreten Bi/dungsprozesse, so 
wie sie sich tagtäglich in Schule und Betrieb vollziehen, an­
!lteuern und zu sozialen Tatsachen werden lassen. Ohne ein 
"Erfolgsrezept" liefern zu können oder zu wollen, seien hier 
einige unseres Erachtens wesentliche Anforderungen an ln­
novationsprojekte im Bildungsbereich, die uns im Vollzug 
des Vorhabens immer deutlicher wurden, aufgeführt: 

-· enge Kooperation zwischen Bildungspraxis und -forschung 
im Sinne eines ständigen Erfahrungs- und Kompetenz­
austausches, bei Erarbeitung,. Erprobung und Einführung 
der Neuerung; 

- Wahl eines umfassenden Prob/emlösungsansatzes; d. h. 
will man Unterricht und Ausbildung verändern, dann läßt 
sich dies z. 8. nicht durch das Angebot von L9l'lrsystemen 
allein erreichen. Die Funkti6n des Lehrers· und die Ver­
haltensmöglichkeiten der Schüler sind genauso mitzube­
denken wie organisatorisch'e Maßnahmen· bis hin zu Über­
legungen der 

- nicht nur Aufzeigen neuer Wege, sondern Entwicklung 
und Bereitstellung von Mitteln, Methoden, "know-how" 
(in unserem Fall: Lehrsysteme, Experimentiereinrichtun­
gen, Ausbildungsmittel, Unterrichtskonzepte, Forschungs­
ergebnisse, Handlungsvors.chläge) für die Bildungspraxis, 

1) Zur näheren Informalion zu diesen Projekten vgl. Gut;chmidt n. a . 
.. Bildungstechnologie und Curriculum", Schroedei.-Verlag, Hannover 
1974 und ,Beuth-Verlag. Die Ergebnisse der Versuche werden in ei­
ner Reihe voh Projektberichten, die jetzt sukzessiv erscheinen, dar-
gestellt. "" 

damit diese neuen Wege auch faktisch beschritten und 
entsprechende praktische Erfahrungen gesammelt werden 
können; 

- ein "dynamisches" Verständnis von lnno'vation, also Neue­
rungen nicht als "fertige Produkte" begreifen, sondern 
als offene Prozesse, die Revision und Weiterführung zu: 
lassen; 

- soziale Veränderungen lassen sich nicht kurzfristig herbei­
führen; daher sind Laufzeiten derartiger Projekte von 
stets mehreren Jahren (mindestens 3-4) vorzusehen. 
Gleichermaßen sind sie auf eine hinreichend breite Basis 
zu stellen, um tatsächlich wirksam zu werden. 

Bei alledem ist entscheidend, daß Lernprozesse bel allen 
Beteiligfen ausgelöst und gefördert werden: Lehrer/Ausbil­
der und Schüler, Bildungspraktiker und -theoretiker, Eptwick­
ler und Forscher bauen schrittweise Handlungskompetenz. i,m 
Hinblick auf die Innovation, illre praktische Nutzung_ und Wei­
terführung auf. Modellversuche, wie wir sie •• stel­
len geplante Lernprozesse dar, die sowohl der Bildungspra­
xis als auch der Bildungsforschung zugute kommen. 

3. Welchen Stand haben die Modellversuche bisher 
erreicht? Der Schulversuch neigt sich dem Ende zu (vorge­
sehener Abschluß Ende 1976) ;·:der Betriebsversuch dagegen 
befindet sich ,eher noch in der Anfangsphase. 

Es haben bis jetzt etwa 400 Lehrer und 40 Ausbilder sowie 
ca. 20 000 Schüler/Auszubildende an den Projekten teilge­
nommen; der Finanzierungsaufwand an Entwicklungskosten 
beläuft sich bisher auf etwa 3 Mill. DM. Eine Vielzahl von 
Forschungsdaten zum Einsatz des MME wurden erhoben 
und befinden sich in der Auswertung. Die Ergebnisse und 
ausgelösten Initiativen dieser Projekte lassen sich hier im 
einzelnen aus Platzgründen nicht angeben; es werden nur 
einige wesentliche grob skizziert: 

- Entwicklung und Erprobung von Lehrsystemen für die 
Fachbereiche Gleichstromtechnik, Wechselstromtechnik 
und Elektronik; 50 Lehrprogramme jeweils als Bücher und 
Tonbildschauen, rund 150 Experimentalübungen, 28 Film­
streifen sowie das zugehörige Begleit- und Arbeitsmate­
rial für Lehrende und Lernende. Der Ausbau des Systems 
um die Bereiche Elektrische Maschinen und SchLitzmaß­
nahmen sowie problemlösungsorientierte und fachprakti­
sche Übungen ist in Angriff genommen; 

- Erarbeitung von Pflichtenheften (Konzeptionen) für Experi­
mentiereinrichtungen im Bereich ·Elektronik, Gleich- und 
Wechselstromtechnik sowie Elektrische Maschinen und 
(teilweise) Bereitstellung dieser Einrichtungen für die Bil­
dungspraxis; 

- Aufbereitung von Forsphungsergebnissen zur Revision der 
erprobten Lehrsysteme und für Neuentwicklungen _sowie 
f.uswertung empirischer Daten im Zusammen­
hang mit Fragen der Integration des MME in Unterricht 
und Ausbildung;, 

- Fortführung des Projekts (Schulbereich) in eigenständigen 
Länder-Arbeitskreisen (bisher in Rheinland-Pfalz, Bayern, 
Niedersachsen),-die mit der Aufgabe betraut sind, die Pro­
jektergebnisse speziell für das Land zu nutzen und )n wei­
teren Schulen zu implementieren; 

- Berücksichtigung der mit dem MME verknüpften Ideen z'u 
einem 'flexiblen, situationsgerechten, theorie- und praxis­
verbundenen Unterricht bei der Planung ,von Schulbauten 
(z. B. Göttingen, Ob"erstufenzentren Berlin); · 

Einführung und Diskussion der bildun'gstechnologischen 
Konzeption des MME in Studienseminaren sowie im Rah­
men der Erstallsbildung und Fortbildung von·· tehrern .. 

Trotz der Problems und Schwierigkeiten, "'Ciie ·mit der Durch­
führung von Modellversuchen, dieser Art,verbunden sind, hal-
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ten wir den verfolgten Ansatz prinzipiell für eine Reform 
beruflicher Bildung auf der Ebene des konkreten Lehr-Lern­
Geschehens in Unterricht und Ausbildung für erfolgverspre­
chend und effektiv. 

4. Ein erheblicher Anteil der personellen Kapazität ist in die 
Vorbereitung eines weiteren Modellversuchs zur Entwicklong 
und Erprobung eines Mehrmediensystems für dfe Grund­
stufe metallbearbeitender Berufe investiert worden. Ab Au­
gust 1976 wird in einem weiteren Modellversuch unter Be­
teiligung von insgesamt 30 und Betrieben mit 
ca. 900 bis 1000 A!lszubildenden ein Me­
tall in der Berufsgrundbildung sowohl in schulischer als auch 
gust 1976 soll in einem weiteren· Modellversuch unter Be­
in. dualer bzw. kooperativer Form erprobt werden. Auch' bei 
diesem Modellversuch werden die an der Erprobung Betei­
ligten von Beginn der Erprobungsphase in die Vorbereitung 
aktiv einbezogen, so daß die Zielsetzung und inhaltliche 
Durchführung unter rechtzeitiger Einbringung des Sachver­
standes der Bildungspraxis erfolgen kann. 

Zur Vorbereitung dieses Modellversuches sind bereits 27 
Lehrprogramme bzw. Tonbildschauen mit Begleitmaierial so­
wie etwa 60 Übungen für den fachpraktischen Teil der Aus­
bildung ll}it entwickelt worden. 

111. 

1. Zu den Aufgaben der Hauptabteilung Medienforschung 
im BBF, ·die im Berufsbildungsgesetz von 1969 aufgezählt 
sind, gehört u. a. auch, den berufsbildenden Fernunterricht 
zu untersuchen, Vorschläge für seine Weiterentwicklung und 
Ausgestaltung zu macherl sowie berufsbildende Fernunter­

Antrag zu überprüfen. 

Damit verfolgt der Gesetzgeber bildungspolitisch insbeson­
zwei Absichten 

- Integration des (vorwiegend) privaten Fernlehrwesens in 
dqs Gesamtbildungssystem und 

- allgemeine Akzeptierung von Fernunterricht in der Öffent-
lichkeit. 

Als das BBF .1971 seine Tätigkeit aufnahm, stand es vor fol­
genden Schwierigkeiten: 

- Die Fernlehrinstitute zelgte'n zunächst nur zögernd Bereit­
schaft, ihre Lehrgänge· auf freiwlliger Basis gemäß den 
Richtlinien zur üqerprüfung berufsbildendef Fernlehrgän­
ge überprüfen lass'en. 

- Unseriöses Geschäftsgebaren einiger Fernlehrinstitute in 
der .Vergangenheit hatte zu einem erheblichen Vertrauens­
schwung in der Bevölkerun,g geführt. 

- Der EinsatZ' von Provisionsvertretern verschärfte das Pro­
bien'! der 'Bildungs- und Studienberatung 'von Interessen­
ten• am Fernunterricht. 

- Teilnehmer am "autonomen" Fernunterricht (ohne beglei­
tenden Direktunterricht) waren hinsichtlich finanzieller 
Förderung (AFG) benachteiligt, alle Fernlehrgangsteilneh­
mer mußte!] hinaus Benachteiligu,ngen 
hinnehmen, wenn sie sich Exfernenplüfungen staatl. oder 

Institutionen stellten. 

2. Wenn man nach nunmehr vierjähriger Tätigkeit des BBF 
im Bereich des Fernlehrwesens eine Bilanz zieht, so muß 
man unumwunden eingestehen, 'daß .das dem BBF gesetzlich 
zugestandene lnstrumeotarium nicht effektiv. genug war, die 
intendierten bildungspolitischen Ziele zu erreichen. 

Gleichwohl sinä auf Cler zu verbuchen: 

- eine wachsende Bereitschaft der Fernlehrinstitute,. Fern-
. Iehrgänge überprüfen zu lassen. Sie findet ihren Ausdruck 

iQ mittlerweile über 400 Überprüfungsanträgen und .130 
,mit dem Gütezeich.en versehenen berufsbildenden Lehr­
•gängen, 

- eine stetig steigende Anzahl von Nachfragen nach über­
prüften Fernlehrgängen seitens der Interessenten. Das 
BBF versucht diesem Informationsbedürfnis durch Kurz­
beschreibungen und Broschüren nachzukommen, 

- der Wunsch nach didaktischer Beratung bei der Verbe.sse­
rung oder Entwicklung von Fernlehrgängen, der insbe­
sondere von Fachverbänden an d!:I,S BBF herangetragen 
wird. Das BBF leistet. Hilfe, insbesondere auch im Rah­
men von Autorenschulungen. 

- Ergebnisse einiger Forschungsvorhaben, die geeignet sind, 
das Überprüfungsinstrumentarium zu verfeinern sowie Er­
hebungen von Sozial- und Sozialisationsdaten von Fern­
·lehrgangsteilnehmern, 'die Eingang in vom BBF initiierte 
Modellmaßnahmen finden. 

3. Hingegen sind auf der Passivseite noch eine Anzahl von 
offenen Problemen zu verzeichnen: 

- Die Transparenz des Fernlehrwesens ist nach wie vor 
mangelhaft, sowohl im Hinblick auf allgemeine stati­
stische Unterlagen als auch auf das Fernlehrgangsange­
bot Mehr als 2/3 aller Fernlehrgänge, die auf dem Markt 
angeboten werden, sind nach wie vor mangels gesetz: 
licher Handhabe unüberprüft. ' 

- Zwischen den beiden staatlichen Stellen kam es erst in 
letzter Zeit zu engerer Koordination, insbesondere' im Be­
reich sich überschneidender Kompetenzen. 

J 

Informations- und Beratungsmöglichkeiten von 
richtsinteressenten bedürfen dringend der Verbesserung. 

-·Der besonderen Situation von Fernlehrgangsabsolventen 
bei externen staatlichen und öffentlich-rechtlichen Prüfun­
gen muß in weit stärkerem Maße Rechnung getragen wer; 
den. 

4. ln einer derartigen Situation ist deshalb grundsätzlich, die 
Einführung einer generellen gesetzlichen Regelung des pri­
vaten Fernlehrwesens zu begrüßen, wenn sie dazu beiträgt, 
die oben genannten bilaungspolitischen Ziele zu verwirk; 
Iichen. 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen· sind an ein solches 
Gesetz eine Reihe von Anforderungen· t1.1 stellen, die eine 
effektivere Arbeit im HinblicK alff die Verbesseruflg und För­
dening ·des Fernunterrichts in der Bundesrepublik Deutsch! 
land'ermöglichen: 

Der Charakter des Fernunterrichts als über Ländergrenzen 
hinweg wirkendes Bildungsmittel verlangt nicht nur eine 
bundesgesetzliche Regelung, sondern auch eine zentrale 
Handhabung. 

Die Überprüfungskompetenz des Staates muß verstärkt 
werden, um Auflagen als Ergebnisse von Lehrgangs­
überprüfungen durchsetzen zu können (Akkreditierungs­
prinzi_p), 

- Die gesetzltche Maßnahme muß abg.e_stimmt werden, Jns­
·besondere mit dem zu hovellierendeh Berufsbildungs­
gesetz (lnfegr'ation des Fernunterrichts in das 

und Weiterbildungssystem), um der Gefahr einer iso­
lierten Regelung zu entgehen. 

- Die· im BBF gewachsene fachliche Kompetenz (Informa­
tions- und Beratungstätigkeit, Dokumentation und Sta­
tistik u. a.) sollte erhalten bl.eiben. 

Dem BBF muß die materielle Entscheidungsbefugnis für 
Lehrgangsberei,che erhalten bleiben, die eindeutig in die 
Bundeszuständigkeit gehören. 

Eine vpn diesen Mindestanforderungen abweichende Rege­
lung birgt die-Gafahr in sich, daß wichtige bildun.gspolitische 
Forderungl'ln und -Absichten der Bundesregierung zum beruf­
lichen Fernunterricht nicht erfüllt werden. 
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DISKUSSION 

Dieter Mertens 

Schlüsselqualifikationen und Berufsbildung 
Versuch einer Erwiderung 

Unter den Diskussionsbeiträgen, welche sich bisher mit den 
"Schlüsselqualifikationen" [1] beschäftigt haben, kommt die 
Erörterung der Autorengruppe im BBF [2] der eigentlichen 
Intention meines Versuchs, in ein fremdes Arbeitsgebiet 
überzugreifen; besonders nahe: Aus der Nahtstelle zwischen 
Arbeitsmarktforschung und Berufsbildungsforschung sollte 
eine Anregung aufgeworfen werden, damit Fachkundigere 
sie hin- und herwenden, um zu sehen, was mit ihr anzu­
fangen ist. Insofern ist der genannte Aufsatz eine Rechtferti­
gung meiner Überlegungen auch und gerade dort, wo er sich 
k,ritisch mit einigen meiner Ausführungen beschäftigt. Ich will 
demnach nicht zu einer eigentlichen Verteidigung ansetzen, 
.sondern nur auf einige Punkte kurz eingehen, in denen mir 
Mißverstä.ndnisse. vorzuliegen scheinen. Denn nichts läge mir 
ferner als die Vorspiegelung eines in extenso durchdachten 
curricularen Systems. Insbesondere die sachkundige Kritik 
an einzelnen Aufzählungen, mit denen ich die mögliche 
Übersetzung der allgemeinen Leitlinie Jransferhaltige Bil­
dung" in praktische Lehrplanprobleme bebildern weilte, will 
iph deswegen nicht versuchen zu widerlegen. Ich habe meine 
Skizze ja ausdrücklich·nur "zur Diskussion·gestellt" [3]. 

Man bedenke auch, daß mein A'usgangspunkt ein arbeits­
marktpolitischer ist: Die Tatsache, daß die fachrichtungsbe­
zogene Arbeitsplatzprognostik, welche von der Berufsbil­
dun,9spolitik oft, wenn s.ie (und 
Ausbildungsgänge fordert, so unbesehen vorausgesetzt wird, 
nicht ohne Unschärfen realisierbar ist. Bei der Frage nach 
anderen Orientierungspunkten für die Berufsbildungsforschung 
handelt es sich also nicht eigentlich- wie es bei Elbers u. a. 
zuweilen änklingt- uni eine Alternative zur auch möglichen 
Ausrichtung auf garantiert wetterfeste Prognosen, sondern 
um eine Ersatz- oder Hilfslösung bei fehlender bzw. um eine 

bei )Jnzureichender ·Prognose: Die Vor­
frage lautet immer: "Ist die Ausrichtung an Prognosen die 
einzige rationale Ausbildungsstragegie oder kann eine !?Ub­
sidiäre Ratio angeboten werden, wenn das Prognosefunda­
me'nt sich als so schwach erweist, daß das Beharren auf der 
Prognoseorientierung gerade nicht mehr als rational bezeich­
net werden kann?" Würde diese Frage verneint, so würde 
man die Möglichkeit·der Orientierung am Praxisbedarf über­
t].aupt negieren, sobald Prognosen. fragwürdig sind, was prin-
zipie,ll immer der ist. · 

ln einem solchen Dilemma sollte man auch nicht das t'ro­
blem der Verwirklic,.hung von Systemkopzepten so in den 
Vordergrund rücken, daß- man sich damit die Hände zur Be­
schreibung von 1y19glichkeiten, rational vorzug!'lheri1 binden 
ließe. Richtig 1st, diese Fragen a,ufgeworfen werden müs­
sen, aber sie sollten wohl gerade am Anfang der kon­
struktiven Suche nach Auswegen stehen. 

!;:s ist auch richtig, daß die verkürzte Gesellschaftskennzeich­
nung, die ich habe, keine. hinreichende oder 
auch nur zutreffende Darstellung unserer gegenwärtigen, re­
alen Gesellschaft ist. Sie sollte tatsächlich, wie vermutet, als 
Richtziel dienen. Ich spreche von Schulung für eine moderne 
Gesellschaft im Sinne von "auf solche Gesellsch'aft hin". 

Interessant ist, daß im BBF festQestellt wird, die Tendenz, 
das FaktenwiSSen zu verbreiten, treffe stellenweise zwar für 
die Realität zu, atler nicht für die pädagogische Diskussion. 
Dies zeigt, in welch verscl:tiedenen Welten einander so nahe-

stehende und so eng miteinand,er kooperierende Wissens­
zweige wie die Arbeitsmarkt- und' die Berufsbildungsforschung 
sich bewegen; denn in der a'rbeitsmarkt- und ausbilqungs­
systembezogenen politischen Realität wird zunehmend Praxis­
orientierung durchaus im Sinne von Faktenorientierung ge­
fordert und verwirklicht [4]. Diese Diskrepanz in den lnfor­
mationsumwelten (oder in ihrer Wahrnehmung?) war zu 
vermuten; ich habe auch darauf ari'gespielt, als ich darlegte, 
daß ich die Schlüsselqualifikations-Idee an sich nicht als neu 
vorstellen sondern nur aufzeigen wollte, daß sie auch als • 
arbeitsmarktdienlich bezeichnet werden kann [5]. Die Ge­
schichte und Verbreitung ähnlictJer Gedanken in der .Päda; 
gogik waren deswegen auch nicht von IT)ir zu diskutieren, 
mein Respekt davor wurde wohl deutlich gemacht;' Experten 
zu belehren, lag mir fern. Das gleiche gilt für Psychologie 
und Soziologie [6]. ' · 

Wichtig ist mir, hier noch einmal ausdrücklich der Forderung 
zuzustimmen, daß wesentlich mehr Forschung nötig ist, ehe 
das oparationalisierbare Kon­
turen annehmen kann. Allerdings würde das Konzept in 
sein Gegenteil verkehrt, wenn man der .Rifferenzierung zuviel 
Raum gäbe. Gefahren in dieser sehe ich in zwei 
Bemerkungen der BBF-Gruppe [7]. Einmal meint sie, aucli 
berufsfachspezialisierte Schlüsselqualifikationen seien mög­
lich, und daher sei die Zahl .der denkbaren Klassen von 
SchlysselqualifikationEln nicht eingeschränkt. Und, bei ,der 
Erörterung der Breitenelemente wird die Frage nach der 
fachspezifischen Unterschiedlichkeil von Breitenelementen 
wie "Arbeitsschutz" oder "Meßtechnik" aufgeworfen. Aus 
diesen Denkrichtungen soll das Schlüsselqualifikations-Kon­
zept gerade heraushelfen [8]. Durch Differenzierung und Spe­
zialisierung in der Ausbildung wird mehr Fehlinvesti\jon an­
gerichtet durch Verall9emeinerung. Dies ist der ,Grund­
gedanke. Andernfalls wäre auch die Kulturtechnik "Lesen 
und Schreiben" als spezialisierbat in "Lesen und Schreiben 
für "Tischler", "Lesen und 'Schreiben für Bäcker" usr.' vorzu­
stellen. Ich sehen nicht ein, wieso' der Abstraktionsgrad, der 
hier erreicht ist, bei den verallgemelnerungsfähigen Fragen 
des Arbeitsschutzes oder der• Meßtechnik nicht erreicflbar 
sein soll [9]. Der .spezielle.Anwendungsfall eines allgemeinen 
Stoffes wäre nach der Schlüsselqualifikationsidee eher am 
Arbeitsplatz erlernbar als umgekehrt die Verallgemeinerung 
eines Spezialfalles, wenn ''n!Jr ein' solcher Spezialfall Gegen­
stand des formalisierten Lerntms war. Dies ist der ökono­
mische Aspekt der Minimierung des Um- und Zulernaufwan­
des in .einer 'Gesellschaft, die durch 'um- 'u'nd 
Neulernanforderungen gekennzeichnet ist, deren Lerngegen­
stände im einzelnen aber'nicht voraussagbar, also auch nicht 
vorauslernbar sind. 

Hohen Forschungsaufwand also zugestanden, aber nicht in 
den·· traditionellen 'Geleisen der Suche nach detaillierten Aus­
bildungserfordernissen'durch Erkundung detaillierter Mutiger 
Arbeitsverrichtungen', sondern durch die Ausrichtung auf die 
Aggregationsproblematik: Welcl')e vor!indbaren Anforde; 
rJJngselemente in verschiedenen Berufsbereichen lasse'n sich 
für eine transferhaltige, übergeordnefe Ausbildung möglichst 
Vieler aggregleren oder' aus gemeinsamen Dritten ableiten? 
[10] Ich sehe nicht ein', im übrigen, warum,· wie die BBF­
Autoren glauben, der Forschungsaufwand nicht< tolerierbar 
sein soll, der bei dieser Fragestellung zu betreiben 119äre, 
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obwohl die einschlägige Empirie sich zunächst einmal kaum 
()on der traditionellen Arbeitsplatzanalyse unterschiede, die 
im Hinblick auf die Praxisorientierung differenzierter Ausbil­
dungsgänge betrieben oder gefordert wird. Wieso ist der 
Aufwand größer (oder weniger tolerierbar), wenn 10 000 Ar­

im Hinblick auf ihre gemeinsamen oder überge­
ordneten Ausbildungserfordernisse untersucht werden, als 
wenn man sie im Hinblick auf ihre Unterschi<::de analysiert? 
Wenn man meint, Praxiserfordernisse ohne Transfereffekt für 
Hunderte von Einzelausbildungsrichtungen ermitteln zu müs­
sen und zu können, so kann man auch ihre gemeinsamen 
Faktoren eruieren, um das Ausbildungssystem zu entfraktio­
nieren. Und unter cost-benefit·Erwägungen: Wenn man sich 
mit gleichem Aufwand wie bislang zur Fraktionierung künftig 
der empirischen• Grundlegung für die Entfraktionierung zu­
wendete, würden die Erträge im Rückgang der Fehlinvestitio­
nen in unsinnige Spezialisierungen und· lnte.nsivierupgen der 
Ausbildung zu sehen sein. Außerdem: Hier wie auch sonst 
im Bildunl;)swesen muß nicht alles bis zur letzteQ Feinheit 
zuvor erkundet sein, ehe man eine bildungspolitische Akti­
vität wagt. Sorgfältig begleitete pädagogische Versuche 
sind auch a4f dem Gebiet des Schlüsselqualifikations-Kon­
zepts im Berufsbildungsbereich vorstell- und vertretbar. Ich 
gebe allerdings von vornherein zu, daß die Gretchenfrage 
der politischen Realisierbarkeil auch hierbei nicht übersehen 
werden k,ann. Forschung arbeitet, debattiert und entwirft aber 
nicht nur für den Tag. 

Anmerkungen: 

[1) M er t e n s, D.: in: M'ittAB 1/1974, S. 36 ff. 

l2l E I b e r s, D., H e c k e n a u e r, M., M ö n i k es, W., Po r n -
s c h I e g e I, H., T III man n, H.: Schlüsselqualifikationen -
Ein Schlüssel für die Berufsblldungsforschung? in: BWP 4/75, S. 
26 ff. 

[3) M e rt e n s, D.: a. a. 0., Zilf.'33, S. 41. 

[4) So auch das .Soziologenteam des Sonderforschungsbereichs 101 in 
München, vgl. Be c k, U., B r a I e r, M., Tran s e n, E.: Be­
ruf, Herrschaft und Identität (hektogr. Manuskript, München 1975), 
wo (S. 20 f.) ·diese reale Tendenz dem Konzept der Schlüssel­
qualifikationen gerade entgegengestellt wird. 

[5] M er t e n s, D.: a. a. 0., S. 37. 

Umschau 

[6] InzWischen liegen aber Weiterverarbeitungen und Auseinanderset­
zungen aus diesen Bereichen vor; vgl. 
C h an c e r e I, L., G o n t i er, A., ldentification des qualifica­
tions-cles en vue de Ia construction des unites capitalisables; 
Europarat, Straßburg, im Druck; ' 
F'a II in, G., Oberlegungen zu einer Be­
rufsforschung, in: Blickpunkt Hochschuldidaktik, Heft 32, Bleiefeld 
1974, s. 122 ff.; 
Ha r I u n g, D., N u t h m a n n, R.: Status- und Rekrutierungs­
probleme als Folgen der Expansion des Blldungswesens, in: S!u-' 
dien und Berichte des Max-Pianck-lnstituts für Bildungsforschung, 
Berlin, Mai 1975; 
Interessant auch: 
Nu ihm an n, R., Eingrenzung von Tätigkeitsfeldern: Verstärkung 
des Praxisbezuges oder Erhöhung von Mobilität und Flexibilität? 
in: Blickpunkt Hochschuldidaktlk, Heft 34, Bleiefeld 1974, S. 23.fl. 
sowie 
Arthur De W. Sm i t h : Genarie Skills for Occupational Training, 
Saskatoon, Sask. 1973 und die von der T r a i n i n g R e s e a r c h 
an d D e v e I o p m e n t S t a.t i o n in .Prince Albert (Canada) 
herausgegebene "Life Skill Series", welche in bisher neun Heften 
über praktische pädagogische Versuche mit einem den Schlüssel­
qualifikationen sehr nahestehenden Bildungskonzept in der Er­
wachsenenbildu'lg berichtet, 

[7] EIbe r s, D. u. a.: beides a. a. 0., S. 28.• 

[8) Ein Versuch, die Breitenelemente (auf der Basis der Sc h m i e I­
schen Modellanalyse) als Grundlage für ein Umschulungs-Opti­
mierungsmodell·zu verwenden, liegt schon vor. K o hIer, R.-M.: 
Ein Verfahren zur Bestimmung optimaler Umschulungswege; Gut­
achten des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsfot­
schung für die Allried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung, 
Essen 19('5. 
Ein anderer Optimierungssatz dazu (auf der Basis der U I r i c h­
sehen Untersuchungen) findet sich bei B a u m a n n , M.: Arbeits­

' marktorientierte Forschungen zur beruflichen Flexibilität, Diss. 
Heldeiberg 1975, S. 197_11. 

[9] Die auf S. 29 des BBF-Aufsatzes gerdgte Beschränkung der Bei­
spiele für Breitenelemente auf den nichtakademischen Bereich hat 
ihre einfache Ursache darin, daß mir für 'den akademischen Be­
reich vergleichbares empirisches Material nicht zur Verfügung 
stand. Beim Hochschulinformationssysle'll (HIS) wurde einmal eine 
Dokumentationsform für Studien- und Prüfungsordnungen geplant, 
die es uns erlaubt hätte, vergleichbare Untersuchungen für, den 
akademischen Bereich anzustellen. Dieses Projekt gilt aber wegen 
der Heterogenität des Materials als gescheitert (Ba u m a n n, M.: 
a. a. 0., S. 196). • 

[10)'Es ist auch nicht so, als ob man mit dem Entwurf von Operatio­
·nalisierungsansätzen in' der Berufsbildungsforschung erst ganz am · 
Anfang stünde. Vgl. Baumann, M.: "Von uns behandelte em­
pirische Arbeiten, insbesondere nach dem Ansatz Brinkmann s, 
G., zeigen, daß sich solche Schlüsselqualifikationen für einzelne 
Berufsfelder schon ganz gut ausmachen lassen, wenn auch nicht 
mit dem Exaktheitsanspruch der theoretischen Forschung :. t" (a. 
a. 0., S. 150). 

Das Hearing zum. Regierungsentwurf 
für ein ileues Berufsbildungsgesetz 

und Gesellschaftskritilq gekennzeichne­
ten frühen siebziger Jahren rasch dahin. 
Bereits der Bildungsbericht der Bundes­
regierung (1970) und das Aktionspro­
gramm ,.Berufliche Bildung"· des Bun­
desministers für Arbeit und Sozialord­
nung (1970) hatten neue Akzente gEl­
setzt. Die Konturen einer Gesetzesnev­

wurden jedoch erst mit den im 
November 1973 vom Bundeskabinett 
verabschiedeten ,.Markierun,gspunkten 
für die berufliche Bildung" und mit dem 
Referentenentwurf vom 20. 2. 1974 sicht­
bar. Der jetzt vorliegende Regierungs-, 
entwurf ist im Zeichen eines heftigen 
politischen Meinungsstreites·entstanden; 
und er hat es in seinem jungen !:.eben 

schwer gehabt. Niemand- auch 
die Regierung nicht - fand sich bereit, 
ihn als einen "großen Wurf" zu be­
zeichnen; nur wenige betrachten ihn als 
einen eben noch tragbaren Kompromlß; 
wenn man sich an den publizier­
ten Reaktionen orientiert, stößt er .bei 
den meisten - und zu ihnen zählen 
Opposition, Wirtschaft, Gewerkschaften, 

1. Aufgabe und Problematik des ·Anhör­
verfjlhrens 

Am 16. 4. 1975 legte .die Bu(ldesregie­
rung den Entwurf für ein neues 
bildungsgesetz vor, mit dem das erst 
im ·Jahre 1969 von der ,.Großen Koali­
tion:· verabschiedete Gesetz abgelöst 
yverden soll. Bedenkt man, daß das 69er 
Gesetz nach jahrzehntelangem Bemü­

zustande kam, .. so wird erst recht 
deutlich, wie knapp die Regierung und 
die hinter ihr stehenden Kräfte seine 
Bewährungsfrist glaubtE;Jn bemessen zu 

dürfen. Gewiß: Die Verabschiedung des 
Gesetzes im Jahre J969. wurde auch von 
kritischen und skeptischen Stellunßnah­
men begleite'!, zumal die im Grundge­
setz Kulturhoheit der Länder 
eine institutionalisierte Verklammerung 
von betrieblicher und schulischer Be­
rufsausbildung nicht zugelassen hatte. 
Es gab Kreise, die von Anfang an die 
Notwendigkeit un'd Möglichkeit einer 
Novaliierung reflektierten. Weithin er­
hiejt qas jedocjl einen Vertrau­
ensvorschuß. Dieser Vertrauensvorschuß 
s9hmolz in den durch Reformeuphorie 
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Lehrerverbände u. a. - auf strikte Ab­
lehnung. ln die Front der Kritiker hat 
sich inzwischen der Bundesrat mit einer 
ablehnenden Stellungnahme eingereiht, 
in der ausgeführt tlnd begründet wird, 
daß der Regierungsentwurf nicht geeig­
net sei, "Qualität und Entwicklung der 
beruflichen Bildung sowie das Angebot 
von Ausbildungsplätzen so zu beein­
flussen, daß wirtschaftlichen, bildungs­
politischen und gesellschaftlichen Erfor­
dernissen gegenwärtig und zukünftig 
angemessen Rechnung getragen wird". 
Auf diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage nach der Aufgabe und dem Sinn 
des vom Bundestagsausschuß für Bil­
dung und Wissenschaft am 19., 22. und 
24. September 1975 durchgeführten 
Hearings. Geladen waren die im Kura­
torium der deutschen Wirtschaft für 
Berufsbildung zusammengeschlossenen 
Verbände, die Gewerkschaften DGB, 
DAG und CGD, der Deutsche Lehrerver­
band mit den Bundesverbänden der 
Lehrer an Wirtschaftsschulen und an 
beruflichen Schulen, der Bundesverband 
der Freien Berufe und der Bundesver­
band der Ausbildungsberater u. a. Sie 
alle hatten schriftliche Stellungnahmen 
vorbereitet (ca. 300 Seiten Text). Außer 
den Interessenvertretern waren für die 
Anhörung sechs unabhängige Wissen­
schaftler benannt (Dauenhauer, Edding, 
Hegelheimer, Lutz, Winterhager, Za­
beck). Der Ausschuß hatte keinen Fra­
genkatalog vorbereitet, Verbandsvertre­
ter und Sachverständige waren vor die 
Aufgabe gestellt, aus der Situation her­
aus zu antworten. Das brachte es mit 
sich, daß die Fragen und Aussagen 
nicht immer die letzte 
und Exaktheit erreichten, daß insbeson­
dere Zahlenangaben nicht unmittelbar 
mit Berechnungen belegt werden konn­
ten. Andererseits bot der gewählte Mo­
dus den Ausschußmitgliedern die Mög­
lichkeit, über die auf den kodifizierten 
Reformentwurf bezogenen Statements 
der Verbände hinauszufragen und denk-: 
bare Modifizierungen des Gesetzent­
wurfes mit der Absicht ins Spiel zu 
bringen, Ansätze für eine Kompromiß­
lösung auf breiterer Basis zu erkunden. 
Diese Chance wurde nur selten genutzt. 
Auf Seiten der Koalition überwog das 
Bemühen, Statements mit positiver 
Tendenz einzuholen. Die Opposition 
hatte es - schon auf der Grundlage 
der vorliegenden durchgängig negativen 
Stellungnahmen - relativ leicht, nega­
tive Urteile über das Gesetz zu provo­
zieren. Ein relatives "Risiko" bildeten 
nur die unabhängigen 
Aber auch ihr Urteil war insgesamt ne­
gativ, lediglich in der Frage der Finan­
zierung standen sich mit Edding, Lutz 
und Winterhager (BefürWorter des Fond­
Systems, halbherzige Zustimmung zum 
Prämien-System des Regierungsent­
wurfs) auf der einen und Dauenhauer, 
Hegelheimer und Zabeck auf der ande­
ren Seite (Ablehnung von Finanzierungs­
regelungen) zwei Fronten scharf gegen­
über. 
Im folgenden gehe ich auf die drei 
Fragenkomplexe ein, die in (nicht immer 
scharfer) thematischer Abgrenzung im 
großen Kreis der Interessenvertreter 
und Sachverständigen behandelt wur­
den. Die berufliche Weiterbildung und 
Sondervorschriften für Behinderte wer­
den nicht angesprochen. 

Umschau 

2. Zielvorstellungen und Strukturen der 
beruflichen Erstausbildung 

Auf den ersten Blick mag es als ein 
erfreuliches Ergebnis des Hearings er­
scheinen, daß die Zielvorstellung der 
beruflichen Erstausbildung nicht um­
stritten ist. Alle mit Berufsbildungsfra­
gen Befaßten haben zur Kenntnis ge­
nommen, daß in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre nicht mehr wie in den 
sechziger Jahren mit einem Oberhang 
an angebotenen Ausbildungsplätzen in 
der Größenordnung von 200 000 bis 
25Q 000 gerechnet werden kann. Die 
Ein\lliederung der nachwachsenden Ge­
neration in das Beschäftigungssystem 
über eine berufliche Erstausbildung 
wird deshalb nicht mehr wie eine 
Selbstverständlichkeit hingenommen, 
sondern trit.t als Zielsetzung neben die 
Qualifikationsfunktion: die Ertüchtigung 
für den Beruf. Die Formel "großes An­
gebot auf hohem Niveau" wurde allseits 
akzeptiert. 

Nun löst die Formulierung einer Ziel­
formel jedoch noch nicht die praktische 
Aufgabe der Zielverwirklichung. Hier 
entstehen, wie eine genauere Analyse 
der Zusammenhänge erweist, die ei­
gentlichen Probleme: 

(1) Es gilt, die Bedingungen zu ermit­
teln, die Voraussetzung der Ziel­
realisation sind. Wo der Gesetzent­
wurf Wirkungszusammenhänge bloß 
unterstellt bzw. mit empirisch wider­
legten Kausalitätsannahmen ope­
riert, vermag er seinen Anspruch 
nicht einzulösen. 

(2) Wenn zwei Ziele gemeinsam ange­
strebt werden, läßt es sich nicht 
ausschließen, daß Maßnah_men, die 
der Erreichung des einen Zieles 
dienlich sind, die volle oder sogar 
.auch partielle Verwirklichung des 
anderen verhindern. ln einem sol­
chen Falle erfordert ein bündiges 
Konzept die klare Prioritätensetzung. 

(3) Die Einigung über die Ziele der Be­
rufsausbildung setzt voraus, daß 
zwischen den Beteiligten kein Dis­
sens besteht. Während das Ziel 
"hohe Ausbildungsbereitschaft" über 
den Indikator "Zahl der für das 
erste Lehrjahr angebotenen Stellen" 
ohne Schwierigkeiten oparational 
gelaßt werden kann, wird eine Über­
einstimmung über die Fassung des 
Ziels "Berufsausbildungsqualität/ho­
hes Niveau" nur schwer zu errei­
chen sein. 

Die Abgeordneten der Koalition zeigten 
kein sonderliches Interesse an Informa­
tionen über das berufsbildungspolitische 
Wirkungsgefüge. Es blieb weitgehend 
der Opposition überlassen, den Sach­
verstand zu mobilisieren, der aufgrund 
von Erfahrung bzw. wissenschaftlicher 
Forschung die Auswirkungen einzelner 
Maßnahmen zu beurteilen vermag. Da­
bei ging es u. a. darum, die Auswirkun­
gen der im Regierungsentwurf vorge­
nommenen· "Qualitäts"-Setzung auf die 
Entwicklung der Ausbildungsbereitschaft 
zu prognostizieren. 

Ein Beispiel: Bezugnehmend auf die 
Vorschriften über die fachliche und 
pädagogische Eignung des Ausbildungs-
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personals (§ 17) konnte der Bundesver­
band der Freien Berufe plausibel be­
gründen, daß eine "Qualitätsanhebung" 
der Ausbildung über die Auflage eines 
pädagogischen Eignungsnachweises für 
Rechtsanwälte, Ärzte, Zahnärzte, Archi­
tekten usw. zu einer gravierenden Ver­
ringerung der Ausbildungsbereitschaft 
in einem der ausbildungsintensivsten 
Sektoren der Wirtschaft führen würde. 
Damit war am konkreten Fall das Pro­
blem der Prioritätensatzung in den 
Raum gestellt. Es zeigte sich in der Be­
fragung, daß die Wirtschaft der Berufs­
ausbildung an erster Stelle die Aufgabe 
zuWeist, das vorhandene Arbeitspoten­
tial der Jugendlichen über die Erstaus­
bildung in das Beschäftigungssystem 
einzugliedern. Demgegenüber plädierte 
der DGB dafür, Abstriche an "Qualitäts­
maßstäben" nicht zuzulassen. Sollte 
eine normgerechte Ausbildung in be­
stimmten Sektoren nicht mehr möglich 
sein, so sei z. B. eine dreimonatige 
schulische Einweisungszeit und an­
schließend eine Tätigkeit bei voller Be­
zahlung vorzuziehen. Dabei wurde -
entgegen international vorliegenden Er­
fahrungen - unterstellt, daß die kurz 
Eingewiesenen auch tatsächlich eine 
voll bezahlte Stellung finden würden. 

Die Befragung der Sozialpartner ließ 
zwei einander kraß entgegengesetzte, 
wenn auch von ihren jeweiligen Voralls­
setzungen her in sich bündige Konzep­
tionen der Berufsbildungspolitik erken­
nen. Darin unterschieden sie sich von 
dem in sich widersprüchlichen Regie­
rungsentwurf. Bevor wir beide Positio­
nen in ihrem Kern kurz kennzeichnen, 
sei aber noch erwähnt, daß die Wirt­
schaft trotz der Sachunterschiede, die 
zwischen den Verbänden in Berufsaus­
bildungsfragen bestehen, in der An­
hörung mit einer bemerkenswert ge­
schlossenen Argumentation auftraten, 
während auf der Seite der Arbeitneh­
mer dem Nicht-weit-genug von DGB 
und DAG das Zu-weit des CGB gegen­
überstand. 

Für den DGB besteht das Ziel der be­
ruflichen Erstausbildung vornehmlich in 
der Offenhaltung aller Bildungschancen, 
und zwar durch die Bindung der Aus­
bildung an ein Theorieniveau, das dem 
allgemeiner Bildungswege gleichwertig 
ist. Damit geht es praktisch nicht mehr 
um eine bloße Verzahnung von beruf­
licher und allgemeiner Bildung, sondern 
um den Abbau der Unterschiede, um 
Gleichwertigkeit durch Gleichartigkeit. 
Aus diesem Grunde werden alle Maß­
nahmen befürwortet, die - im didak­
ti\')Ghen Sinne -'- die Verschuluhg der 
Berufsausbildung vorantreiben, indem 
sie an die Stelle des Lernens durch 
Mitarbeit die Vermittlung von Kenntnis­
sen und Fertigkeiten aufgrund .,künst­
licher" Planung und Gestaltung setzen. 
Alle Vorschriften des Regierungsent­
wurfs, die eine Theoretisierung der Be­
rufsausbildung begünstigen, die Pla­
nungselemente und Systembezüge ent­
halten, die die beruflichen Curricula auf 
oparationalisierte Ziele ausrichten, die 
der Professionalisierung des Ausbil­
dungspersonals entgegen kommen, 
werden als Indikatoren für Ausbildungs­
qualität ausgewiesen und finden unein­
geschränkte Zustimmung. Auf der glei-
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chen Linie liegt das Votum für die Suk­
zessivprüfung, die die Anrechnung von 
Teilleistungen untersc!Jiedlichster Art 
ermöglicht. Wenn auch immer wieder 
darauf verwiesen wird, man wolle das 
sogenannte ,.duale System" nicht be­
seitigen, so wird es doch im Sinne 
seiner überkommenen Bedeutung, näm­
lich als Inbegriff einer ,.dualistischen 
Ordnung", in der zwei selbständig sich 
entscheidende Träger der Berufsausbil­
dung in einem spannungsreichen Zu­
sammenhang stehen, negiert. Sehr ein­
drucksvoll formulierte die DAG, die sich 
nur in Nuancen von der Position des 
DGB unterschied, an die Stelle des 
Lernans durch Mitarbeit müsse die Mit­
arbeit auf der Basis des Gelernten tre­
ten. - Von dieser Position aus wird 
das Allokationsproblem nicht direkt an­
gegangen und deshalb auch nicht be­
wältigt. Was geschieht mit denen, die 
aufgrund schulischer Bewertungskate­
gorien gut ausgebildet worden sind, den 
Eintritt ins Beschäftigungssystem jedoch 
nicht finden, weil praktische Fähigkei­
ten, Lebensalter und Berufsanspruch in 
einem Mißverhältnis zueinander stehen? 
Wer die gekennzeichnete Konzeption 
vertritt, kann die Verantwortung vor der 
nachwachsenden Generation eigentlich 
nur dann tragen, wenn er der Ansicht 
ist, der Staat müsse und könne die sich 
bei der marktwirtschaftliehen Allokation 
ergebenden Schwierigkeiten und Un­
gleichgewichte durch ein Reglement 
ausgleichen bzw. beseitigen. · 

Der Anspruch des Individuums, best­
möglich auf die Anforderungen der Be­
rufswelt vorbereitet zu werden, braucht 
nach Ansicht der Wirtschaft auch dann 
keine entscheidende Einschränkung zu 
erfahren, wenn der eine hohe Ausbil­
dungsbereitschaft voraussetzenden Al­
lokationsfunktion die Qualifizierungs­
funktion untergeordnet wird. ln diesem 
Zusammenhang ergab sich, daß der auf 
die Qualifizierungsaufgabe bezogene 
Qualitätsbegriff des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung (er entspricht in etwa 
dem, den die Sachverständigenkommis­
sion .. Kosten und Finanzierung der be­
ruflichen Bildung" formuliert hat) von 
der Wirtschaft i'licht akzeptiert wird. Sie 
orientiert sich direkt an den Berufs­
fähigkeiten, die in der beruflichen 
Praxis dem einzelnen abverlangt wer­
den·, nicht jedoch an· irgendwelchen 
,.Input-Faktoren", die seit dem Lehr­
lingsgutachten der Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrates (1969) als 
Indikatoren für die Qualität der Berufs­
ausbildung gelten. Das Konzept einer 
Verschulung der Berufsausbildung bringt 
nach Ansicht der Wirtschaft die Gefahr 
mit sich, daß der einzelne etwas lernt, 
was er nicht braucht, weil er es nicht 
in die praktischen Anforderungssituatio­
nen hinein zu transferieren vermag. Die 
affektiven und psycho-motorischen be­
rufsrelevanten Fähigkeiten haben für 
die Lehrlingsausbildung eine unver­
gleichlich höhere Bedeutung als schnell 
veraltende und kaum transferierbare 
theoretische Kenntnisse. Hinzu kommt, 
daß die Berufsanforderungen ein kom­
plexes Leistungsvermögen vorausset­
zen, das der einzelne· nu·r durch die 
Integration in den Leistungsprozeß 
selbst zu gewinnen vermag. Aus die­
sem Grunde wird die Sukzessivprüfung 
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strikt abgelehnt: Sie führt zu einer Ato­
misierung, die nicht mehr das geringste 
mit der Leistungssituation zu tun hat 
und deshalb im Hinblick auf sie auch 
keinerlei prognostische Bedeutung be­
sitzt. Hinzu kommt, daß das vielgeprie­
sene .,Baukastenprinzip" von falschen 
psychologischen VQraussetzungen aus­
geht: Der Mensch ist kein Bauwerk, in 
dem Elemente additiv aneinander ange­
lagert werden können. Vielmehr ist er 
- im praktischen Bereich - darauf an­
gewiesen, Kenntnisse und Fertigkeiten 
einer Aufgabenstellung gemäß zu 
strukturieren. Daß unter diesem Aspekt 
Prinzipien schulischen Lernans nicht 
greifen, eine Lernzieloparationalisierung 
weithin illusorisch ist und Ausbildungs­
strukturen immer wieder neu auf die 
Aufgabenstellung bezogen reflektiert 
werden müssen, wurde insbesondere 
von Dauenhauer und mir unter Bezug­
nahme auf den neuasten Stand der 
Curriculumdiskussion und der Transfer­
forschung unterstrichen, während der 
Deutsche Lehrerverband darauf hinwei­
sen konnte, daß das Abrücken von der 
nüchtern-pragmatischen Position der 
Wirtschaft und die Zuwendung zu einem 
Integrationsmodell nordrhein-westfäli­
scher Prägung zu einer Zerstörung der 
Berufsausbildung führen müsse, ohne 
daß gleichzeitig eine lmageanhebung 
erfolgen würde. 

Die Teilnehmer des Hearings mußten 
am dritten Tag (Thema Finanzierung) 
aus den Fragestellungen der Koalitions­
abgeordneten den Eindruck gewinnen, 
die Argumente der Wirt;;chaft und eini­
ger Sachverständiger, rn:it denen der 
Grundirrtum ausgeräumt werden sollte. 
man könne die Einhaltung einer hohen 
Ausbildungsqualität über die Input­
Faktoren des 2. Kapitels des Regie­
rungsentwurfs garantieren, seien nicht 
.. angekommen". Auch schien der Wider­
spruch, der sich aus der im Entwurf 
enthaltenen Verpflichtung der Berufs­
ausbildungspolitik auf das gleichrangige 
Nebeneinander der Ziele (1) ausreichen­
de Ausbildungsbereitschaft und (2) -
falsch verstandene - hohe Qualität er­
gibt, als solcher nicht erkannt worden 
zu sein. Eine wirkliche Reform setzt 
jedoch die Einsicht voraus, daß man 
keine Erhöhung der Ausbildungsbereit­
schaft erwarten kann, wenn man die 
Wirtschaft zwingt, eine Ausbildung zu 
betreiben, die an Erfordernissen des 
betrieblichen Leistungsprozesses vor­
beigeht. 

3. Organisation der beruflichen Erstaus­
,bildung einschließlich der Probleme 
der Abstimmung 

Der Regierungsentwurf läßt sich von 
der Vorstellung leiten, die Effizienz der 
Berufsausbildung sei davon abhängig, 
daß die Lernorte Schule, Betrieb und 
überbetriebliche Ausbildungsstätte "Tei­
le eines Systems" würden, .. in dem sie 
die Aufgaben erfüllen, die sie fachlich 
und pädagogisch am besten zu leisten 
vermögen" (Begründung § 4). Es heißt 
in der Begründung zum Regierungsent­
wurf, eine ,.sinnvolle und effektive Be­
rufsausbildung" erfordere, daß ,.die 
Ausbildungsordnungen für die betrieb­
liche und überbetriebliche Berufsausbil-
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dung einerseits und die Rahmenlehr· 
pläne für den Berufsschulunterricht 
andererseits inhaltlich und zeitlich mit· 
einander abgestimmt" würden (BegrOn· 
dung § 8). Der Regierungsentwurf un· 
terstellt, daß die in ihm konzipierte Or­
ganisationsstruktur (Bundesinstitut mit 
viertelparitätischem Hauptausschuß -
Bund, Länder, Arbeitgeber, Arbeltneh· 
mer -, angegliedertem obligatorischen 
Länderausschuß) in der Lage Ist, die 
Abstimmung von schulischer und be· 
trieblicher Berufsausbildung zu gewähr· 
leisten. Die Anhörung ergab, daß ln· 
teresse[lvertreter und Sacl;l,l/erständlge 
die Erwartungen der Bundesregierung 
für illusorisch halten. Nach allgemeiner 
Ansicht kann nicht erwartet werden, 
daß die Länder die Rahmenlehrpläne 
aufgrund der Empfehlungen einer Bun· 
desinstitution gestalten werden, an der 
sie nicht von vornherein gleichberech­
tigt beteiligt sind. Wer die Verabschle· 
dung von Ausbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen als "Paket" will, muß 
sich - so die- Wirtschaft und drei der 
unabhängigen Sachverständigen - mit 
dem CDU-Vorschlag einer Zentralstelle 
für Berufsbildung befreunden. Sie setzt 
den Abschluß eines Staatsvertrages bzw. 
Verwaltungsabkommens zwischen Bund 
und Ländern voraus. Alle anderen Kon­
zeptionen beruhen auf einer unrealisti­
schen Einschätzung der mit unserer 
Verfassung gesetzten Bedingungen bzw. 
der Möglichkeit einer Verfassungsände­
rung. 

Auf Fragen der Opposition ergab es 
sich in der Anhörung, daß innerhalb 
einer auf eine Zentralstelle für Berufs­
bildung bezogenen Organisation sowohl 
die Interessen d\')r Sozialpartner als 
auch die Sachkompetenz der Fachleute 
zur Geltung kommen können. _,Darüber 
hinaus ließen sich Institutionen schaffen 
(z. B. für Berufsfelder), die diejenigen 
Probleme lösen könnten, die nicht ein· 
malig anstehen, sondern permanent an· 
fallen (Ausbildungsordnungen und Rah· 
menlehrpläne, Anrechnung von PrOfun· 
gen usw.). Eine solche Organisation bo• 
säße die Flexibilität. sich auf nouo An· 
forderungen ständig einzustellon und, 
den Veränderungen und Dlfferonzlorun­
gen im Beschäftigungssystem ontapre­
chend, Maßnahmen im Ausblldungawe· 
sen zu ergreifen. Damit würde das Ge­
setz von speziellen Regefungon ent­
lastet, andererseits jedoch auoh die im 
Gesetzentwurf dem zustt1ndlgon Bun­
desminister etwa 50 mal zugestandene 
Kompetenz eingeschränkt, unter Um­
gehung des Bundesrates Vorordnungen 
zu erlassen. Von Selten dor Wirtschaft 
wurde insbesondere darauf hingewie­
sen, daß der Gesetzentwurf die Kom­
petenz des zuständlgon Bundesmini­
sters so weit fasse, daß sich eine Ver­
unsicherung ergeben müsse. D!,e Be­
triebe vermögen die Auswirkungen des 
Gesetzes nicht abzusehen und sind 
deshalb nicht in der Lage, langfristig 
zu disponieren. 

Das sich in der Befragung herausschä­
lende Modell .. Zentralstelle" (s. Schau­
bild) stand in Konkurrenz zu dem im 
Regierungsentwurf vorgeschlagenen 
Bundesinstitut und zu der von DGB und 
DAG geforderten Bundesanstalt mit Ein­
Drittel-Parität (Arbeitgeber, Arbeitneh· 
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mer, Bund). Aus der Stellungnahme der 
Gewerkschaften gegen eine ·Länderbe­
teiligung ergibt sich, daß dem Abstim­
mungsproblem ke!ine hohe Bedeutung 
beigemessen wird. Vor die Wahl gestellt, 
ob der Zentralstelle oder dem Bundes-
1nstitut als der zweitbesten Lösung der 
Vorzug zu geben sei, entschieden sich 
die Gewerkschaften für das Bundes­
institut. 

Ein weiterer Schwerpunkt war der § 113 
des G'esetzentwurfs, der die Kompetenz 
des Ben.ifsbildungsausschusses bei der 
zuständigen Stelle regelt. Während DGB 
und DAG die für 
den Berufsbildungsausschuß forderten, 
wurde von. der Wirtschaft darauf hinge­
wiesen, daß bereits der Gesetzentwurf 
im Widerspruch zur Selbstverwaltung 
stünde, daß die Schaffung von Eingriffs­
mö91ichk!'liten in die finanz- und Persu­
mflhoheit der Kammern einen Dauer­
konflikt institutionalisieren würde. -., 

4 .. der beruflichen Bildung 

'Am dritten Tag der An-hörung bestand 
die Opposition darauf, nicht nur das 
Finanzierungsmodell der Bundesregie­
rung stqnde zur Diskussion, sondern 
auch die Kosten, die die Reform insge­
samt verursache und die letztlich auch 
finanziert werden müßten. Schon im 
Zusammenhang mit, den Organisations­
fra.Qen war zur Sprache <;Jaß 
die Durchführung der geplanten Be­
rufsbildungsstatistik sowohl bei den 
Kammern als auch in den Betrieben 
erhebliche Kosten verursachen würde, 
ohne daß die Praktikq,bilität gesichert 
un.d der Sinn bestimmter Erhepungen 
(berufliche . Stellung der Erziehungsbe­
rechtigten .u.sw.) plausibel sei. 

Aus dem Kreis der Sachverständigen 
konnte unter Bezugnahme auf einzelne 
Paragraphen des Gesetzes nachgewie­
sen werden, daß auch für den Staat die 

der Berufsausbildung nicht 
zu dEin Reformen gehöre, die keine 
Kosten verursachten. Der Wirtschaft 
entstehen 'nach ihren vorläufigen Be­
rechnungen etwa 2 Mrd. DM Mehr­
kosten.· Aus pädagogischer Sicht -· so 
habe ich als Sachverständiger erklärt­
besagten Mehrkosten eigentlich nichts, 
wenn sie sich unter Bezug auf die Ver­
besserung der Effizienz der Berufsaus­
bildung rechtfertigen ließen. Aber ge­

'das in das Gesetz eipgeg!J,ngene 
Qualüätsmodell, das über Input-Fakto­
ren Qualität durch Kosten definiere, 
orientiere sich nicht an der konkretem 
'berufsrelevanten Leistungsfähigkeit. Es 
sei durchaus möglich, daß eine Erhö­
hung -der 'Qualität im Sinne des Gesetz:'­
entWurfs zu einer Verminderung der be­
ruflichen'' Tüchtig'keit der Auszubilden­
dep führe. 

Die Sachverständigen Edding, Lutz und 
Winterhager erhielten die Gelegenheit 
- u. a. unter Bezugnahme auf de'n .Be­
ricltt der Sachverständigenkommission 
"Kosten und Finanzierung der beruf­

·Jichen Bildung" -, Oie Notwendigkeit 
eines Umlagemodells zu begründen, 
'das über das von der Regierung in 
Aussicht genommene Prämiens5'stem 
hinausgeht.'Edding wies·darauf hin, daß 
die' StJmme der lnteress.en der Einzel­
wirtschatten nicht dem allgemeinen ln-
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.-------------Staatsvertrag------------, 

Bindung an Abstimmungsmodus 

Vorgabe für das Vorgabe für das 

kompetente Organ Abstimmung kompetente Organ 

Zentrabtalle 
für Berufsbildung 

Anhör recht, 
Vorschlagsrecht 
in Grundsatztregen r- ___ j 

I Au,blldungsrah- I I I 
1 stehendaus: 1 

r--,...:::=,:......,-c---1- Wertung --+1 {1} Ausbildungs-
! ordnungen : 
1 (2) Rahmenlehr· 1 

Informations­
pflicht 

l.._('!"! ____ j 

Ernennung auf 
Vonchlagder 
WirtschaftJ.. 
verbände 

Antrags­
recht 

Fachleutefür 

Ernennung 
euf Vor­
schlagder 
Kultus­
ministerien 

betriebliche Lehrer 
Ausbildung 

teresse entspräche. Gerade wenn die 
Berufsausbildung ein eigenständiger 
Weg zur Allgemeinbildung werden 
solle, müßten dle' sich für die Ausbil­
dung engagierenden Betriebe ein finan­
zielles Äquivalent erhalten. Lutz diag­
nostizierte "Zusammenbruchstendenzen 
im dualen System", die durch ein "para­
sitäres Verhalten" hervorgerufen wür­
den. Deshalb könne die Berufsausbil­
dung nicht länger als Markt" 
funktionieren, sondern erfordere im In­
teresse der Funktionserfüljung die Fi­
nanztJmlage. Winterhager ging, insbe­
sondere auf die Konjunkturabhängigkeit 
des ein, mußte 
sicl:l jedoch entgegenhalten lassen, daß 
sich bisher zyklische und antizyk,lische 
Tendenzen weitgehend ausgeglichen 
hätten. Dem \(otum für ein Finanzie­
rungssystem die Wirtschaftsver­
bände und die Sachverständigen Hegel­
heimer, Dauenhauer'und ich Argumente 
entgegen. So analysierte Hegelheimer 
aus volkswir,tschaftlicher Sicht die un­
erwünschten Wirkungen eines' Fonds­
Systems, Dauenhauer die 
Abkopplung des _Ausbildungssystems 
vom Beschäftigungssystem über eine Fi­
nanzierungsregelung, während ich mich 
darauf konzentrierte, unter Bezugnah­
me auf empirische Erhebungen deutlich 
zu machen, daß sowohl das Fonds- als 
auch das Prämien-System zu eiQer Ver­
'tingerung der Ausbildungsbereitschaft 
führen würden. Die Vertreter der Wirt­
schaftsverbände ·teilten und belegten 
die vorgetragenen Bedenken. Es konnte 
in der Befragung nicht endgültig geklärt 
werden, ob die von einem Mitglied der 

aufgestelf­
te These, daß in den rd. 15 Ofo· der Be· 
triebe, die ausbilden, rd. 80% der' Be­
schäftigten tätig sind, richtig sei und 
damit <;las Finanzierungssystem, wenn 
es ei11.en Lohnsummenfreibetrag vorse­
hß, einen echten 
1\usgleich nicht pewirken könne. 

Der DGB und die für die Fonds-Finan­
zierung eintretenden Sacl'lverständigen 
würden - trotz großer Bedenken ge­
gen die Praktikabilität des' von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Ver­
f!!hrens - das Prämien-System dem 
völligen Verzicht auf die Aufnahme von 
Finanzierungsregelungen in das Gesetz 
den Vorzug geben. 

Unter Bezugnahme auf den tarifvertrag­
lieh vereinbarten Finanzausgleich in der 
Bauwirtschaft ging es endlich noch um 
die Frage, ob das Gesetz Rahmenbe­
stimmungen für freiwillige Brancheh­
fonds enthalten solle. Dem wurde mit 
1:1nterschiedlichen -'u. a. 
auch unter Hinwe1s auf schlechte Erfah­
rungen mit B'ranchenfonds im Ausland 
- insbesondere von den Sachverstän­
digen und den Vertretern der Wirt­
schaftsverbände widersprochen. 

· Jürgen Zabeck 

Personalien 
Der stellvertretende Vorsitzende des 
Hauptausschusses des BBF, Herr 
Rechtsanwalt Karl Wilhelm Herbst, blickt 
am 21. '10. 1975 auf eine 40jährige Tä­
tigkeit in der BundesanstalL für Arbeit 
bzw. Reichsanstalt für Arbeitslosenver. 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 
zurück. Er War bis 1957 in der Arbeits­
verwaltung und anschließend im '}/ar­
stand der Bundesanstalt für Arbeit, spä­
ter als Vorsit,zender bzw. stellvertr. Vor­
sitzender des Vorstandes tätig. Derzeit 
ist Herr Herbst .Vorsitzender des Vor­
standes der Bundesanstalt für Arbeit. 
Der Hauptaussschuß und der .Präsident 
des BBF mit seinen· Mitarbeitern gratu­
lieren herzlich zu diesem Jubiläum. 

Am 1. 10. 1975 hat Herr Dl': Karl Josef 
Uthmann die Leitung der Hauptabtei­
lung Ausbildungsordnungsforschung im 
BBF üb'E!rnommen. Herr Dr. Uthmann, 
Diplom-Volkswirt, war seit 1963 Abtei­
lungsleiter· beim Buhdesverband der 
Deutschen Industrie und ist Mitglied in 
zahlreichen Gremien im Bereich der 
Berufsbildung. Er hat u. a. seit' 1970 
den• BDI im Hauptausschuß des BBF 
vertreten. Seine Hauptarbeitsgebiete 
sind Berufsbildung, Industrieforschung 
und Wisserrschaftspolitik. Er tritt' die 
Nachfolge von Dr. Rolf L9ns an, äer arn 
1. 7. 1975 aus dem BBF ausgeschiede!h 
und Hauptgeschäftsführer der Industrie­
und HandelsKammer Stade ist. 
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Rezensionen 

Verfahren zur Arbeitslehre im 
Senkundarberelch I 

Band 1 Betrlebserkundung, hrsg. von 
H: Fähnrich, 214 S., DM 18,80, Han­
nover: H. Sehreedel Verlag 

Band 2 Betrlebspraktikum, hrsg. von 
H. Gattermann, 224 S., DM 21 ,00, Han­
nover: H. Sehreedel Verlag 

In der gegenwärtigen Diskussion um das 
Fach Arbeitslehre ist die Situation zu­
gunsten eines eigenständigen Faches 
weitgehend entschieden, so daß man 
sich zunehmend lernorganisatorischen 
Fragen zuwenden kann. Mit dieser Aus­
sage kann ·man den Ausgangspunkt der 
beiden vorliegenden Bände markieren, 
die als Teile einer ganzen Veröffent­
lichungsreihe zu Verfahren der Arbeits­
lehre gedacht sind. In bezug auf eine 
solche Reihe ist aus didaktischer Sicht 
die Frage zu stellen, wie denn die Inter­
dependenz von Ziel, Inhalt und Methode 
(Verfahrer:J) beachtet werden kann, wenn 
man - von "unten" beginnend - Un­
terrichtsverf.ahren darstellt. Ein beson­
derer curricularer Zusammenhapg ist 
nicht erkennbar. Dennoch werden Lern­
ziele angegeben. Die Autoren 'behelfen 
sich mit ein!3r Art Selbstrechtfertigung 
der Verfahren, indem sie jeweils zu Be­
ginn der "Verfahren" didaktische Über­
legungen anstellen und damjt zu Krite­
rien'für die Wahl der Schwerpunkte und 
Aspekte des jeweiligen Verfahrens kom­
men. 

Dieser Ansatz ist insofern auch didak­
tisch interessant, als die ausgewiesenen 
Lernziele als Hinweis ·über mögliche 
und auch erreichbare Lernziele in curri­
cularen Planungsentwürfen benutzt wer. 
den können. 

Von der Vielzahl möglicher Unterrichts­
verfahren für die Arbeitslehre. (in der 
obengenannten Reihe sind neben Be­
triebserkundung und Betriebspraktikum 
vorgesehen: Fallstudie, Rollenspiel, Plan­

.Lehrgang, Projekt, Vorhaben) he­
ben sich die Betriebserkundung ,und das 
Betriebspraktikum dadurch ab, daß sie 
die am häufigsten praktizierten Verfah­
ren sind und den "Lernort" Betrieb ge­
meinsam haben. Beides ist nicht pro­
blemlos. Die Häufigkeit z. B. der "Be­
triebsbesuche" täuscht allzu leicht dar­
über hinweg, daß hier viel· methodischer 
Unsinn betrieben werden kann. Der Vor­
teil des 1. Bandes liegt gerade darin 
- durch 'Beispiele aus zahlreichen Er­
fahrungen zugleich recht anschaulich 
gemacht -, die verhältnismäßig plan­
lose und ebenso zufällige Betriebsbe­
sichtigung durch die Betriebserkundung 
zu ersetzen. Aufgrund der Erfahrungen 
und Unterlagen, die zu diesem Verfah­
ren bereits vorliegen, war es möglich 
und sinnvoll, ein "optimales" Modell 
vorzustellen und die konsequente An­
wendung dieses Modells bei Erkundun­
gen iJl verschiedenen Wirtschaftsberei­
chen vorzuführen. 

Beim Betr(ebspraktikum ist die }.us­
gangssituation dagegen unsicherer. Hier 
ist weder der didaktische Stahdort ein-

deutig fixiert, noch scheinen die Erfah-
' run'gen ausreichend, um entsprechende 

Modelle für Betriebspraktika vorstellen 
zu können. Doch wurde auch hier eine 
einheitliche Form für die ausführlichen 
Erfahrungsberichte über Praktika mit 
verschiedenen Schulstufen in verschie­
denen Wirtschaftsbereichen gewählt. 

Die Autoren richten sich mit diesen Ver­
fahrensbänden besonders an Lehrer 
(auch angehende) für das Fach Arbeits­
lehre und wollen diesen Adressaten 
ljilfen für die praktjscbe Arbeit geben. 
Bezogen auf methodische Überlegungen 
dürfte dieses Ziel in hohem Maße er­
teicht weröen. Daneben bleiben aber 
auch Bereiche offen, die mit' einer Ver­
fahrensplanung in enger Beziehung ste­
hen. Die Hilfen bzw. Hinweise für die 
"VorMreitung des l:ehrers" sind eher 
dürftig. Die Möglichkeiten einer Planung 
der Praktikumsplätze und eines syste­
matischen Praktikums (Wechsel der 
Plätze, Gestaltung der Tätigkeit) wer­
den nicht hervorgehoben. Gerade hier 
aber hat bisher pädagogische Kritik das 
Praktikum zu desavouieren vermocht. 

Herber! Tilch, Berlin 

Bund-Länder-Kommission für Bildungs­
planung 4nd Bundesanstalt für Arbeft 
(Hrsg.): und Berufswahl 1975/ 
76, Entscheidungshilfen für Abiturien­
ten und Absolventen der Fachoberschu­
len, Bad Honnef 1975: Verlag Karl Hein­
rich Bock, 391 Seiten, Paperback, DM 
8,50, kostenlos über Schulen und Fach­
oberschulen. 

Die Absicht der Herausgeber ist es, 
Abiturienten und'Absolventen von Fach­

umfassende Informationen 
und Hilfe bei der Entscheidungstindung 
für die Studien- und Berufswahl zu ge­
ben; dieses Vorhaben ist als gelungen 
zu bezeichnen. 

Mit Nachdruck wird in dem Buch• die 
yYichtigkeit "einer sorgfältigen und 
planmäßigen Analyse der Entschei­
dungssituation" betont, wobei wesent­
liche und notwendige Schritte und .Kri­
terien für den Entscheidungsablauf vor­
gezeichnet werden. 

Außerdem wird auf die Wichtigkeit der 
Eigeninitiative verwiesen; auch hierbei 
ist das Buch behilflich, indem es genü­
gend Informationsquellen und Bera­
tungsstellen angibt, die es dem Abitu­
rienten und Absolventen der Fachober­
schule ermöglichen, zielgerichtet weite­
re Informationen zu sammeln und Be­
ratung einzuholen. 

Dabei bietet das Buch selbst eine un­
geheure Fülle von Informationen, wo­
bei die klare Gliederung und das Sach­
wertverzeichnis es jedem ermöglichen, 
die interessierenden Stellen leicht und 
schnell zu finden. 

29 

Zunächst werden Grundinformationen 
über die Voraussetzungen für d'as Stu­
dium an wissensqhaftlichen 
len und Fachhochschulen, über Zulas­
sungsbeschränkungen, Bewerbung, An, 
meldung, Einschreibung, Studienorgani­
sation, Studienabschlüsse, 
dium, Studienkosten, Studienfqrperung, 
Wohnungsprobleme, Kranken- und yn­
fallversicherung, Beschäftigungsaus­
sichten gegeben. 

Insgesamt sind 76 Hoch- bzw. Fach­
hochschulgänge anhand folgender Glie-
derung eingehend dargestellt: · 

- Beschreibung des betreffenden Fa­
ch'es, 

- Zusammenstellung der . Hochschul­
orte und Hochschulen, an dE!nen das 
Fach studiert werden' kann mit dem 
Hinweis auf Zulassungsbeschränkun­
gen, 
kurze Ang,aben zum Studium selbst, 

- Mindeststudiendauer, 
- Förderungsdauer nach BAfqG, 

Berufspraktiköm, 
- Studienabschlüsse, 

I 
- Beschäftigungsmöglichkeiten und 

Aussichten. 

Besondere Berücksichtigung findet die 
Ausbildung zum Lehramt an den Schu: 
len in den einzelnen Bundesländem. 

Außerdem bietet die Broschüre ein vpll­
ständiges Verzeichnis• der Hochschulen 
und, wichtige Adressen, z. B. Rektorat, 
Sekretariat, AStA, Studentenwerk, Zim-
merverrnittlung. ' 

Der Abschnitt über berufliche Bildungs­
wege ohne Studi4m für Abitu'rienten 
und Fachoberschulabsolventen nim'mt 
als Alternative zum Studium leider weit 
weniger· Raurp ein;, das entspricht 'je­
doch der augenblicklichen Situation auf 
diesem Sektor und kanh nicht als Feh­
ler der Darstellung gewertet werden. ' 

Auch hier wird anhand von Frage- und 
Informationskategorien versucht, ·gern 
Abiturienten und Fachoberschulabsol­
venten bei der 
behilflich zu sein. , , 

Eindringlich wird daraut hingewiesen; 
daß' es für eine 'gezielte Informations­
suche und für einen gestuften' Entschei­
dungsprozeß wichtig' ist, sich' sowohl 
über den jeweiligen 
als auch über den dadurch angestreb­
ten Beruf-eingehend zu ihformieren, da 
Ausbildung und Beruf nicht deckungs­
gleich sein· müssen und 'eine Ausbil­
dung durchaus den Zugang ZIJ ver­
schiedenen beruflichen Tätigkeiten er­
möglichen kann. ' 

Die Grundinformationen zur Ausbildung 
bleiben sehr allgell]ein; das wird jedoch 
bei den Ausführungen der einzelnen 
Ausbildungsgänge weitgehend ausge­
glichen. 
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Insgesamt sind 13 Berufe bzw. deren 
Ausbildungsweg in ·der öffentlichen 
Verwaltung, 10 Berufe in Wirtschaft und 
Handel, 5 Berufe in Naturv,;issenschaft 
und Technik, 8 Berufe im Gesundheits­
wesen, '2 Berufe für Sicherheit und 
Verkehr und 6 Berufe im Kommunika­
tiohswesen dargestellt. Dabei wird im 
einzelnen eingegangen auf: 

- Formale Voraussetzungen, 
- Einstellungstermine, 

- Ausbildungsdauer, 
- Ausbildungsorte, 

Mitteilungen des BBF 

- Inhalt der Ausbildung, 
-Abschluß, 

- Berufsmöglichkeiten, 

- Tätigkeitsbereich, 
- Aufstiegsmöglichkeiten. 

Das Buch ist für die Studien- und Be­
rufswahl eine wichtige Informations­
quelle und gibt gute Hilfen bei der 
Entscheidungsfindung; es sollte jedem 
Schüler frühzeitig und ohne vorherige 
Anforderung zur Verfügung gestellt 
werden. 

Hannelore Albrecht, Berlin 

Mitteilungen des BBF 

Es wird den im folgenden genannten 
Fernlehrinstituten die Berechtigung er­
teilt, die Eignung der Lehrgänge durch 
das Gütezeichen des Bundesinstituts 
(Abb.) kenntlich zu machen. 

N.r. 110 

Der Fe'rnlehrgang 

Aktuelle Soziologie - Eine Einführung 
in soziologische Probleme 

ist vom BBF als geeignet beurteilt wor­
den 

Fernlehreinrichtung 

Akademie für Fernstudium 
3388 )3ad Harz6urg 1, Postfach 243 

Lehrgangsziel 

Vermittlung von "Soziologischen Grund­
kenntnissen und Erkenntnissen ;;owie 

von Verständnis für gesell­
schaftliche Probleme, gesellschaftliche 
Abläufe, soziologisch-politische Zusam­
menhänge und menschliche Verhaltens­

Zielgruppe -1 
Vorbildungsvoraussetzungen 

Personen mit. Interesse an einer Einfüh­
rung in soziologische Probleme. Wün­
schenswert sind eine berufliche Tätig­
keit, in der 'Erfahröng mit den sozialen 

der -Arbeitswelt gesam­
melt werden konnten bzw. eine gleich­
zeitige Bescfläftigung mit diesen Pro­
blemen im Unterricht. Der' Hauptschul­
abschluß wird vorausgesetzt. 

Lehrgangsinhalte 

Soziologische GruQdbegriffe - Eine 
Skizze ausgewählter Merkmale der heu­
tigen gesellschaftlichen Situation auf 
dem Hintergrund vorindustrieller Ver­
hältnisse - Soziale Schichtung früher 
llnd heute - gegenwärtige 'Bevöl­
kerungsentwicklung- Ursachen, Folgen 
und Probleme- Stel-

Vom BBF er­
teiltes Güte­
zeichen für 
Fernlehrgänge 

GEPROFTIGEEIGNET 

lung und Bedeutung der Familie - Die 
Jugend in uns!'lrer Gesellschaft - Die 
deutsche im Wandel -
Der Betrieb ir). soziologischer Sicht -
Die politische Ordnung der Bundesrepu­
blik ___: Gewerkschaften und Arbeitge­
berverbände 

Lehrgangsdauer 

(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 
Std. wöchentlicher Studienzeit) 6-9 Mo­
nate 

Umfang des Lehrmaterials 

9 Lehrbriefe mit jnsgesamt 450 Seiten 
- DIN A 5; 1 Anleitung für das Fern­
studium 

Lehrgangskosten 

Bei Vorauszahlung oder .bei monatlicher 
Zahlungsweise (1 x DM 38,-; 4 x DM 
28,-+ DM 150,-

Kurzbeschreibung Nr. 111 

Der Fernlehrgang 

Französischer Sprachkursus 

ist vom BBF als geeignet beurteilt wor­
den 

Fernlehreinrichtung 

DAZ Gesellschaft für Aus- und Weiter­
bildung mbH 
2000 Harnburg 73, Doberaner Weg 10 

Lehrgangsziel 

Beherrschung der Fremdsprache bis 
zum Kommunikationsniveau. Vermittlung 
einer breiten Grundbildung in ·der fran­
zösischen Sprache, auf die ein berufs­
spezifischer Wortschatz leicht aufgebaut 
werden kann 

Zielgruppe I 
Vorbildungsvoraussetzungen 

BWP 5/75 

Personen mit mindestens Realschul­
abschluß; für Absolventen der Haupt­
schule dann, wenn sie über die Fähig­
keit zur syntaktischen GlieQerung de! 
deutschen Sprache sowie die Kenntnis 
der grammatischen Termini verfügen 

Lehrgangsinhalte 

Lektionen aus Bereichen des täglichen 
Lebens in der Umgangssprache -
Grammatische ·Übungen und Sprech­
übun_gen (Idioms) 

Lehrgangsdauer 

(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 
Std. wöchentlicher Studienzeit) 12 Mo­
nate 

Umfang des Lehrmaterials 

1 Lehrbuch (illustrierter Textl;>and mit 
30 Lektionen); 1 Handbuch (mit Gram­

und Vokabeln zu den Lektionen); 
1 Ubungsbuch (mit schriftlichen. übungs­
aufgaben zu jeder Lektion; allplat­
ten oder Tonbänder oder Tonband-Kas­
setten 

Lehrgangskosten 

Bei Vorauszahlung: DM 384,-
bei monatlicher Zahlungsweise 
(6 X DM 68,-): DM 408,-
ocjer '12 x DM 36,- DM 432,-

Kl!rzbeschreibung Nr. 112 

Der Fernlehrgang 

Digital-Elektronik 
ist vom BBF als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung:, 
Standard Elektronik Lorenz AG 
Unternehmensgruppe Rundfunk 
Fernsehen Phono 
Abt. ITT Fachlehrgänge 
7530 Pforzheim-Büchenbronn 
Waldschulstraße 4-6 
(Po,stfach 1570) 

Lehrgangszlel: 
Verstehen von digital arbeitenden elek­
tronischen Systemen und deren prak­
tische Ausführung mit integrierten Digi­
talbausteinen. Kennenlernen von Ent­
wurfsmethoden digitaler Systeme und 
deren Schaltungstechnik. 

Zielgruppen I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Abgeschlossene Berufsausbildung irt der 
Elektrotechnik (Facharbeiter, Techniker, 
Ingenieure); Techniker, Ingenieure des 
allgemeinen Maschinenbaus und ähn­
liche Fachrichtungen, Studium der Natur­
wissenschaften. 

Teilnehmer mit Nachweis einer fünf: 
jährigen Tätigkeit auf dem Gebiet der 
Elektrotechnik. · 

Allgemeine Vorbildungsvoraussetzling: 
Grundkenntnisse der Elektrotechnik I 
Elektronik, mathematische Kenntnisse 
entsprechend des Realschulabschlusses. 

Lehrgangsinhalte: 
Grundlagen Digitaltechnik (Schaltalge­
bra, Zahlensysteme: Codes und Copie-
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rung) - Halbleiterbauelemente in der 
Digitaltechnik - Grundlagen der Inte­
grationstechnik - Begriffe und Kenn­
werte digitaler integrierter Schaltun­
gen- Integrierte Logikfamilien- Digi­
tale .Rechentechnik - Zählertechnik -
Digitale Rechenanlagen - AJD- und 
DIA-Wandler - Digitale Meßtechnik, 
Meßwertaufnehmer - Digitale Steue­
rungstechnik (Anwendungen in der Si­
gnalverarbeitungs- und Steuerungstech­
nik, Planung und Ausführung binärer 
Schaltwerke). 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 Std. 
wöchentlicher Studienzeit) 18 Monate; 
2 Wochen Nahunterricht (Laborübungen). 

Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 850 
Seiten - DIN A 4, großer Druck, viele 
Abbildungen (Diagramme); 
Digitai-Experimenter mit ca. 120 Ver­
suchen. ' 

Lehrgangskosten: 
Lehrgang .ohne Nahunterricht (Labor­
übungswochen) bei Vorauszahlung: 

DM 975,­
bei monatlicher Zahlungsweise 
(18 x DM 59,72): DM 1 074,96 
Lehrgang mit Nahunterricht (Labor­
übungswochen) bei Vorauszahlung: 

DM 1441,­
bei monatlicher Zahlungsweise 
(18xDM88,17): DM 1587,06 

Für Teilnehmer an diesem Lehrgang 
gewähren die Arbeitsämter - wenn die 
dafür bestimmten Voraussetzungen er­
füllt sind -·Leistungen im Rahmen der 
individuellen Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG). FürTejl­
nehmer, die nach dem AFG gefördert 
werden, ist Nahunterricht obligatorisch. 

Kurzbeschreibung Nr. 113 

Der Fernlehrgang 

REFA-Grundausbildung - 'vorstufe 
ist vom BBF als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
REFA-Institut Darmstactt, 
Verband für Arbeitsstudien 
.:_. REFA - e. V., 
6100 Darmstadt, Wittichstraße 2. 

Lehrgal'igsziel: 
Beherrschung aller formalen Grundlagen 
der Methodenlehre des Arbeitsstudiums, 
die in den ·nachfolgenden Kursen der 
REFA- Gruf!dausbildung vorausgesetzt 
werden. 

Zielgruppe I Vorbildungs!. 
voraussetzungen: 
Facharbeiter mit abgeschlossener Aus­
bildung oder mindestens sechsjähriger 
Berufspral):is, Industriemeister (IHK). 

Lehrgangslnhalte: 
Sy1]1bole Ö13r Mathematij<, -des Material­
flusses, von Ablauf- U[ld Netzplänen -
Technische Größen - Technische Ein­
heiten - Rechnen mit Zahlenwerten 
und Größen Rationelles Arbeiten mit 
Zahlenwerten, Zahlentafeln, Rechen-

Mitteilungen des BBF 

tafeln - Graphische Darstellungen in 
Diagrammen, Koordinatensystemen, Lei­
tern und Skalen - 'Hilfsmittel bei tech­
nischen Rechnungen (Rechenstab, Re­
chenmaschinen). 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 Std. 
wöchentlicher Studienzeit) ca. 7 Wochen 
einss:hl. 10 Std. Nahunterricht (Wochen­
endseminare). 

Umfang des Lehrmaterials 
ca. 320 Text- und Arbeitsblätter in Lose­
Blatt-Form DIN A 4. 

Lehrgangskosten: 

anteiliges Porto 
Prüfungsgebühren 
NahUnterricht (je nach 

DM 100,­
DM 2,-· 
DM 35,-

Gruppengröße) DM 60,-/DM 80,­
Für Teilnehmer an diesem Lehrgang 
gewähren die Arbeitsämter- wenn die 
dafür bestimmten Voraussetzungen er­
füllt sind - Leistungen im Rahmen der 
individuellen Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG). Für Teil­
nehmer,· die nach dem AFG gefördert 
werden, ist Nahunterricht obligatorisch. 

Kurzbeschreibung N·r. 114 

Der Fernlehrgang 

Marktforschung im Marketing 
ist vom BBF als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Betriebswirtschaftlicher Verlag 
Dr. Th. Gabler KG, 
6200 Wiesbaden, TaunusstraBe 54. 

Lehrgangsziel: 
Fortbildung zum Marktforschungs­
Assistenten. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit abgeschlossener Schul­
und Berufsausbildung sowie zweijäh­
riger Berufspraxis im 
eines Unternehmens oder Personen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
aber mit .. fünfjähriger ent_sprechender 
Berufspraxis oder Personen ohne ab­
geschlossene Berufsausbildung oder 
Berufspraxis, aber mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium. 

Lehrgangslnhalte: 

Arten und Aufgaben der Marktfor­
schung - Marktforschung und Stati­
stik - Statistische Marktanalysen: Er­
mittlung von Markt- und Verbraucher­
anteilen, Absatzkontrollen, Trend-Er­
mittlung und Trend-Prognose, Regres­
sionsfunktionen, Branchenprognosen, 
Querschnittsanalysen, Marktinformatio­
nen und ihre Beschaffung - Das Um­
frageverfahren: Hauptprobleme, Bevöl­
kerungsumfragen, lndustr)e- und Händ­
Jerbefragungen, Stichprobenlehre, Stich­
probenpraxis, Interview und Frage­
bogen - Sonderverfahren der demo­
skopischen Marktforschung - Markt­
forschung im Marketing-Mix - Markt­
forschung und EDV. 
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L;ehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 Std. 

·wöchentlicher Studienzeit) 12 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 700 
Seiten - DIN A 4. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung 
bei monaU. Zahlungsweise 
(12 x DM 42,-) 
Abschlußprüfung 

Besonderheiten: 

DM 48p,­

DM 504,-'­
DM' 120,-

Vermittlung von Praktikantenstellen 
durch den Bundesverband Deutscher 
Marktforscher (BVM) und Aufnahme in 
die Berufsrolle des BVM ist möglich. 

Kurzbeschreibung Nr. 

Der Fernlehrgang 

Metall 
·Grund-' und Fachlehrgang für metall­
verarbeitende Berufe 
ist vom BBFals geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Lehrinstitut für allgemeine Berufsaus"­
bildung im Rita Latussek Verlag, 
8700 Würzburg, Wolfhar'tsgasse 10. 

Lehrgangsziel: 
Ausbildungspegleitender Fernlehrgang 
zur Vermittlung von fachtheoretischen 
Kenntnissen, die auf die Facharbeiter­
und Gesellen'prüfung für metallverarbei­
tende Berufe (insbesondere Maschinen­
schlosser, Betriebsschlossef, Mecl'lani­
ker, Schlosser) vorbereiten, ohne Ge­
meinschaftskunde und politische Bil­
dung. 

Der Lehrgang. eignet sich auch zur Vor­
bereituQg auf den fachtheoretischen teiJ, 
der Facharbeiter-/Gesellenprüfung ge• 
mäß § 40 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz 
bzw. § 37 Abs. 2 Handwerksordnung. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen, die die Hauptschule erfolg­
reich abgeschlossen haben oder über 
einen vergleichbaren Kenntnisstand ver­
fügen und in einem Ausbildungsverhält­
nis· für' einen der o. g. Berufe" stehen 
sowie • 

Personen, die mindestens das Zwei­
fache der vorgeschriebenen Ausbil­
dungszeit in entsprechenaen Berufen 
tätig gewesen sind und eine Prüfung 
ablegen wollen. 

Lehrgangsinhalte: 
Fachkunde mit Werkstoffkunde, ,Meß­
technik, Maschinenkunde, Fertigungs­
technik (auch neuerar Fertigungsverfat\;. 
ren) - Grundlagen der Elektrotechnik 
sowie Hydraulik und Pneumatik- Fadh­
rechnen mit · Grundrechnungsarten uod 
auf die Fachkunde bezbgenem tech­
nischen Rechnen. 

Fachzeichnen mit geometrist:ITen 
koostruktionen, Zeichnungsnormen, 
Zeichnen von Werkstück- Ansichten, 
Durchdringungen, Perspektiven, Zusai'Tl" 
menstellungszeichnungen; Schaltpläne 
nach DIN <40714. 
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Zu allen Fächern gehören Zwischen­
Abschlußprüfungsaufgaben. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std.4äglicher od,er 15-8td. 
wöche'ntiicher Studienzeit) 24 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
24 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 140Q 
Seiten- DIN A 4. ' 

Lehrgangskosten ab 1. 1. 1974: 
Bei Vorauszahlung 
(innerhalb von 14 Tagen) DM 756,-
bei monatl. Zahlungsweise • 
(24 x DM 35,-} DM 840,-
Einsghreibgebübr • DM 20,-
(die Ein::;chreibgebühr entfällt bei Vor­
auszahlung). 

Kurzbeschreib,ung Nr. 1,16 

Der Fernlehrgang 

Betriebspsychologie 
- Eine Einführung in betriebspsycho.­
logische Probleme -
ist vpm BBF als geeignet worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Akademikergesellschaft für .Erwachse­
nenfortbildl,tng mbH, 
7000 Stuttgart, Am Hohengeren 9. 

Lehrgangsziel: 
Vermitthlng von·betriebspsychqlogischen 
Grundkenntnissen unter Berücksichti­
gung und sozialpsychQ­
Iogischer ,Zusamrpenhänge. 

Zielgruppe 1 Vd'rbildungs-
• voralisset:zungen: • 

mit rntetesse' an einer Ein­
.führung' in b'etriebspsychologische ,bzw. 
betriebssoziologische Probleme, beson­
defs geeignet für Personen der unteren 
bzw. mittleren Führungsebene oder" füf 
Personen, die Führungsebenen 
anstreben. · 

Lehrgangsinhalte: 
Einführulig - Grundlagen 

der Menschenkenntnis -·· Der Mensch 
und &.eine "Arbeitswelt (Arbeitsplatz und 
Arbeitsleistung,. Persönlichkeit und Ar­
beitsleistun.g, menschliche Umgebung 
und Arbeitsleistung) - Grundlagen .der 
Führung "..- Ausbilgung ,Führungs­
aufgabe - Führungsfehler - Spann\Jn­
gen und Konflikte im Betrieb- Schwie­
rige Mitarbeiter• und schwierige ·Situa­
tionen·- Sondergruppen und Sonder­
schichten. . ' . 
Lehrgangsdauer:, 
(bei einer von der Fernlehreinrichtung 
angenommenen wöchentlichen Sfudien­
zeit von 3 12 Monate 
der nicht obligatorischen Semesterprü­
ft,mgen. 

Umfang des 
12 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 450 
Seiten biN A 4; eine Anleitung füt 
das Fernstudium. · · 

Lehrgangskosten: 
Bel Vorauszahlung DM 240,-
bel monatl. Zahlungsweise 
(12x DM20,-)' DM 240,-
Fiir 2 'flicht obligatorische 
Semesterprüfungen DM 60,-

Mitteilungen des BBF 

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die' Erfüllung der Auflagen 
ist dem BBF bis zum 1. Oktober 1975 
bzw. bei Neuauflage nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 117 

Der Fernlehrgang 

Bürogehilfin 57 A 
ist vom BBF als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Hamburger> Farn-Lehrinstitut 
Walter Schuitz KG, . 
2000 Harnburg 73, Doberaner Weg 10. 

Lehrgangsziel: . 
Vermittlung von Fachkenntnissen für den 
Ausbildungsberuf "Bürogehilfin", Vorbe-
reitung auf die !HK-Prüfung. ' 

Zielgruppe I Vorblldungs­

Personen mit Hauptschulabschluß bzw. 
ungelernte kaufmännische Angestellte. 
(Der TeilneHmer muß im Besitz einer 
Schreibmasch[ne sein.) 
Zulassungsbedingungen für die IHK. 
Prüfung: Ausbildungsvertrag für den 

der ßürogehilfin oder eine 
jährig,e kaufmännische Berufspraxis. 

Lehrgangsinhalte: 
Einführung in die Wirtschaftslehre -
Betriebswirlschaftslehre 
tion und Organisationsmittel, 
lagen der Kalkulation I Einzelhandels­
kalkulation, Betriebsorganisation, Be­
triebsstatistik, Grtlndung, Führung und 
Au,flösung von Betrieben, Zahlungsver­
kehr, Postverkehr) - Kaufmännischer 
Schriftverkehr - Stenografie Olerketlrs­
schrift, Eilschrift) - Maschineschreiben 
- Deutsch (Rechtschreibung, Zeichen­
setzurtg, Stillehre). 

Lehrgan'gs'dauer: 
(bei maximal 2 Std . .täglicher oder 15 St.d. 
wöchentlicher Studienzeit) 18 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
z. Z. 35 Lehrbriefe mit insge!jamt ca. 
1280 Seiten - DIN A 4. 

Lehrgangskosten: 
Bei Voraustahlung DM 1'302,-
bei monä.tl. Zahlungsweise 
(18 x DM 79,-) ' 'DM 1 422,-
Einschreibgebühr DM 79,-

für diese!) Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; 'die Erfüllung. der.Auflagen 
ist dem BBF bis zum 31. Dezpmber 1975 
nachzuweisen •. 

Nr: 118. 

Der Fernlehrgang. 

Fremdsprachenkorres'pondent 
(Englisch) 580 C 

ist vom BBF.als,geeignetbeu'rteilt I<Vorde,n. 

Fernlehreinrichtung: 
Hamburger Fern:Lehrinstitut 
Waller Schultz KG, ' 
2000 Harnbarg 73, ,Doberaner Weg 10. 

Lel)rgangsziel: 
Vermittlung von Kenntnissen, die zur 
Erle.digung der englischsprachigen Kor; 
respondenz im ·Geschäftsverkehr -erfor­
derlich sind. 

Zielgruppe I Vorbildungs-' 

BWP 5/75 

Per&onen mit mindestens HauptS'cliul­
abschluß und guten Grundkenntnissem 
in. der englischen Sprache sowie einer 
erfolgreich abgeschlossenen Kaufmanns­
gehilfenp''rüfung; bei Fehlen der 
männtschen Berufsausbildung mit einer 
mindestenl:l gleichwertigen schulischen 
kaufmännischen Ausbildung bzw. einer 
dreijährigen kaufmännischen Berufs­
tätigkeit. 

Lehrgangslnhalte: 
Betriebswirtschaftslehre'(Abladegeschäft 
und WarenimpQrt, Seehafenspedition) 
- Englisch (Grammatik, Intonation, 
Wortschatz) - Englische Handelskor­
respondenz (Anfrage, Angebot, Beste,l­
lung, Versand, 
versand, Versicherung, Außenhandel).• 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Stq. täglicher od'e'r 15 Std. 
wöchentlicher Studienzeit) 12 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
z. Z. 26 Lehrbriefe mit insgesamt 
1100 Seiten- DIN A4. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung DM .:J 320,-
bei monatl. Zahlungsweise, 
(12 x DM 120,-) DM ·1 440,-
Einsch_reibgebühr DM 120,-'-

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die Erfüllung der Auflagen 
ist dem ·BBF bis zum 31. Dezember 
nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 119 

Der Fernlehrgang 

Korrespondent 32 B 
istvom BBF als geeignet beurteilt wqrden. 
Fernlehreinrichtung: 
Hamburger Farn-Lehrinstitut 
Waller Schultz KG, • 
2000 Doberanef 10: 

Lehrgangsziel: 
Vermittlung von KenT)tnissen de.s kauf­
männischen Schriftverkehrs: 

Zielgruppe I Vorbildungs· 
voraussetzungen: 
Personen mit Hauptschulabschluß und 
Kaufmannsgehilfenbrief bzw. einer min­
destens gleichwertigen schulischen 
kaufmännischen ,Ausbildung bzw. 'ein!'l.r 
mindestens 'dreijährigen kaufmänni­
schen Tätigkeit. 

Lehrg'angsinhalte: 
Einführung in die' Wir"tsch!lftslehre --> 
Wil'tschaftsrechf (Gesellschaftsrecht), Zi­
vilprozeßrecht, .gerichtliches Mahnvet­
fahren, Vertragsarten) - Betriebswirt­
schaftslehre (Grundlagen. der Kalkula­
tion/Einzelhandelskalkulat1ori,. B'etriebs· 
organisation, Betriebsstatistik, Zahluhgs:. 
verkehr, EinkaufSVorbereitung und An­
gebQ,t, Aufgaben unq 
Organisation des Vertriebs) - Kauf­
männischer Schriftverkehr (u. a .• Schrift­
verkehr im Einkauf 'lind. Verkauf) -
Deutsch (Rechtschreibung, Zeichenset: 
zung •• Stillehre: •Grammatik);' 

Lehrgangsdauer:. , 
'(bei ,maximal 2 Std. täglicher oder 15 Std. 
wöchentlicher Studienzeit) 12 Monate., · 
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Umfang des Lehrmaterials: 
z. Z. 35 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 
1330 Seiten - DIN A 4. 

Lehrgangskosten: 

Bei Vorauszahlung DM 1 210,-
bei monatl. Zahlungsweise 
(12 x DM 110,-) DM 1 320,-
Einschreibgebühr DM 110,-

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die Erfüllung der Auf­
lagen ist dem BBF bis zum 31. Dezem­
ber 1975 nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 120 

Der Fernlehrgang 

Stenokontoristin 571 B 
ist vom BBF als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Hamburger Farn-Lehrinstitut 
Walter Schultz KG, 
2000 Harnburg 73, Doberaner Weg 10. 

Lehrgangsziel: 
Vermittlung kaufmännischer Kenntnisse 
sowie von Fertigkeiten in Kurzschrift 
und Maschineschreiben. 

Befähigung zum Einsatz im Sekretariat 
und zur Erledigung von Arbeiten im 
Rechnungswesen. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit Hauptschulabschluß. (Der 
Teilnehmer muß im Besitz einer Schreib­
maschine sein.) 

Lehrgangsinhalte: 
Einführung in die Wirtschaftslehre -
Betriebswirtschaftslehre (Büroorganisa­
tion und Organisationsmittel, Grund­
lagen der Kalkulation/Einzelhandels­
kalkulation, Betriebsorganisation, Be­
triebsstatistik, Gründung, Führung und 
Auflösung von Betrieben, Zahlungsver­
kehr) - Buchführung (Grundlagen und 
Praxis der Lohnbuchführung) - Kauf­
männischer Schriftverkehr - Stenogra­
fie (Verkehrsschrift, Eilschrift) - Ma­
schineschreiben. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal2 Std. täglicher oder 15 Std. 
wöchentlicher Studienzeit) 18 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
z. Z. 33 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 
1200 Seiten - DIN A 4. Schallplatten. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung DM 1 303,-
bei monatl. Zahlungsweise 
(18 x DM 79,-) DM 1 422,-
Einschreibgebühr DM 79,-

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die Erfüllung der Auflagen 
ist dem BBF bis zum 31. Dezember 
1975 nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 121 

Der Fernlehrgang 

Leistungsbeurteilung 
ist vom BBF als geeignet beurteilt wor­
den. 

Mitteilungen des BBF 

Fernlehreinrichtung: 
Akademie für Fernstudium, 
3388 Bad Harzburg, Postfach 243. 

Lehrgangsziel: 
Erwerb von Kenntnissen für eine syste­
matische Mitarbeiterbeurteilung und Lei­
stungsbewertung als Voraussetzung für 
einen modernen Führungsstil. 

Zielgruppe I Vorblldungs­
voraussetzungen: 
Personen mit guter Allgemeinbildung 
und einschlägigen Berufserfahrungen -
z. B. Personen im unteren und mittleren 
Management von Industrie und Verwal­
tung. 

Lehrgangsinhalte: 
Betriebliche Notwendigkeit von Mitarbei­
terbeurteilung und Leistungsbewertung 
- Menschenkenntnis und Mitarbeiter­
beurteilung - Rahmen einer Beurtei­
lung - Grundsätze eines Beurteilungs­
systems - Beurteilungsarten - Be­
urteilungen in der betrieblichen Praxis 
- Beurteilungsfehler - Einführung 
eines betrieblichen Beurteilungswesens 
- Arbeitsbewertung und Leistungsent­
lohnung - MTM-System - Bewer­
tungsmerkmale - Umwandlung von 
Punktsummen in Geld - Einführung 
eines Leistungsbewertungssystems und 
arbeitsrechtliche Probleme - Entwick­
lungstendenzen. 

Lehrgangsdauer: 
(bei einer von der Fernlehreinrichtung 

33 

angenommenen wöchentlichen Studien­
zeit von 4,5 Stunden) 6 bis 9 Monate. 

Umfang des Lehrmaterlals: 
8 Lehrbriefe mit insgesamt 400 Seiten 
DIN A 5, eine Anleitung für das Fern­
studium. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei monatlicher 
Zahlungsweise (1 x DM 36,-; 
4 x DM 33,-) DM 168,-

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die Erfüllung der Auflagen 
ist dem BBF bis zum 31. Dezember 
1975 nachzuweisen. 

Widerruf (betr.: Kurzbeschreibungen 
Nr. 20 und 48) 

Die Firma EURATELE - Radio-Fern­
lehrinstitut GmbH, 5 Köln 1, Luxembur­
ger Str. 12, hat den Fernunterricht ein­
gestellt. 

Deshalb sind die Entscheidungen des 
BBF vom 12. 7. 72 und 28. 2. 73 über 
die Eignung der Fernlehrgänge 

"Fernsehkursus- TV" und 
"Industrie- Elektronik" 

der Firma EURATELE widerrufen wor­
den. 

Das Gütezeichen des BBF darf für die 
o. g. Fernlehrgänge nicht mehr verwen­
det werden. 

BHW1 Dje Bausparkasse, 
dje es jhren Kunden lejclder macld 

Besonders niedrige 
Spar- und Tilgungsraten. 
Unvergleichbar günstige 
Zinskonditionen. Und 
Zuteilungsbedingungen, 
die es sonst nirgends gibt. 
Dies und noch einiges 
andere sind die BHW-Extras 
für Deutschlands öffent­
lichen Dienst. Fragen Sie 
danach. 

BHwdie Bausparkasse für 
Deutschlands öffentlichen 
Dienst · 325 Hameln 



Soeben erschienen 

Schriften- zur B.erufsbildungsforschung 

Berufsreife: Merkmale und Instrumente zu Ihrer Untersuchung 

von Peter Hagmüller, Wolfgang Müller und Helge Schweizer. Mit einer Einleitung von Michael 

Müller-Heck 

172 Seiten, 1. Auflage, 1975. Best.-Nr. 91840, kart. DM 18,- Band 31 
Berufsreife ist Grundvoraussetzung für jeden Jugendlichen, der nach Verlassen des Sekundarbe­
reichs I eine berufsqualifizierende Ausbildung im Sekundarbereich II bewältigen will. Die Autoren 
der vorliegenden Veröffentlichung ziehen in Form einer Literaturexpertise eine Bilanz bisheriger 
Forschungsarbeiten zum Thema Berufsreife. Im Anschluß daran werden sowohl praxisorientierte 
Hinweise als auch Anregungen für weitere Forschungsvorhaben gegeben. 

Die Anwendung moderner Problemlösungsverfahren für die Planung der curricularen Rahmenbe­
dingungen beruflicher Grundbildung 

von Susanne Römer 

Band32 99 Seiten, 1. Auflage, 1975. Best.-Nr. 91841, kart. DM 16,-

Bei der Umsetzung der allgemeinen Zielvorstellungen hinsichtlich der curricularen Ausgestaltung 
des Berufgrundbildungsjahres zeigt sich, daß eine Fülle unterschiedlicher lnterpretationsmöglich­
keiten, ungeklärter Alternativen und offener Fragen einer Lösung bedürfen. Hier setzt die vorlie­
gende Studie an, die versucht, dem Bildungsplaner Wege zur Erarbeitung von Entscheidungshilfen 
für die Lösung aktueller Probleme der Berufsgrundbildung aufzuzeigen. ln den dargelegten Lö­
sungsansätzen und Anwendungsbeispielen steht die Zieltindung sowie die Bewertung und Auswahl 
konkreter Maßnahmen zur Gestaltung der curricularen Rahmenbedingungen beruflicher Grundbil­
dung im Vordergrund. 

Qualifikatlonsforschung. Eine Literaturexpertise über ihre Bedeutung für die Berufsbildungsforschung 

von Armin Hegelheimer, Christel Alt und Helga Foster-Dangers 

219 Seiten, 1. Auflage, 1975. Best.-Nt. 91842, kart. DM 22,- Band33 
Die Bedeutung der Qualifikationsforschung für die Zwecke der Berufsbildungsforschung zu unter­
suchen und ihre Antworten für Fragestellungen der Curriculumentwicklungs- und Ausbildungsfor­
schung zu sichten, ist Gegenstand des vorliegenden Berichts. Die Autoren haben in einer Expertise 
vorwiegend deutscher und angelsächsischer Literatur die vorliegenden Ergebnisse der Qualifika­
tionsforschung zusammengestellt und gewürdigt. Ihre Untersuchung dient der weiterführenden Klä­
rung eines wichtigen Forschungsgebiets der Berufs- und Berufsbildungsforschung. 

Fordern Sie unser ausführliches Verzeichnis "Berufliche Bildung" an! 

Hermann Sehreedel Verlag KG 

Fachbereich Berufliche Bildung 

3000 Hannover 81 
Zeißstraße 10 

Telefon 0511/834074 


